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Liebe Leserinnen und Leser des 
Schleswig-Holstein Kurier!

Schleswig-Holstein hat in den vergan-
genen beiden Jahren unter CDU-Regie-
rungsverantwortung einen beachtlichen
gesamtgesellschaftlichen Aufschwung
geschafft. Der wirtschaftliche Auf-
schwung im Norden hat unserem Land
bundesweite Anerkennung verschafft.
Dies kann den Menschen und kann uns
als CDU im Land mehr Selbstbewusstsein
geben. Wir können mit viel Optimismus
und Tatkraft auf den weiteren Verlauf des
Jahres 2008 blicken.

Täglich gibt es bei uns 50 neue Be-
schäftigte. Seit Beginn unserer Regierungs-
zeit ist die Zahl der Arbeitslosen von
160.000 auf 110.00 gesunken. Jeder aus-
bildungswillige- und fähige Schulabgän-
ger hat einen Ausbildungsplatz angeboten
bekommen, und wir haben das beste
Ausbildungsergebnis seit 15 Jahren. Diese
positive wirtschaftliche Entwicklung brau-
chen die Menschen in Schleswig-Holstein,
damit möglichst alle an diesem Auf-
schwung teilhaben können. 

Aber auch unser Land selbst profitiert
davon. Schleswig-Holstein hat im Jahr
2007 515,5 Mio. € Schulden gemacht
und damit die Neuverschuldung gegen-
über dem Regierungsantritt im April 2005
(1.704,1 Mio. € ) auf weniger als ein Drit-
tel gesenkt. Unser Finanzminister Rainer
Wiegard hat hier einen wichtigen Erfolg
erarbeitet. Wir hatten 2007 die geringste
Neuverschuldung seit 1992. Erstmals seit
1997 ist der Landeshaushalt wieder ver-
fassungsgemäß. Ich danke allen, die zu
diesem Ergebnis, zum Teil mit erhebli-
chem persönlichen Verzicht, beigetragen
haben.

Dennoch gilt: Das strukturelle Defizit
des Landeshaushaltes ist noch lange nicht
behoben und muss durch Ausgabenredu-
zierungen und durch Aufgabenverzicht
weiter abgebaut werden. Dazu gehören
die Senkung der Personalausgaben durch
weniger Verwaltung ebenso wie die
Begrenzung von Zuweisungen und Zu-
schüssen sowie eine strenge Ausgaben-
disziplin. Die CDU wird von diesem Kurs
nicht abweichen.

Wir arbeiten jetzt dafür, dass wir als
CDU auch in den kommenden fünf Jah-
ren die Geschicke unserer Städte, Ge-
meinden und Kreise weiter maßgeblich
bestimmen können. Mit hervorragenden
Kandidatinnen und Kandidaten ist die
CDU gut aufgestellt. Ich freue mich auf
einen motivierten Wahlkampf mit Ihnen!
Die CDU-Mehrheiten in den Kommunen
haben Schleswig-Holstein gut getan.

In dieser Ausgabe des Schleswig-Hol-
stein-Kuriers werden sie für Ihre politische
Arbeit vor Ort eine Fülle von Argumenten
und Themen finden.

Es grüßt Sie herzlich 
Ihr

Kiel, ein Zentrum des
Eisenbahnwissens. 

Während sich die großen Lokomotivher-
steller Voith Lokomotivtechnik und Vossloh
Locomotives mit der Herstellung leistungs-
starker Lokomotiven in Kiel beschäftigen,
pflegt, untersucht und repariert die DWK
GmbH & Co. KG seit Jahren Schienenfahr-
zeuge aller Art. Dabei wurde eine Menge
Wissen um diese Fahrzeuge erworben.
Ob es sich um Dieseltriebwagen, Diesel-
lokomotiven, Kleinlokomotiven oder schienen-
gebundene Baufahrzeuge handelt, ein Motto
der DWK lautet: „Geht nicht, gibt’s nicht“.
Die DWK ist ein rein privates Unternehmen
und damit allen Eisenbahnbetreibern gegen-
über neutral und für alle Eisenbahnver-
kehrsunternehmen offen. So werden in der
Werkstatt in Kiel Fahrzeuge der DB Regio
AG, Veolia Verkehr, Seehafen Kiel aber auch
der Hersteller von Schienenfahrzeugen wie
Voith und Vossloh gewartet und instand
gesetzt.

Das verpflichtet die Führung zu steter Aus-
lastung der Werkstatt um den Mitarbeitern
feste Arbeitsplätze in der Region zu schaf-
fen und führt damit auch zur  Wertschöpf-
ung in der Region und der Stadt Kiel. Aber
auch Ausbildungsplätze werden angeboten
mit dem Ziel, diesen jungen Menschen
einen festen Arbeitsplatz zu bieten.

DWK GmbH & Co. KG
Diedrichstr. 9 / 24143 Kiel
Tel.: +49 (0)431-9 90 80-0
Fax: +49 (0)431-9 90 80-150
www.dwk-service.de

Im Schatten der Großen,
für die Großen.
Im Schatten der Großen,
für die Großen.
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Die GPE-Group ist eine wachstumsstarke, inter-
national agierende Unternehmensgruppe mit
über 280 Mitarbeitern an den Standorten Lübeck
und Neumüster. 

Seit Jahren sind wir als System- und Komponen-
tenlieferant führend in der Entwicklung, Produkt-
ion, Montage und Prüfung von komplexen
Produkten in der Pharmaindustrie, Medizin- und
Sicherheitstechnik, Automotive und Aerospace. 

Im Auftrage unserer Kunden übernehmen wir die
gesamte Verantwortung für das Supply-Chain-
Management unter dem Gesichtspunkt von
Qualität, Zuverlässigkeit und Termintreue und wir-
ken zielsicher und nachhaltig in der kundenspezifi-
schen  Wertschöfungskette mit planbaren Erfolg.

Hoher Kundennutzen ist Basis unsers Erfolges und
Teil einer vielfältigen Kompetenzausrichtung und
Organisationsstruktur in den Tochterfirmen:

GPE-Engineering GmbH
ist der Entwicklungspartner für komplexe
Aufgaben in den Bereichen der Entwicklung,
Konstruktion, Erprobung und Prototypenerstel-
lung sowie Bereitstellung von Erstmuster in der
Zulassung von Produkten.

GPE-Plast Engineering GmbH
ist Kompetenzpartner für die Produktion und
Montage von Kunststoffartikeln und Baugruppen
unter Reinraumbedingungen.

GPE-InPlast GmbH
ist die zentrale Fertigungsstätte für alle Arten
von Kunststoff -und Silikonartikel in allen gängigen
und spezifischen Kunststoffmaterialien. Unsere
Stärke basiert auf der Fähigkeit auch kleinste
Produktionslose wirtschaftlich zufertigen.

GPE-metal components GmbH
verfügt über die neuste Laser-Technologie  in der
Blechbearbeitung für den industriellen Einsatz. 
Angebundene  halb- und vollautomatische Pro-
zessroboter sorgen für eine hohe Effektivität auch
bei mittleren und kleinen Stückzahlen.

GPE-Systeme GmbH
stellt das gesamte Umfeld, in dem die eigenge-
fertigten Kunststoff-, Metall- und Blechartikel,
sowie Zukaufteile wie Elektronikbauteile zusam-
menfließen und unter kundenspezifischen  Mon-
tage-, Prüf- und Dokumentationsvorgaben ver-
sandfertig montiert werden.

GPE-Group I Moislinger Allee 53-55 I 23558 Lübeck
0451-2 03 99 -0 I Fax: 0451-2 03 99 -1 29

- Plast Engineering GmbH
- metal components GmbH

- Engineering GmbH
- Systeme GmbH
- InPlast GmbH
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Zu ihrer mittlerweile traditionellen Klau-
surtagung der CDU Schleswig-Holstein auf
Schloss Gottorf trafen sich der CDU-Lan-
desvorstand, die Landtagsfraktion, die Lan-
desgruppe im Deutschen Bundestag, der
Europaabgeordnete, die Kreisvorsitzenden
und die Vorsitzenden der Kreistagsfrak-
tionen am 8. und 9. Februar. Gegenüber
dem Schleswig-Holstein Kurier stellten der
CDU-Landesvorsitzende und Ministerprä-
sident Peter Harry Carstensen sowie der
Fraktionsvorsitzende Dr. Johann Wade-
phul die Ergebnisse der Beratungen vor. 

„Die CDU Schleswig-Holstein hat die
Schwerpunkte ihrer Politik für 2008 fest-
gelegt und sich auf den anstehenden
Kommunalwahlkampf eingestimmt“, er-
klärten Carstensen und Wadephul. Die
Handschrift der Union werde aus allen
Vereinbarungen deutlich: „Wir sind und
bleiben der festen Überzeugung, dass wir
durch intelligente Angebote an die Men-
schen letztlich mehr erreichen werden als
durch Bevormundung und Gängelung.
Die Menschen wollen nicht bis ins letzte
Detail vorgeschrieben bekommen, was
sie zu tun und zu lassen haben. Das gilt
für unsere Kommunen, für Schleswig-
Holstein, aber auch auf Bundesebene“,
so Carstensen und Wadephul. „Die CDU
ist die Familienpartei in Schleswig-Hol-
stein“, erklärte Carstensen mit Blick auf
die heutigen Beschlüsse zur konkreten
Familienförderung. Wadephul erläuterte
die familienpolitischen Beschlüsse der
Klausurtagung: „Die CDU Schleswig-Hol-
stein hat sich vor zwei Jahren das Ziel
gesetzt, Schleswig-Holstein zum Familien-

land Nr. 1 zu machen. Wir verbessern
heute erneut die Rahmenbedingungen,
um eine familiengerechte und kinder-
freundliche Gesellschaft zu gestalten.“

Gleiche Chancen für unterschiedliche
Lebensentwürfe in der Kinderbe-
treuung

Wadephul erläuterte dies konkret am
Beispiel der Förderung der Kinderbetreu-
ung für unter Dreijährige und der Einfüh-
rung des elternbeitragsfreien dritten Kin-
dergartenjahres. Schleswig-Holstein werde
die Bundesmittel für Kinderbetreuung
komplett den Kommunen zur Verfügung
stellen. Zusätzlich würden trotz der ange-
spannten Haushaltslage durch das Land

113 Millionen Euro bei-
gesteuert: „Dadurch
wird in Zukunft jede
Familie frei entscheiden
können, ob sie ihr
Kind zu Hause selbst
betreuen möchte, ob
eine Tagesmutter oder
eine Kindertagesstätte
diese verantwortungs-
volle Aufgabe über-
nehmen soll“, so Wa-

dephul. Der CDU-Fraktionschef äußerte
sein Unverständnis darüber, dass die SPD
auf Bundesebene dieses wichtige Gesetz
blockiert: „Wir werden nicht zulassen,
dass Eltern, die ihr Kind zu Hause betreu-
en möchten, und Eltern, die nach einer
Babypause wieder arbeiten möchten,
gegeneinander ausgespielt werden.“

Gesetzentwurf zum elternbeitrags-
freien dritten Kindergartenjahr kommt

Wadephul äußerte sich zufrieden dazu,
dass der Gesetzentwurf der Fraktion für
ein kostenfreies drittes Kindergartenjahr
die volle Rückendeckung der Union erhal-
ten habe. Dies gelte ausdrücklich auch für
die Forderung der Fraktion, die Kosten
dafür durch Aufgabenverzicht und Ein-
sparungen an anderer Stelle aufzubrin-
gen (2009: 17,5 Mio; ab 2010: 35 Mio):
„Wir bürden uns nicht immer zusätzliche
Aufgaben und Kosten auf, sondern set-
zen klare Schwerpunkte für die Zukunft
des Landes.“, erklärte der Fraktionschef.
Gute Familienpolitik bezieht die älteren
Generationen mit ein. Mehr denn je gehöre
zu einer guten Familienpolitik auch die
Einbeziehung der älteren Generation:
„Wir schätzen die solidarischen Leistun-

Klausurtagung der CDU
Schleswiger Erklärung von Partei und Fraktion verabschiedet

Tagung der Spitzen von Partei und Fraktionen Bildquelle: CDU

Bereiteten die Schles-
wiger Erklärung vor:
Die Landtagsabgeord-
neten Heike Franzen,
Ursula Sassen und
Frauke Tengler

Bildquelle: CDU



gen von Familien über lange Zeiträume
und unterstützen Familien auch in den
späteren Lebensabschnitten“, so Wade-
phul. Die Bausteine des Beschlusses zur
Seniorenpolitik und zur Verbesserung der
Pflegesituation setzen deshalb ein wichti-
ges Zeichen für die älteren Menschen in
Schleswig-Holstein. Die CDU ist für die
Kommunalwahl gut aufgestellt „Die CDU
Schleswig-Holstein geht hoch motiviert in
den Kommunalwahlkampf. Wir treten in
allen Kreistagen, in allen Städten und
wiederum in fast 600 Gemeinden mit
einer eigenen Liste an. Nur in einem Dut-
zend Gemeinden werden wir nach heuti-
gem Stand keine Liste aufstellen kön-
nen“, so Carstensen. „Ich bin stolz darauf,
dass die Arbeit der CDU auch in den
Gemeinden fortgesetzt wird, die in die
Schlagzeilen gekommen sind mit einer
angeblichen Auflösung der Ortsverbände.
In Bredenbek wird in diesen Tagen ein
neuer Ortsvorstand gewählt. In Ellerau
wurden die Kandidaten für die Kommu-
nalwahl bereits gewählt. In Jerrishoe findet
die Nominierungsveranstaltung in diesen
Tagen statt.“

CDU wird stärkste Kraft bleiben

„Wir werden klar stärkste Kraft in den
Kommunen bleiben. Die deutlichen Mehr-
heiten der CDU in den Gemeinden, Städ-
ten und Kreisen haben Schleswig-Holstein
gut getan. Daher wird die CDU im Kom-
munalwahlkampf auf die Themen setzen,
die die Bürgerinnen und Bürger in Schles-

wig-Holstein berühren, für die die CDU in
den vorangegangenen 5 Jahren erfolg-
reich gearbeitet hat und bei denen die
Kommunen auch tatsächlich etwas ent-
scheiden können. Im Mittelpunkt stehen
dabei Familien, Bildung und Arbeitsplätze.“
Carstensen dazu: „Der demographische
Wandel bedeutet eine besondere Heraus-
forderung für unsere Kommunen. Des-
halb werden Kinderbetreuung und Bildung
besondere Schwerpunkte in der Arbeit
der nächsten Jahre sein. Es ist auch Auf-
gabe der Kommunen, Rahmenbedingun-
gen für neue Arbeitsplätze in Schleswig-
Holstein zu schaffen und die Wettbe-
werbsfähigkeit unserer Arbeitsplätze im
internationalen Vergleich zu steigern. Nur
durch das Zusammenwirken einer sach-
orientierten Kommunalpolitik mit einer
vorausschauenden Landespolitik wird es
mit Schleswig-Holstein weiter aufwärts
gehen. Dies gewährleistet nur die CDU."

Wettbewerb und funktionierende
Märkte schützen Verbraucher am
besten

Auch im Verbraucherschutz gehe es in
erster Linie darum, die Rahmenbedingun-
gen für funktionierende Märkte und ech-
ten Wettbewerb zu verbessern: „Wettbe-
werb und funktionierende Märkte sind
entscheidende Voraussetzungen für einen
wirksamen Verbraucherschutz“, so Wade-
phul. Die CDU Schleswig-Holstein begrüße
deshalb ausdrücklich die Ankündigung
von Minister Dietrich Austermann, die

vergangenen Energiepreiserhöhungen
kartellrechtlich auf ihre Angemessenheit
zu überprüfen. Die CDU habe klare Maß-
nahmen beschlossen, um den Verbrau-
cherschutz bei der Lebensmittelsicherheit
weiter zu verbessern. „Wir setzen auch
hier auf Information statt Gängelung“,
erklärte der Fraktionschef. Rigoros will die
Union gegen unerwünschte Telefonwer-
bung und am Telefon abgeschlossene
Verträge vorgehen. „Mittlerweile kriegen
manche Menschen häufiger Anrufe von
Sprachcomputern als von ihren Mitmen-
schen. Das muss aufhören“, forderte
Wadephul.

KLAUSURTAGUNG

ANZEIGE

Tagung im historischen Hirschsaal auf Schloß
Gottorf

Bildquelle: CDU
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Thema der Diskussion am Samstag der
traditionellen Klausur in Schleswig waren
die Finanzpolitik und die Föderalismusre-
form. Im Hinblick auf die anstehenden Ver-
handlungen mit dem Koalitionspartner
über den Doppelhaushalt 2009/10 haben
sich die Teilnehmer über die Haushaltslage
informiert. „Wir sind ein Stück weit stolz,
dass Schleswig-Holstein aufgrund der
außerordentlich disziplinierten Ausgaben-
politik von Finanzminister Rainer Wiegard
und der hervorragenden Wirtschaftsent-
wicklung im letzten Jahr endlich wieder
einen verfassungsmäßigen Haushalt abge-
schlossen hat“, erklärte Carstensen.

Carstensen sagte weiter, auch im Hinblick
auf die anstehende Föderalismusreform
komme der verfassungsmäßige Haushalt
zum richtigen Zeitpunkt: „Wer die Hilfe der
anderen Länder in Anspruch nehmen
möchte, der muss erst einmal zeigen, dass
er selbst seine Hausaufgaben macht“. Der
schleswig-holsteinische Ministerpräsident
erneuerte seine Forderung nach einem Alt-
lastenfonds und erhielt dabei die Unterstüt-
zung seines saarländischen Kollegen Peter
Müller: „Wir brauchen als Grundvorausset-
zung für eine Neuordnung der Bund-Län-
der-Finanzbeziehungen einen Altlasten-
fonds“, forderte der Ministerpräsident des
Saarlandes mit Blick auf die drei finanz-
schwachen Länder Bremen, Saarland und
Schleswig-Holstein. Ziel müsse Chancen-
gleichheit unter den Bundesländern sein.
Erst dann sei fairer Wettbewerbsföderalis-

mus möglich. Konkret will Müller bei-
spielsweise die in den kommenden Jahren
frei werdenden Mittel im Rahmen des Soli-
daritätszuschlages zum Abbau der Altschul-
den der finanzschwachen Länder nutzen. 

Die Mitglieder der Klausurtagung hatten
einhellig die bereits im November letzten
Jahres von der schleswig-holsteinischen
CDU-Landtagsfraktion aufgestellte Forde-
rung unterstützt, den anstehenden Dop-
pelhaushalt so aufzustellen, dass der
Haushalt für das Jahr 2010 die Verfas-
sung einhält. „Der Haushaltsabschluss des
letzten Jahres legt die Latte hoch, aber sie
darf nicht gerissen werden. Es ist auch ein
Stück Selbstachtung für Schleswig-Hol-
stein, dass wir unseren Haushalt in den
Griff bekommen“, so der CDU-Fraktions-
vorsitzende Dr. Johann Wadephul. Der
Fraktionschef machte darauf aufmerksam,
dass Schleswig-Holstein letztes Jahr schon
Schulden hätte zurückzahlen können,
wenn das Land nicht rund eine Milliarde
Zinsen für die Altschulden zahlen müsste.

Wadephul verwahrte sich in diesem
Zusammenhang gegen Vorwürfe des SPD
Landes- und Fraktionsvorsitzenden Stegner,
es gehe um eine „Stellenstreichungsorgie“:
„Der Duden beschreibt Orgien als „keine
Grenzen kennendes Ausmaß“. Angesichts
der schleswig-holsteinischen Schuldenent-
wicklung scheint mir dieser Begriff deshalb
eher auf die Ausgabenpolitik unserer Vor-
gängerregierungen anwendbar zu sein“,
erklärte Wadephul. Ziel der Union sei es, die
Mitarbeiter des öffentlichen Dienstes ange-
messen zu bezahlen. Das sei angesichts der
Haushaltslage nur dann möglich, wenn
öffentliche Aufgaben und in der Folge Stel-
len abgebaut würden. „Diese Erkenntnis ist
bis auf ganz wenige Ausnahmen mittler-
weile schleswig-holsteinisches Allgemein-
gut. Ich bin deshalb zuversichtlich, dass wir
das gemeinsam hinkriegen“, so Wadephul.

Als eines der wichtigsten Reformvorha-
ben auf Bundesebene nannte Dr. Ole
Schröder, Vorsitzender der Schleswig-Hol-
steinischen Landesgruppe im Deutschen

Bundestag, die Reform der Pflegeversi-
cherung. Dem Grundsatz „ambulant vor
stationär“ müsse noch stärker Rechnung
getragen werden. Deutlichen Nachbesse-
rungsbedarf bei der geplanten Pflegere-
form sehe die Union noch hinsichtlich
Bürokratieabbau und Demographiefestig-
keit des Systems. „Die SPD will nicht weni-
ger, sondern mehr Bürokratie und fordert
sogenannte Pflegestützpunkte, die kein
Mensch braucht, da wir unabhängige Bera-
tungsstellen haben. Überall versuchen wir
Doppelstrukturen abzuschaffen und hier
führen wir sie wieder ein“, erklärte Schröder.

Ein weiteres zentrales Reformprojekt für
2008 sei die Erbschaftssteuerreform. Dank
der konstruktiven Zusammenarbeit von
Roland Koch, Peer Steinbrück und dem
finanzpolitischen Sprecher der Unionsfrak-
tion Otto Bernhardt stünden die Grund-
pfeiler seit Ende letzten Jahres. „Der
Gesetzentwurf enthält wichtige Punkte,
für die sich die Union stark gemacht hat.

Besonders wichtig für uns ist, dass die
Unternehmensnachfolge erleichtert wird. Es
muss sichergestellt werden, dass die Weiter-
führung von Unternehmen nicht durch die
Erbschaftssteuer verhindert wird und
Arbeitsplätze verloren gehen“, so Schröder.
Die Behaltensfrist sollte daher von den vor-
gesehenen 15 auf 10 Jahre abgesenkt wer-
den. 10 Jahre sind gerade nach dem Erben
kleiner Unternehmen mehr als genug. Die
Erbschaftssteuerschuld sollte zudem inner-
halb der zehn Jahre abschmelzen, statt auch
nach acht oder neun Jahren der Unter-
nehmensfortführung voll anzufallen.

Weiterer Gesprächsbedarf besteht in
der zur Zeit vorgesehenen Gleichbehand-
lung von z.B. Geschwistern als Erben und
nichtverwandten Personen. „Wenn ich
meinem Bruder oder meiner Schwester
etwas vererbe, muss derjenige doch mehr
davon haben, als eine wildfremde Person“
erklärte Schröder.

Saarlands Ministerpräsident Peter Müller zu Gast 

bei CDU-Klausurtagung auf Schloss Gottorf

Länderfinanzausgleich muss
Strukturprobleme lösen

Sind sich einig: Ministerpräsidenten Müller und
Carstensen

Bildquelle: CDU

Gespräche am Rande gehören zur Klausurta-
gung

Bildquelle: CDU





Deutschland befindet sich am Anfang
dieses Jahres nach wie vor im Aufschwung:
Die Wirtschaftsleistung steigt und die Ar-
beitslosenzahlen sinken. Schleswig-Holstein
spürt den Rückenwind, der von dem bun-
desdeutschen Trend ausgeht und kann die-
sen seinerseits nutzen. Die Wirtschaft hat
diese positive Stimmung aufgenommen.

Persönlich wird mir dies immer wieder
bei Veranstaltungen und Firmenbesuchen
von den Unternehmerinnen und Unter-
nehmern des Landes bestätigt. Und auch
die Kammern und Wirtschaftsverbände
zeigen in ihren Konjunkturanalysen den
Aufwärtstrend der schleswig-holsteini-
schen Wirtschaft.
• Der Unternehmensverband Nord blickt
mit Zuversicht in das Jahr 2008 und ver-
weist auf die gute Auftragslage und den auf
Hochtouren laufenden Wirtschaftsmotor.
• Der Konjunkturklimaindex der Industrie-
und Handelskammer (IHK) liegt mit 113
Punkten im IV. Quartal 2007 weiterhin
über dessen langjährigen Mittelwert. Ins-
gesamt beurteilen 86,5 % der befragten

Betriebe die Wirtschaftslage als gut oder
befriedigend.  

Nur zur Erinnerung: Wer sich den Bericht
am Anfang des Jahres 2005 vor Augen
führt, entdeckt eine vollkommen andere
Situation. Der Indexwert lag lediglich bei
98 Punkten, und nur 70 % der Unterneh-
men waren mit ihrer Lage zufrieden. 
• Auch die schleswig-holsteinischen
Handwerksbetriebe blicken derzeit auf
eine stabil gute Geschäftslage. In beiden
Kammerbezirken beurteilten über 86 %
der Unternehmen die Situation als gut
bzw. befriedigend.

Diese Kennzahlen unterstreichen, dass
die klein- und mittelständisch geprägte
schleswig-holsteinische Wirtschaft die posi-
tive Grundstimmung uneingeschränkt auf-
genommen hat. Die Bewertung der Betriebe
Schleswig-Holsteins hinsichtlich ihrer aktu-
ellen Lage zeigt auch das Vertrauen in die
Wirtschaftspolitik der Landesregierung.
Neben den Konjunkturumfragen wird der
Optimismus aber weitaus stärker durch die
Schaffung von zahlreichen neuen Arbeits-
plätzen dokumentiert. Somit trägt die Wirt-
schaft zu einer Entspannung auf dem
Arbeitsmarkt bei, die vor wenigen Jahren
in Schleswig-Holstein noch nicht denkbar

gewesen wäre.

Pro Tag entstehen in Schleswig-
Holstein 50 neue Arbeitsplätze

War die Arbeitslosigkeit im Jahr 2005
mit über 161.500 Arbeitslosen noch auf
eine Rekordhöhe angestiegen, so hat sich
der Wind auf dem Arbeitsmarkt um 180
Grad gedreht. Zwei Jahre später – mit der
CDU in Regierungsverantwortung – hat
sich die oben genannte astronomische
Zahl um über ein Viertel bzw. rund
41.000 Menschen reduziert. Schleswig-
Holstein schwimmt damit nicht nur auf
der Welle mit, die die allgemeine Wirt-
schaftslage vorgibt. Vielmehr belegt das
Land zwischen den Meeren mit diesem
Rückgang im Bundesländerwettbewerb
den dritten Platz direkt hinter Bayern und
Baden-Württemberg. Und dieser Trend
hat sich am Anfang dieses Jahres noch
verstärkt. Im Januar 2008 verringerte sich
die Zahl der Arbeitslosen gar um ein Drit-
tel oder 61.000 Menschen gegenüber
dem Vergleichsmonat im Jahr 2005. 

Besonders erfreulich ist darüber hinaus,
dass der Rückgang der Arbeitslosenzah-
len mit einer starken Zunahme der
Beschäftigung einhergeht. Im Jahr 2007
sind in Schleswig-Holstein durchschnitt-
lich rund 50 neue Arbeitsplätze pro Tag
entstanden. Nach den neuesten Zahlen
gingen im November des letzten Jahres
30.000 Menschen zusätzlich zum Ver-
gleichsmonat im Jahr 2005 einer sozial-
versicherungspflichtigen Tätigkeit nach.
Dies entspricht einer Zunahme von 3,8 %.
Und auch hier liegt die Zunahme in
Schleswig-Holstein über dem bundes-
und westdeutschen Durchschnitt. 

Ferner wurde im Jahr 2007 mit rund
22.000 abgeschlossenen Ausbildungsver-
trägen ein Rekordwert erreicht. Diese
Zahl konnte auf dem Ausbildungsmarkt
in Schleswig-Holstein selbst in den bishe-
rigen Rekordjahren 1992 und 1999 nicht
erreicht werden.
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Dietrich Austermann gehört zu den profilierte-
sten Wirtschaftsministern in Deutschland

Bildquelle: CDU
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Dietrich Austermann, Minister für Wissenschaft,
Wirtschaft und Verkehr:

Schleswig-Holsteins Wirtschaft 
mit Wind in den Segeln

Lollfuß 82, 24837 Schleswig, Tel.: 04621/96710

Arbeitsvertrag gekündigt?
Wir  helfen!
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Das Wirtschaftsministerium unterstützt
diese günstigen Entwicklungen auf dem
Arbeitsmarkt. Unter anderem sei hier die
Betriebliche Investitionsförderung genannt.
Im Jahr 2007 erhielten 99 überwiegend
mittelständische Unternehmen Zuschüsse
in Höhe von knapp 28 Millionen € und
wurden in die Lage versetzt, Investitionen
in Höhe von 200 Millionen € anzuschie-
ben. Knapp 1.000 Arbeitsplätze wurden
somit neu geschaffen sowie 2.400 gesi-
chert. Dies ist eines der besten Ergebnisse
der letzten zehn Jahre.

Schleswig-Holsteins Wirtschafts-
wachstum 2007

Insgesamt ist in Deutschland das Brut-
toinlandsprodukt im letzten Jahr erneut
kräftig angestiegen. In Schleswig-Holstein
konnte im Jahr 2007 ebenfalls ein über-
durchschnittliches Wirtschaftswachstum
gemessen werden. Allerdings erscheint
auf den ersten Blick die Wirtschaftsent-
wicklung im Jahr 2007 gemessen an dem
Wachstum Deutschlands weniger dyna-
misch. Dies ist jedoch Sondereffekten im
Produzierenden Gewerbe geschuldet,
ohne die sich Schleswig-Holstein gar im
oberen Drittel aller Bundesländer befin-
den würde. 

In den Industriebranchen hat sich das
Wachstum insbesondere in den Wirt-
schaftszweigen Chemie, Maschinenbau,
Metallverarbeitung, Fahrzeugbau sowie
der Herstellung von Geräten der Elektrizi-
tätserzeugung weiterhin äußerst positiv
entwickelt. Bedingt durch Einzelereignisse
wie der Abzug von Motorola aus Flens-
burg wurde das eigentlich gute Ergebnis
im Verarbeitenden Gewerbe eingetrübt.

Einen weitaus größeren Einfluss hatte
jedoch die Abschaltung der Kernkraft-
werke in Brunsbüttel und Krümmel. Neben
den fehlenden Einnahmen für Land und
Kommunen in zweistelliger Millionenhö-
he erweist sich die dauerhafte Abschaltung
als Wirtschaftsbremse für unser Land. Die
Einnahmeverluste werden zu schmerzhaf-
ten Ausgabereduzierungen an anderer
Stelle führen und die künstliche Verknap-
pung bei der Stromerzeugung zu höheren
Energiepreisen. Hier gilt es, eine ver-
nünftige Energie- und Klimaschutzpolitik
zu verfolgen. Die CDU Schleswig-Holstein
sieht diese in einem ausgewogenen Ener-
giemix verwirklicht. Innerhalb dieser Leitlini-
en gilt es auch die erneuerbaren Energien
in unserem Land zu stärken sowie eine effi-

zientere Energienutzung zu fördern. In
Regierungsverantwortung konnten hier
bereits zahlreiche Maßnahmen angescho-
ben werden. So förderte etwa das Land bis
heute 30.000 Wohnungen, die nun einen
Energieverbrauch von maximal sieben Liter
Heizöl pro Quadratmeter und Jahr haben.

Neuausrichtung des Tourismus trägt
Früchte

Deutlich stärkere Impulse als im Bun-
desdurchschnitt gingen beim Wirtschafts-
wachstum vom Dienstleistungssektor aus.
Hierzu trägt nicht zuletzt die Steigerung
der Gäste- und Übernachtungszahlen bei.
Gegenüber dem Jahr 2005 bereisten im
letzten Jahr mehr als 7,7 % mehr Gäste
die Urlaubsdestinationen des Landes. Dar-
über hinaus ist der Zuwachs bei den
Übernachtungen mit 5,1 Prozent im Land
zwischen den Meeren höher als im deut-
schen Durchschnitt. Außerdem verbringen
die Touristen ihren Urlaub in Schleswig-
Holstein durchschnittlich länger als in
jedem anderen Bundesland.

Auch die 24. Tourismusanalyse der BAT-
Stiftung für Zukunfts-
fragen sieht ein wach-
sendes Nord-Süd-Ge-
fälle – der Norden
lässt dabei den Süden
klar hinter sich. Ein
weitaus bemerkens-
werteres Ergebnis ist
jedoch, dass von allen
befragten Inlandsrei-
senden 22,4 % als
Reiseziel die Nord-
oder Ostseeküste in
Schleswig-Holstein
angaben. Damit liegt
das Land zwischen
den Meeren vor allen
anderen Urlaubsre-
gionen Deutschlands.

Diese Spitzenpositi-
on gilt es auszubauen.
Das Wirtschaftsmini-
sterium hat hierzu
bereits im Jahr 2006
das neue Tourismus-
konzept beschlossen.
Danach soll der Tou-
rismus auf drei für
Schleswig-Holstein
besonders interessan-
te Zielgruppen aus-
gerichtet werden.

„Familien mit Kindern“, „Best Ager“ und
„Anspruchsvolle Genießer“ sollen durch
eine Qualitätsoffensive angesprochen
werden. Neben der Verbesserung der
touristischen Infrastruktur ist ein Bestand-
teil bei der Umsetzung des Konzeptes
das Modernisierungsprogramm für Tou-
rismusbetriebe. Durch eine 35 -%ige För-
derung sollen mehr Hotelbetriebe in die
Modernisierung ihrer Betriebsstätten in-
vestieren.

Volle Kraft voraus im Jahr 2008

Die CDU Schleswig-Holstein geht den
Weg für mehr Wachstum und Beschäfti-
gung weiter. Die oben skizzierte hervorra-
gende Ausgangslage – mit den beispielhaft
genannten und vielen weiteren Maßnah-
men – werden wir weiter nutzen, um die
Wirtschaft in unserem Land voranzutrei-
ben. Als wichtigste Instrumente dienen
hierfür nach wir vor der Schleswig-Hol-
stein-Fonds und das Zukunftsprogramm
Wirtschaft. Auch im Jahr 2008 befindet
sich Schleswig-Holstein auf Wachstums-
kurs und steuert mit voller Kraft voraus.
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Hartmut Hansen 
Steuerberater

Moltkestraße 35, 24837 Schleswig
Telefon: 0 46 21/2 3165, Fax: 0 46 21/2 3110

E-Mail: Steuerberater-Hansen@versanet.de
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Hartmut Hansen
Steuerberater
Hartmut Hansen
Steuerberater

Langjährige Erfahrung, ständige Fortbildung und 
sehr gute Kenntnisse im Finanzwesen garantieren Ihnen 
optimale Unterstützung in Steuerfragen.

Tätigkeitsschwerpunkte:
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Schleswig-Holstein hat im Jahr 2007 mit
515,5 Mio. € 578,7 Mio. € weniger neue
Schulden aufgenommen als geplant und
damit die Neuverschuldung gegenüber
dem Regierungsantritt im April 2005
(1.704,1 Mio. €) auf weniger als ein Drittel
gesenkt. Dies sind die erfreulichen Eck-
punkte des vorläufigen Jahresabschlusses
des Landes für das Haushaltsjahr 2007.
Finanzminister Rainer Wiegard: „Das ist die
geringste Neuverschuldung seit 1992. Erst-
mals seit 1997 ist die Summe aus neuen
Schulden und Vermögensverzehr niedriger
als die der eigenfinanzierten Investitionen
und erfüllt die Vorschriften der Verfassung
für die Haushaltsplanung. Nicht geplante
Steuermehreinnahmen wurden vollständig
zur Senkung der Neuverschuldung einge-

setzt“, so Wiegard. Zugleich wurden Rück-
lagen, u.a. für anstehende FAG-Zahlungen
an die Kommunen, in Höhe von netto 155
Mio. € gebildet. „Eine verfassungsgemäße
Haushaltsaufstellung ist damit in greifbare
Nähe gerückt“, sagte Wiegard.
Der Finanzminister legte den vorläufigen
Jahresabschluss für das Jahr 2007 erst-
mals in Form einer kaufmännischen Er-
folgsrechnung, angelehnt an eine Gewinn-
und Verlustrechnung nach §275 HGB,
vor. Das operative Ergebnis sei mit 258,9
Mio. € (Vorjahr –238,1 Mio. €, 2005 –
822,5 Mio. €) erstmals seit Jahren positiv.
Damit sind die regelmäßigen Ausgaben
für Personal, Verwaltung, Investitionen
und Zuwendungen durch die laufenden
eigenen Einnahmen aus Steuern und Ver-
waltung gedeckt.
Die Steuereinnahmen liegen um 558,3
Mio. € über dem Vorjahr. Dabei sorge ins-
besondere die Anhebung des Mehrwert-
steuersatzes um drei Punkte für mehr
Umsatzsteuer (+ 311,0 Mio. €) und
Einfuhrumsatzsteuer (+82,9 Mio. €). Die
Kürzungen von Steuervergünstigungen
insbesondere zur Eigenheimzulage, Pend-
lerpauschale, die Reduzierung der Sparer-
freibeträge etc. wirkten sich ebenfalls Ein-
nahme steigernd aus. Die Zinsausgaben
konnten gegenüber dem Plan um 46 Mio. €
reduziert werden, weil auch bereits im Vor-
jahr weniger neue Schulden aufgenommen
wurden. Rainer Wiegard: „Ein weiterer
Anstieg der Zinsausgaben kann nur durch
weniger neue Schulden bewirkt werden.
Sparen lohnt sich! So müssen im Finanzpla-
nungszeitraum bis 2010 gegenüber der
ursprünglichen Finanzplanung 280 Mio. €
weniger für Zinsen aufgewendet werden.“
Dennoch: Trotz dieser positiven Entwick-
lung steigen die Zinsausgaben durch die
Zinssatzentwicklung und die nach wie vor
erforderliche Neuverschuldung bis 2015
auf voraussichtlich mehr als 1,3 Mrd. €.
Die eigenfinanzierten Investitionen (verfas-
sungsmäßige Kreditaufnahmegrenze) be-
tragen 522,8 Mio. €. und die Nettokredit-
aufnahme am Kapitalmarkt 515,5 Mio. €.

Somit wurden 578,7 Mio. € weniger auf-
genommen als im Haushaltsplan mit
1.094,2 Mio. € veranschlagt. Damit er-
füllt Schleswig-Holstein die Vorgaben der
Verfassung für einen verfassungsgemäßen
Haushalt.
Rainer Wiegard: „Auch mit diesem sehr
befriedigenden Jahresabschluss ist ein
Haushaltsausgleich jedoch noch lange
nicht erreicht, zumal in den kommenden
Jahren auch neue Ausgaben, u.a. für die
Betreuung von Kindern unter drei Jahren
oder für die Bereitstellung zusätzlicher Stu-
dienplätze (Hochschulpakt) sowie sinkenden
Einnahmen, z.B. aus der Oberflächenwas-
serabgabe nach Abschalten der Kernkraft-
werke, zu erwarten sind.“ Das strukturelle
Defizit des Landeshaushaltes müsse durch
weitere Ausgabenreduzierungen und
durch Aufgabenverzicht weiter abgebaut
werden. Dazu gehören die Senkung der
Personalausgaben durch weiteren Stellen-
abbau ebenso wie die Begrenzung von
Zuweisungen und Zuschüssen sowie eine
strenge Ausgabendisziplin. Der Finanzmini-
ster: „Wenn wir die Hilfe der anderen Län-
der und des Bundes erwarten, müssen wir
unsere eigenen Anstrengungen verstärken.“
Weitere Informationen finden Sie in der
Finanzdepesche Nr. 17 des Finanzministeri-
ums im Internet unter www.fimi.landsh.de.

LANDESREGIERUNG

Finanzminister Rainer Wiegard
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Gute Nachrichten für die Kreise, Städte und

Gemeinden: Früher als gesetzlich vorge-

schrieben zahlt das Land einen ersten

Abschlag des den Kommunen zustehenden

Anteils an den Steuermehreinnahmen für

2007 und 2008 aus. Zusammen mit der

Abrechnung für 2006 erhalten die Kommu-

nen damit in diesem Jahr insgesamt 154

Mio. €. Das sind Einnahmen, die bisher in

den kommunalen Haushalten nicht geplant

waren und die Kreise, Städte und Gemein-

den somit direkt entlasten. Die Zahlung wirkt

sich vor Ort z.T. erheblich aus. So erhalten

z.B. die Städte Kiel und Flensburg zusätzlich

rund 20 bzw. 6 Mio. €, der Kreis Rendsburg-

Eckernförde bekommt rund 7 Mio. €. 

Die vorzeitige Auszahlung basiert auf einer

Initiative von Finanzminister Wiegard. Sein

Ziel ist es, dass die Kommunen auch in

Zukunft in jedem Jahr mehr Einnahmen aus

dem FAG haben als im Vorjahr. Diese Ver-

stetigung der Zahlungen verschafft Pla-

nungssicherheit vor Ort.

FAG-Abrechnung für 2006
und 2007 bringt den
Kommunen zusätzlich 
154 Mio. Euro

580 Mio. Euro weniger neue Schulden als geplant - 

Geringste Neuverschuldung seit 1992 - Jahresabschluss verfassungsgemäß.

Finanzminister Rainer Wiegard 
legt vorläufigen Jahresabschluss 2007 vor
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Bis 2013 sollen in Schleswig-Holstein
rund 17.000 neue Betreuungsplätze für
Kinder unter drei Jahren entstehen. Mit
einem eigenen Beitrag von 113 Mio. €

ermöglicht das Land Schleswig-Holstein
den Ausbau dieser Plätze. Die Finanzie-
rung der notwendigen Mittel wird ein
Kraftakt für den Landeshaushalt. Er ist
jedoch dringend notwendig, denn eine
bessere Betreuung für Kinder unter drei
Jahren ist ein wichtiger Schwerpunkt
unserer Politik, betonte Finanzminister
Rainer Wiegard, MdL.

Diese Investition in die frühkindliche
Förderung nütze den Kindern und soll die
Probleme einer alternden Gesellschaft
mildern. Durch das Betreuungsangebot
wird es leichter gemacht, sich für Kinder
zu entscheiden und einen Beruf auszu-
üben, so der Finanzminister.

Die Bevölkerungszahl wird in den näch-
sten zehn Jahren sinken und gleichzeitig
wird unsere Gesellschaft immer älter. We-
niger qualifizierte Arbeitskräfte und damit
auch weniger Steuerzahler werden im
Berufsleben stehen. Vernünftige Betreu-
ungsangebote nützen deshalb den Kindern,
den Unternehmen und dem Land, weil

junge, qualifizierte Eltern Beruf und Familie
besser miteinander verbinden und sich für
beides entscheiden können. Für die Eltern,
die ihre Kinder zu Hause erziehen und
betreuen wollen, will die Union ab 2013 mit
dem Rechtsanspruch auf einen Krippen-
platz das Betreuungsgeld einführen.

Um die in 2013 bundesweit angestrebte
Versorgungsquote von 35 Prozent zu
erreichen, sollen in den kommenden Jah-
ren in Schleswig-Holstein 17.000 zusätz-
liche Plätze in Kindertageseinrichtungen
(11.900) und der Tagespflege (5.100) ent-
stehen.

Der Bund stellt für den Ausbau in
Schleswig-Holstein insgesamt 136 Mio. €
(74 Mio. € für Investitionen und 62 Mio. €
für Betriebskosten) bereit.

Das Land wird alle Bundesmittel, die für
Schleswig-Holstein vorgesehen sind, un-
geschmälert den Kommunen zur Verfü-
gung stellen. Es beteiligt sich zusätzlich
an dem Ausbau mit 46 Mio. € für Investi-
tionen und 62 Mio. € für Betriebskosten.
Zudem sind von 2009 bis 2013 fünf Mil-
lionen Euro als flankierende Maßnahme
beim Ausbau der Tagespflege vorgese-
hen. Die Tagespflege wird gerade im

ländlichen Raum ein wichtiger Baustein
sein, so Minister Rainer Wiegard.

Die Betriebskosten fördert das Land also
in gleicher Höhe wie der Bund, bei den
Investitionen teilen sich Land und Kom-
munen die nach Abzug der Bundesmittel
verbleibenden Restkosten. Die Investiti-
onsmittel des Bundes stehen bereits ab
2008 zur Verfügung. Ab 2009 werden die
Betriebskosten von Bund und Land geför-
dert. Im Doppelhaushalt 2009/2010 des
Landes sind zehn Millionen Euro zur
Finanzierung der Betriebskosten sowie 2
Mio. € für den Ausbau der Tagespflege
vorgesehen.

Nachdem der finanzielle Rahmen verein-
bart ist, werden nun mit den kommunalen
Spitzenverbänden und Wohlfahrtsverbän-
den die weiteren Umsetzungsschritte und
Eckpunkte entwickelt. Dazu gehören ins-
besondere die laufende Bedarfsermittlung,
Verteilungsschlüssel, Fördersätze und eine
Überprüfung der erreichten Ziele.

Schleswig-Holstein stärkt mit dem Kraft-
akt für eine verbesserte Kinderbetreuung
seine Position als familien- und wirtschafts-
freundliches Land, erklärt Finanzminister
Rainer Wiegard.

Finanzminister Rainer Wiegard

macht den Weg frei für eine 

verbesserte Kinderbetreuung

Kraftakt für 
unsere Kleinsten



Die Landesregierung hat einen Aktions-
plan zum Klimaschutz beschlossen. Wes-
halb das Thema auch 2008 von Bedeu-
tung ist, begründet Dr. Christian von
Boetticher, Minister für Landwirtschaft,
Umwelt und ländliche Räume, gegenüber
dem Schleswig-Holstein Kurier.

S-H Kurier: Seit uns im vergangenen
Jahr 2007 schwere Winterstürme heim-
suchten und auch an der Küste erhebli-
che Schäden anrichteten, war der Klima-
wandel in aller Munde. Ist das Thema
eigentlich auch 2008 noch wichtig?

von Boetticher: Vollkommen, der Kli-
mawandel und die Begrenzung des Wan-
dels werden uns noch viele Jahre beschäfti-
gen. Gerade Schleswig-Holstein hat hieran
ein erhebliches Interesse. Bei einem unge-
bremsten Klimawandel werden Extrem-

wetterlagen zunehmen, die Meeresspiegel
rasch steigen, unsere Pflanzen- und Tier-
welt wird sich dramatisch ändern und die
Rückwirkungen auf die Land- und Forst-
wirtschaft sind gar nicht absehbar. Gerät
das Klima aus den Fugen, werden wir also
unsere Erde nicht mehr wieder erkennen.
Zudem ist das Klima ein relativ schwerfälli-
ges System, das heißt sowohl positive als
auch negative Einflüsse wirken sich erst in
vielen Jahren aus. Wir müssen deshalb jetzt
und wir müssen langfristig handeln.

S-H Kurier: Die Landesregierung hat
gerade erst einen Aktionsplan zum Klima-
schutz beschlossen. Wie passt das mit
dem Bau neuer Kohlekraftwerke längs
der Elbe zusammen? 

von Boetticher: Der Kohle kommt unter
den besonderen Bedingungen des deut-

schen Ausstiegs aus
der Kernenergie sehr
wahrscheinlich die
Rolle einer Über-
gangsenergie zu.
Neue Kohlekraftwer-
ke dienen bei gleich
bleibendem oder hof-
fentlich sinkendem
Strombedarf dazu, die
bestehenden Kohle-
kraftwerke zu erset-
zen, die zum großen
Teil schon 30 oder 40
Jahre alt sind. Das ist
sprichwörtlich Technik
von vorgestern. Wenn
alte Kohlekraftwerke
mit etwa 37 Prozent
Wirkungsgrad durch
neue mit 46 - 47 %
ersetzt werden, so
vermindert sich der
CO2-Ausstoß pro Kilo-
wattstunde immerhin
um über 20 %. Wir
dürfen zudem nicht
vergessen, dass die
potenziellen Betrei-
ber nach geltendem
Bundesrecht einen
Rechtsanspruch auf
Genehmigung haben,

wenn die immissionsschutzrechtlichen
Voraussetzungen erfüllt sind. Hinzu
kommt, dass wir in absehbarer Zeit wohl
nicht ganz auf die Nutzung von Kohle für
die Energieerzeugung werden verzichten
können, wenn wir gleichzeitig am vorge-
zeichneten Szenario des Atomausstiegs
in Deutschland festhalten wollen. Die von
den Grünen und Stimmen in der SPD ver-
tretene Position, dass über die zeitlichen
Fristen beim Atomausstieg noch nicht ein-
mal gesprochen werden darf und zugleich
auch neue Kohlekraftwerke abgelehnt
werden, ist unehrlich. Die Bürger werden
hier in ganz unzulässiger Weise auf den
Arm genommen.

S-H Kurier: Wie geht es weiter mit der
Windkraft und der Kraft-Wärme-Kopp-
lung, bei der Schleswig-Holstein seit den
80er Jahren die Nase ganz weit vorn
hat?

von Boetticher: Schleswig-Holstein
wird bei der Windenergie auch europaweit
einer der führenden Standorte bleiben. Im
Jahr 2007 hatten wir rechnerisch einen
Anteil von knapp 39 % Windstrom am
Stromverbrauch in Schleswig-Holstein! Das
ist ein neuer Spitzenwert, den wir in den
kommenden Jahren noch weiter ausbauen
wollen. Nach vollständigem Repowering,
also dem laufenden Austausch älterer
Windräder durch neue und leistungsstär-
kere Anlagen, und zusammen mit den ge-
planten Offshore-Windparks könnte der
Anteil Windstrom am Stromverbrauch
2020 sogar im Bereich von rechnerisch
etwa 160 % liegen. Damit braucht sich
Schleswig-Holstein wirklich nicht verstek-
ken. Und bei der Kraft-Wärme-Kopplung
sind wir mit der „Fernwärme-Modell-
stadt“ Flensburg, ausgedehnten Fern-
wärmenetzen in Kiel und Neumünster
und überproportional vielen Blockheiz-
kraftwerken in den Klein- und Mittel-
städten deutlich über dem Bundesdurch-
schnitt gut aufgestellt. Unser Ziel ist ein
Anteil von Strom aus Kraft-Wärme-
Kopplung von 25 % vor dem Jahr 2020.
Mit diesen Vorgaben werden wir zwi-
schen Nord- und Ostsee einen ganz
erheblichen Beitrag zum Klimaschutz in
Deutschland leisten.

„Klimaschutz bleibt auch 
2008 von großer Bedeutung“

LANDESREGIERUNG

Im Gespräch: Minister Dr. Christian von Boetticher
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Umweltminister Dr. Christian von
Boetticher sieht weiteren Handlungsbedarf
zum Schutz der biologischen Artenvielfalt
in Schleswig-Holstein. „Vor uns liegt trotz
positiver Tendenzen beim Greifvogelschutz,
etwa bei Seeadler, Uhu oder Raufußkauz,
und trotz Erfolgen bei Fischotter und einigen
Fledermausarten noch eine längere Weg-
strecke“, sagte er und erläuterte, dass
Schleswig-Holstein insgesamt 62 Lebens-
räume und 38 Arten beherbergt, die nach
der europäischen Fauna-Flora-Habitat-(FFH)-
Richtlinie besonders zu schützen sind.

Ein Bericht der Bundesregierung mache
aber deutlich, dass es in Deutschland noch
weiterer Anstrengungen bedarf, um den
Verlust der Artenvielfalt in Europa bis
2010 zumindest zu stoppen.

Betroffen hiervon sind in Schleswig-Hol-
stein vor allem Lebensräume und Arten der
Kulturlandschaft, die also auf eine gewisse
Flächennutzung angewiesen sind. Positiv ist
hervorzuheben, dass Schleswig-Holstein bei
den Arten besser als der Bundesdurchschnitt
dasteht. Einige Arten haben sich durchaus
positiv entwickelt, zum Beispiel Amphibien-
Lebensräume, Seeadler und einige Eulen.
Um den Artenschwund in Schleswig-Hol-
stein zu stoppen und mittelfristig umzu-
kehren, setzt der Umweltminister auf neue
Wege: „Die Eigenverantwortung der Bürger
auch für den Naturschutz muss gestärkt
werden. Nur so ist eine nachhaltige und
effektive Naturschutzpolitik gewährleistet.
Statt uns lediglich auf staatliche Anordnun-
gen zu verlassen, müssen die Bürgerinnen
und Bürger im Naturschutz mitgenommen
werden“, so von Boetticher. Unter diesen
Vorzeichen vollzieht sich seit dem Regie-
rungswechsel still und kontinuierlich ein weit
reichender Paradigmenwechsel in der
Naturschutzpolitik Schleswig-Holsteins.

Das Umweltministerium verfügt mittler-
weile über ein Bündel von Instrumenten, das
den Naturschutz im Land voranbringt:
• Der Vertragsnaturschutz, der inhaltlich neu
ausgerichtet und finanziell mit 4,4 Millionen
Euro allein im Jahr 2007 erheblich besser als
vor dem Regierungswechsel ausgestattet
war, soll mit den Landwirten gemeinsam vor
allem den Schutz der heimischen Wiesen-
vögel und Amphibien gewährleisten.

• Ein neu erstelltes Artenhilfsprogramm wird
sich ab dem Jahr 2008 insbesondere mit den
besonders bedrohten europäischen und
nationalen Arten befassen und die finan-
zielle Förderung darauf konzentrieren.
Schleswig-Holstein geht damit einen bun-
desweit einmaligen Weg. Die Förderung von
Biotopmaßnahmen und der Grunderwerb
zum Zwecke des Naturschutzes werden auf
die europäischen Schutzgebiete und Arten
konzentriert. Der Landeswald wird zu fünf
Prozent Naturwald sein, um vor allem den
Waldarten wie etwa den Waldfledermäusen
einen verbesserten Lebensraum zu schaffen.
• Lokale Bündnisse sollen verstärkt mit loka-
len Trägern wie zum Beispiel Naturschutzver-
bänden, den Jägern oder kommunalen Ver-
tretern Naturschutz vor Ort betreiben und
den europäischen Schutzgedanken in die
Region tragen und dort fest verankern. Der-
zeit gibt es schon drei solcher Bündnisse. Das
Land stellt mit EU-Hilfe jährlich insgesamt
eine halbe Million Euro zur Verfügung, um
diesen Weg noch auszubauen, denn er ist
bundesweit das weitreichendste Beteili-
gungsmodell zur Umsetzung von Natura
2000 und der artenschutzrechtlichen Ver-
pflichtungen in Deutschland. Entsprechend
stößt er bundesweit auf Interesse.
• Auch der Ausbau der Ökokontenregelung
macht Schleswig-Holstein zu einem Vorrei-
terland des europäischen Naturschutzes. Die
derzeit in Arbeit befindliche Verordnung
hierzu soll den Weg ebnen und die Aus-
gleichsverpflichtungen für Eingriffe soweit
wie möglich in Schwerpunkträume des
Naturschutzes legen.

„Jährlich bringt Schleswig-Holstein etwa
zwölf Millionen Euro auf, um seiner europa-
weiten Verantwortung für den Schutz der
biologischen Artenvielfalt gerecht zu wer-
den“, so der Umweltminister. Die natur-
schutzpolitische Ausrichtung, den Bürgern
Angebote für freiwilligen Naturschutz zu
machen, zeigt erste und sehr viel ver-
sprechende Erfolge. Sie kostet aber auch
Geld, so der Minister.

„Sicherlich ist es billiger, beim Naturschutz
allein auf ordnungsrechtliche Instrumente zu
setzen, wie Rot-Grün das getan hat. Damit
erreichen wir aber keine Begeisterung für
den Naturschutz und werden unsere Ziele
und Verpflichtungen nicht erreichen“, for-
mulierte Christian von Boetticher sein Credo.

LANDESREGIERUNG

Sicherung der Biologischen Artenvielfalt:

Weitere Anstrengungen nötig

Dr. Christian von Boetticher

Bildquelle: CDU
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Seit Oktober 2006 hängt auf Initiative
der kirchenpolitischen Sprecherin Herlich
Marie Todsen-Reese ein Holzkreuz im Sit-
zungssaal der schleswig-holsteinischen
CDU-Landtagsfraktion. Von März bis Okto-
ber 2007 hat Todsen-Reese bis auf Husum
und Eiderstedt alle 24 Kirchenkreise in
Schleswig-Holstein besucht. Die CDU-
Landtagsfraktion stellte 2007 eine Große
Anfrage zum Religionsunterricht an den
schleswig-holsteinischen Schulen. Im Janu-
ar dieses Jahres gab die CDU-Fraktion ein
Faltblatt „Das „C“ in unserer Politik“ her-
aus. Der Schleswig-Holstein Kurier sprach
mit der Politikerin über die christlichen
Wurzeln in der Arbeit unserer Partei:

S-H Kurier: Frau Todsen-Reese, Sie
stellen in Ihrem Faltblatt die christlichen
Wurzeln der politischen Arbeit in der
Fraktion dar. Weshalb ist das notwendig?

Todsen-Reese: Es geht mir auch, aber
nicht nur um die Arbeit der CDU-Land-
tagsfraktion. Unsere gesamte freiheitlich-
demokratische-Grundordnung hat ihr
Fundament im christlichen Menschenbild
und der unantastbaren Würde jedes Ein-
zelnen. Ich werbe dafür, dass uns allen
das stets bewusst ist.

S-H Kurier: Sie bringen in Ihrem Falt-
blatt praktische Beispiele aus der politi-
schen Arbeit Ihrer Fraktion…

Todsen-Reese: Als Landtagsfraktion
der Christlich Demokratischen Union legen
wir natürlich besonderen Wert darauf,
dass dieses Fundament auch in unserer
praktischen Politik erkennbar ist. 

S-H Kurier: Sie haben in den letzten
Monaten viele Gespräche zu diesem
Thema geführt. Wie sind Sie aufgenom-
men worden?

Todsen-Reese: Ich habe durchaus das
Gefühl, dass dieses klare Bekenntnis zu
unseren Wurzeln sehr positiv aufgenom-
men wird. Und zwar ausdrücklich nicht
nur bei kirchlichen oder der Kirche nahe
stehenden Gesprächspartnern. 

S-H Kurier: Woran liegt das?
Todsen-Reese: Es ist doch so: jeder

Mensch braucht Orientierung. Das wird in
unserer sich immer schneller verändern-
den Welt immer wichtiger. Und in unserer
Demokratie möchten die Menschen wis-
sen, auf welcher Grundlage politische
Entscheidungen getroffen werden.

S-H Kurier: Da hilft Ihrer Ansicht nach
der Bezug zur Kirche?

Todsen-Reese: Häufig wird ja nur über
heftige politische Streitpunkte berichtet,
deren Grund die Bürger nicht mehr verste-
hen. Wenn wir heute sagen, dass wir die
Familie als den ersten Ort ansehen, wo
Kinder ureigenste Erfahrungen menschli-
cher Zuwendung und Solidarität erleben
und soziale Verantwortung lernen, dann
ist dies ein klares Bekenntnis zum christli-

chen Menschenbild. Wir sagen damit
auch, dass es staatlichen Organen niemals
gelingen kann, diese Institution Familie zu
ersetzen. Der Staat kann wohl ein durch-
aus sinnvolles ergänzendes Angebot
machen. Er kann – und muss leider
manchmal – auch dort eingreifen, wo aus
den unterschiedlichsten Gründen Kinder
ohne diese ureigensten familiären Erfah-
rungen aufwachsen. Aber die Familie ist
der Ursprung des Lebens. Mit dieser
Sichtweise unterscheiden wir uns ganz
wesentlich von anderen politischen Grup-
pierungen, die in dieser Situation staat-
lichen Organen den Vorzug geben. Das
lässt sich auf viele Bereiche übertragen.

S-H Kurier: Wie passt dieses klare
Bekenntnis zu christlichen Wurzeln zur
Integrationsdebatte?

Todsen-Reese: Auch dabei hilft es.
Roman Herzog hat einmal gesagt: „Tole-
ranz setzt voraus, dass man einen Stand-
punkt hat.“ Wir dürfen Toleranz nicht mit
Gleichgültigkeit verwechseln. Das gilt
auch und gerade für die Integrationsfrage.
Zuwanderer haben nur dann eine Chance
zur Integration, wenn Sie erfahren, welche
Wurzeln die Gesellschaft hat, in der sie
jetzt leben. Ich plädiere dafür, ihnen diese
Chance zu geben. Das bedeutet selbst-
verständlich nicht, dass – insbesondere
nicht christliche – Zuwanderer alles über-
nehmen sollen. Aber gegenseitige Akzep-
tanz setzt den Austausch der jeweiligen
Überzeugungen voraus. Stärke im eige-
nen christlichen Glauben macht uns auch
stark für den notwendigen Integrations-
prozess und ein Zusammenleben im
gegenseitigen Respekt.

Herlich Marie Todsen-Reese, MdL Bildquelle: CDU-Landtagsfraktion
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Die Klarinette wird das „Instrument des
Jahres“ 2008. Der Landesmusikrat Schles-
wig-Holstein startet damit zum ersten Mal
ein Gemeinschaftsprojekt, das eine Viel-
zahl von Veranstaltungen und Aktivitäten
beinhaltet.  

Das „Instrument des Jahres“ vernetzt
diese musikalischen Institutionen Schleswig-
Holsteins. Konzertveranstalter, Musikhoch-
schule, Musikvereine, Aus- und Fortbil-
dungsinstitutionen, Schulen und Musik-
schulen bringen sich in das Projekt ein.
Ziel des Projektes ist es, die Aufmerksam-
keit auf die umfassenden musikalischen
Aktivitäten in Schleswig-Holstein zu er-
höhen. Wichtige Schwerpunkte sind die
Nachwuchsförderung junger Musiker und
das Heranführen Jugendlicher an vielfältige
musikalische Genres. 

Für ein Kalenderjahr wird ein Instru-
ment als Schwerpunktthema der Reihe
gewählt, das sich dann als roter Faden
durch die ganze Bandbreite des musikali-
schen Lebens in Schleswig-Holstein ziehen
soll. Den Anfang macht die Klarinette.

Schleswig-Holstein kann sich glücklich
schätzen, dass eine der weltweit renom-
miertesten Solistinnen der Klarinette hier
beheimatet ist: Sabine Meyer wird vom
Eröffnungskonzert im Januar bis hin zu
Aufführungen mit dem Landesjugendor-
chester im Herbst das Projekt begleiten.
Die Klarinette ist in vielfältigen Musiksti-
len etabliert. Sie prägt Oldtime-Jazz eben-
so wie Wiener Klassik, sie verleiht dem
Klezmer und auch der alpenländischen
Volksmusik ein charakteristisches Kolorit.
Jörg-Rüdiger Geschke – Präsidiumsmitglied

des Landesmusikra-
tes und Initiator des
Projektes – stellt fest:
„Mit kaum einem
anderen Instrument
lässt sich die mensch-
liche Gefühlsskala in
ihrer ganzen Breite
von jauchzender Freu-
de bis zu tiefer Trauer
so wiedergeben wie
mit der Klarinette.“

Möglich wird das
Projekt nur durch die
Zusammenarbeit mit
starken Partnern: Die
Sparkassen des Lan-
des Schleswig-Hol-
stein sowie die Pos-
sehl-Stiftung fördern
das Projekt maßgeb-
lich. Die Regional-
programme des NDR in Schleswig-Holstein
konnten als Medienpartner für das „In-
strument des Jahres" gewonnen werden.
Die NDR 1 Welle Nord und das Schleswig-
Holstein Magazin werden das Projekt
durch kompetente und unterhaltsame
Berichterstattung in Hörfunk und Fernse-
hen unterstützen.

Als Dachverband des musikalischen
Lebens in Schleswig-Holstein ist es dem
Landesmusikrat ein besonderes Anliegen,
Projekte zu initiieren, die für die Gesamt-
heit der Musikszene von Nutzen sind. Das
„Instrument des Jahres“ tut dies in vorbild-
licher Weise: Es lenkt die öffentliche Auf-
merksamkeit auf die Vielfalt musikalischer

Aktivitäten in unserem Land und stellt
jeweils ein Instrument und die Buntheit
seiner Ausdrucksformen in den Mittel-
punkt.

Regelmäßige Informationen über den Ver-
lauf des Projekts, neue Konzerte, Kurse und
Aktionen, sowie allgemeine Informationen
rund um die Klarinette erhalten Sie unter 
www.instrument-des-Jahres.de

Klarinette ist Instrument des Jahres
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Gemeinsam mit der Kultur- und Minderheitenbeauftragten des Minister-
präsidenten, Caroline Schwarz (rechts), stellte der Landesmusikrat das
Instrument des Jahres 2008 vor.

Bildquelle: M. Ehrhardt, LMR
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Nach Ansicht des Landtagsabgeordne-
ten Werner Kalinka tragen die in der
Koalition beschlossenen Regelungen zur
Verwaltungsstruktur- und Funktionalre-
form die deutliche  Handschrift der CDU.
„Wer die Vereinbarungen im Koalitions-
ausschuss und im Kabinett mit den
Beschlüssen des letzten CDU-Landespar-
teitages vergleicht, kann viele Gemein-
samkeiten in der Gesamtlinie und auch in
Detailfragen erkennen“, erklärte Kalinka,
der auch Vorsitzender des Innen- und

Rechtsausschusses des Schleswig-Holstei-
nischen Landtages ist. „Entscheidend für
die Menschen im Land ist dabei, dass es
im durch die Gutachter prognostizierten
Rahmen echte Einsparungen geben wird.
Die Kreise haben die Möglichkeit, diese
Einsparungen auf dem von ihnen bevor-
zugten Weg zu erreichen, was sie immer
gefordert haben. Das schafft mehr Moti-
vation und damit bessere Ergebnisse, als
jede von oben diktierte Reform“, so der
Abgeordnete weiter. 

Der nun vorliegende Vorschlag setzt
endlich das Ziel, möglichst schnell zu ech-
ten Einsparungen durch Verwaltungsver-
einfachungen zu kommen, an die erste
Stelle. Seit mehr als einem Jahr hat die
CDU in enger Zusammenarbeit mit den
Kreisen und kreisfreien Städten diesen
Prozess befördert. Denn nicht zuletzt das
Verfassungsgerichtsurteil in Mecklen-
burg-Vorpommern hatte noch einmal
deutliche Leitplanken für eine Verwal-
tungsreform aufgezeigt. Werner Kalinka
erklärte weiter: „Eine von oben durchge-
drückte Reform hätte der erfolgreichen
Umsetzung mehr geschadet als genützt.“
Die Ergebnisse des Koalitionsausschusses
und die auf diesen fußenden Leitlinien
sind vor diesem Hintergrund ein sehr
beachtlicher Erfolg.

Seit dem Herbst 2006 hat sich die
Koalition aus schwierigster Position nicht
nur herausbewegt, sondern einen rechts-
sicheren, logischen und sachgerechten
Weg entwickelt. 

Zunächst mit dem Stopp der Kommu-
nalen Verwaltungsregionen, dann mit
den Beschlüssen des CDU-Landespartei-
tages in Lübeck im November 2006, den
Beratungen im Koalitionsausschuss am
4. /5. Dezember 2006, dem kontinuierli-
chen Dialog mit der kommunalen Familie,
beginnend mit dem „Kommunal-Gipfel“
auf Einladung des Ministerpräsidenten im

Januar 2007, den weichenstellenden Be-
schlüssen des CDU-Landesparteitages am
24. November 2007, den Ergebnissen des
Koalitionsausschusses am 13./14. Novem-
ber und des Kabinetts am 17. Dezember
2007. Kalinka: „Ganz maßgeblich haben
wir seitens der CDU nicht nur den Prozess
vom Kopf wieder auf die Füße gestellt,
sondern mit dem Landesparteitags-Leit-
antrag entscheidend den Weg nach vorn
gewiesen.“ All jene, die nach dem CDU-
Landesparteitag einen Stillstand progno-
stizierten, haben falsch gelegen. 

Die CDU-Landtagsfraktion hat seit der
Landtagsdebatte im Oktober 2006 („Kei-
ne Reform um der Reform willen“) konti-
nuierlich die Notwendigkeit rechtssicherer
und erreichbarer Lösungen und Zielvorga-
ben deutlich gemacht. Dies machte im
Gegenzug die Verschiebung einer mögli-
chen neuen Kreisgebietskulisse von
2009/2010 auf 2012/2013 zwingend
notwendig. Im Hinblick auf die Rechts-
sicherheit hatte die CDU-Landtagsfraktion
bereits in der Parlamentsdebatte vom
12. Juli 2007 angemahnt: „Kreisgebiets-
änderungen kann es nur geben, wenn
dadurch hinreichend deutlich gewichtige

Verwaltungsstruktur-
reform vom Kopf auf
die Füße gestellt

Werner Kalinka ist Vorsitzender des Innen- und
Rechtsausschusses im Schleswig-Holsteinischen
Landtag

Bildquelle: CDU-Landtagsfraktion
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Vorteile erwachsen; es darf und wird
keine Reform um der Reform willen
geben.“ 

Die CDU-Landtagsfraktion hatte am
21. November 2007 den SPD-Landesvor-
sitzenden und damaligen Innenminister
Dr. Ralf Stegner vor einer weiteren Polari-
sierung in der Debatte um die Verwal-
tungsreform gewarnt und an ihn wie
folgt appelliert: „Der Innenminister wäre
gut beraten, die von der CDU gebaute
Brücke eines gangbaren Weges mitzuge-
hen.“ Kalinka dazu heute: „Ich freue
mich, dass Dr. Stegner unseren sehr ernst-
lichen Rat befolgt hat.“ 

Der Koalitionsausschuss hat sich dann
am 14. Dezember 2007 auf CDU-Initiati-
ve auch darauf verständigt, dass Kiel und
Lübeck kreisfrei bleiben. „Dies gilt. In den
Leitlinien des Kabinetts werden Kiel und
Lübeck zutreffenderweise auch künftig
als kreisfreie Städte geführt“, so Kalinka
weiter. Andere Interpretationsversuche in
einigen Medien sind ohne Grundlage in
der weiteren Koalitions-Arbeit, die Koali-
tion, so Kalinka, habe auch in dieser
Frage eine Verständigung gefunden.

Schleswig-Holstein befindet sich im wirt-
schaftlichen Aufschwung. Die Investitions-
bereitschaft der mittelständischen Unter-
nehmen, der Landwirtschaft und des Hand-
werks ist dabei eine besonders wichtige
Voraussetzung für stabile und nachhaltige
Entwicklung. Als verlässlicher Finanzpartner
der kleinen und mittleren Unternehmen tra-
gen die Sparkassen im Land wesentlich dazu
bei, dass Mittelstand und Handwerk ihre
Chancen nutzen und den Aufschwung weiter
stärken können. 

Mittelstands- und Handwerksbetriebe prä-
gen die Wirtschaft Schleswig-Holsteins. Sie
sind von herausragender Bedeutung für die
Wirtschaftsstruktur und die regionalen
Arbeitsmärkte. Mehr als dreiviertel aller
Beschäftigten und über 80 Prozent aller
Auszubildenden haben in Mittelstand und
Handwerk ihren Arbeits- oder Ausbildungs-
platz.   

Die Partnerschaft mit den Sparkassen in
Schleswig-Holstein hat eine lange Tradition.
Sparkassen und Mittelstandsfirmen haben
beide ausgeprägte regionale Wurzeln, ihre
Märkte liegen vor der Haustür. Von hier stam-
men ihre Arbeitnehmer und die Auszubilden-
den. Hier zahlen sie ihre Steuern. Sie sorgen
für Wachstum und wirtschaftliche Stabilität,
auch in marktfernen Regionen. Das sind gute
Voraussetzungen für eine erfolgreiche Zu-
sammenarbeit und ein stetiger Ansporn, die
vorhandene Kooperation auszubauen.  

Die Stärke der Sparkassen ist auch in
Zeiten globaler Vernetzung der Wirtschaft
der direkte Kontakt zu ihren Kunden. Spar-
kassen konzentrieren ihre Leistungen nicht
auf Besserverdiener oder Großunternehmen.
Bei den Sparkassen erhält jeder Kunde die
Dienstleistungen, die er wünscht und die für
ihn passen. Sparkassen handeln nach dem
Leitbild „Fair. Menschlich. Nah.“

Fair – denn Sparkassen bieten hoch-
wertige Produkte zu nachvollziehbaren und
fairen Preisen.

Menschlich – denn Sparkassen verfolgen
das Ziel „Wohlstand für alle“, arbeiten für die
Menschen in ihrer Region und fördern das
bürgerschaftliche Engagement.

Nah – denn Sparkassen kennen ihre Kunden
und deren Bedürfnisse, entscheiden vor Ort
und deshalb schnell. Die Sparkassen setzen
ganz bewusst auf Kontinuität, Berechenbarkeit
und faire, langjährige Partnerschaft.

Immer wieder bestätigen Kundenbefra-
gungen, dass Sparkassen eine hochwertige
und kundenorientierte Beratung leisten.
Dieses wird erfreulicherweise auch im Markt
honoriert. Den Sparkassen war es schon
immer ein wichtiges Ziel, enge lebenslange
Beziehungen zu ihren Kunden zu pflegen. Das
gilt heute wie eh und je. So soll es bleiben:
Sparkassen, gut für Schleswig-Holstein!

Sparkassen –
die Partner von Mittelstand und Handwerk
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Die „Leitlinien zur Verwaltungsstruk-
tur- und Funktionalreform“ auf der
Ebene der Kreise und kreisfreien Städte“
sind die Basis für die Erarbeitung eines
Gesamtkonzeptes. Mit ihnen gibt die
Landesregierung für künftige Kreise in
Schleswig-Holstein eine Mindestgröße
von 180.000 bis 200.000 Einwohnerin-
nen und Einwohnern vor. Diese Min-
desteinwohnergröße soll ihre Verbind-
lichkeit verlieren, wenn dadurch Kreise
entstehen würden, die größer wären
als 2.500 Quadratkilometer. Auf Kreis-
fusionen kann nach den Leitlinien
dann verzichtet werden, wenn die
Kreise und kreisfreien Städte bis Ende
2012 die vorgegebenen Einsparpoten-
ziale durch Kooperationen erzielen. 

Darüber hinaus enthalten die Leitlinien

Vorschläge für vier Kooperationsräume,
in denen die zu übertragenden Landes-
aufgaben durch die Kreise und kreis-
freien Städte wahrgenommen werden
sollen.

Im Sommer 2008 wird die Landesre-
gierung ein Gesamtkonzept in Form
eines Gesetzentwurfes vorlegen, das
bis Ende 2008 mit den Kommunen dis-
kutiert und dann dem Landtag zur Ent-
scheidung vorgelegt werden soll. 

In der Folge wird der Landtag vor-
aussichtlich im April 2009 über die
Verwaltungsstrukturreform auf der
Ebene der Kreise und kreisfreien Städte
entscheiden. Eine möglicherweise
angepasste Kreisstruktur soll mit der
Kommunalwahl im Mai 2013 in Kraft
treten. 

Kernpunkte des Beschlusses
der Landesregierung



Selbstbewusst und zuversichtlich traf
sich die Kieler CDU Anfang November zu
ihrem Listenparteitag. Der Kreisvorsitzende
der Kieler CDU, Thomas Stritzl, MdL, und
der Ratsfraktionsvorsitzende, Robert Cor-
des,  zogen eine positive Bilanz, als sie die
letzten rund fünf Jahre kommunaler
Arbeit für unsere Landeshauptstadt Kiel
Revue passieren ließen. Mit dem Eckwert-
beschluss wurde ein erster mutiger Schritt
in die Richtung einer schuldenfreien Stadt
getan: das Science Center befindet sich
auf einem guten Weg und die Müllver-
brennungsanlage kann mit breiter Zu-
stimmung der Bevölkerung erweitert wer-
den. Eindeutig machten Stritzl und Cordes
ihre Positionen zum Flughafen Holtenau
deutlich. Für die Kieler CDU steht fest:
Der Flughafen ist für Kiel, für die Unter-
nehmen vor Ort und für das Universitäts-
klinikum unabdingbar. Deswegen muss
das Land in Holtenau an Bord bleiben. 

Wegen einer beruflichen Veränderung
war es notwendig, dass Björn Will und
Stephan Ehmke ihre Funktionen im  Kreis-

vorstand tauschen. Dieser Tausch fand
eine breite Zustimmung des Kreisparteita-
ges. Stephan Ehmke wird künftig der
Pressesprecher der Kieler CDU sein. Björn
Will steht dem Kreisvorstand weiterhin als
Beisitzer zur Verfügung.

Mit hoher Konzentration ging der

Kreisparteitag dann an die Wahl der
Direktkandidaten für die im Mai anste-
henden Kommunalwahlen. Die Ortsver-
bände hatten gute Vorarbeit geleistet,  so
dass es nur in einem einzigen Fall zu einer
Abstimmung zwischen zwei Bewerbern
kam. Alle anderen 26 Bewerber wurden
mit breiter Mehrheit vom Kreisparteitag
nominiert. 

Thomas Stitzl und Robert Cordes sowie
die geschäftsführenden Vorstände von
Partei und Fraktion hatten mit Umsicht
und Sachkunde die Reihung der Listenbe-
werber vorgenommen. Jung und Alt,
Gestandene und Neulinge, Männer und
Frauen, Ost und West, Nord und Süd
waren so ausgewogen auf die Liste ge-
setzt, dass der einführende Vortrag des
Kreisvorsitzenden mit gespannter Auf-
merksamkeit und hoher Zustimmung zur
Kenntnis genommen wurde. Allein unter
den ersten zehn Listenplätzen befinden
sich vier Frauen und zwei neue Kandida-
tinnen und Kandidaten. Die anschließende
Abstimmung brachte für unseren Spit-

Der „Schleswig-Holstein KURIER” stellt Städte, Regionen und Wirtschaftsstandorte vor

Die Regionen sind es, die dem Land
Schleswig-Holstein sein Gesicht geben.
Der wirtschaftliche Aufbruch in ganz
Schleswig-Holstein wäre ohne die

Kraft und ohne die Ideen der
Menschen vor Ort nicht möglich. Auch
die neue Landesregierung baut auf die
Unterstützung aus Kreisen, Städten

und Gemeinden. In einer Serie wirft
der „Schleswig-Holstein KURIER“ des-
halb den Blick auf die vielfältigen
Innovationspotenziale vor Ort.

Aus den 
Regionen

Aus den 
Regionen
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Führen die Liste der CDU Kiel an: Robert Cordes,
Michaela Pries, Rainer Tschorn

Bildquelle: CDU

Die Kieler CDU setzt auf Sieg
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zenkandidaten Robert Cordes mit 93,9 %
ein Traumergebnis. Dies galt gleicherma-
ßen für alle anderen Listenwebwerber.
Neben Robert Cordes werden der Stadt-
präsident Rainer Tschorn und die stellver-
tretende Fraktionsvorsitzende, Michaela
Pries, die Liste anführen.

In seinem Schlusswort rief Thomas
Stritzl die Kieler CDU zur Geschlossenheit

und zur Kampfbereitschaft auf. Die CDU
könne stolz auf das Geleistete sein und
setzt bei der kommenden Wahl auf Sieg
und nicht auf Platz. 

Eindeutiges Ziel der Kieler CDU ist es,
die Nummer 1 in Kiel zu bleiben und ein
Wahlergebnis zu erreichen, wonach in
Kiel ohne oder gegen die CDU nicht
regiert werden könne.

Einen „Südwester“ für die Bundes-
kanzlerin hat jetzt August Wilhelm Phil-
ippsen von der DGzRS-Crew Langballigau
dem Bundestagsabgeordneten Wolfgang
Börnsen überreicht. Er möge diese sturm-
feste Kopfbedeckung als Geschenk der
Langballigauer Rettungsleute für Angela
Merkel mit nach Berlin nehmen, so Phil-
ippsen beim Jahresabschlusstreffen der
Deutschen Gesellschaft zur Rettung
Schiffbrüchiger. Damit würde ihre wetter-
feste Garderobe komplett und modisch
passend, meinte der DGzRS-Vormann. Er
spielt damit auf die Grönlandtour der
Bundeskanzlerin im Hochsommer 2007
an, als sie gemeinsam mit Dänemarks
Regierungschef Anders Fogh Rasmussen
in einer knallroten Schutzjacke der DGzRS
malerisch und wirkungsvoll vor weißen
Eisbergen in Szene gesetzt worden war.

Die Jacke, die sie trug und die bun-
desweit für Aufsehen sorgte, war ein

Geschenk der Langballigauer Rettungs-
leute gewesen. Gemeinsam hatte Angela
Merkel mit Wolfgang Börnsen im Juli
2002 mit dem in Langballigau liegenden
Rettungsboot „Werner Kunze“ eine Pro-
befahrt unternommen. Beim plötzlich ein-
setzenden Regen erhielt sie den roten
Anorak. Als sie von Bord ging und die
Jacke zurückgeben wollte, lehnte die
Besatzung dieses Ansinnen mit dem Hin-
weis ab, gerade in Berlin bräuchten Bun-
despolitiker wetterfeste Kleidung. Merkel
reagierte mit einer spontanen Spende für
die Deutsche Gesellschaft. Die Station
Langballigau der DGzRS konnte für 2007
wieder eine umfangreiche Rettungsbilanz
vorlegen. Die 17 aktiven Besatzungsmit-
glieder des Rettungsbootes „Werner
Kunze“ hatten zu Tag- wie Nachtzeiten
insgesamt 54 Einsätze fahren müssen, oft
unter widrigen Umständen bei Nebel und
stürmischer See.

Merkels „Modemacher“ sind
Männer aus Langballigau

Juli 2002 mit MdB Wolfgang Börnsen an Bord
der „Werner Kunze“ – Angela Merkel mit der
roten Schutzjacke der DGzRS Langballigau

Bildquelle: CDU

DGzRS-Vormann August Wilhelm Philippsen überreicht MdB Wolfgang Börnsen den Südwester
für Bundeskanzlerin Angela Merkel  

Bildquelle: CDU

Zur Kommunalwahl ist Hans-Friedrich
„Fiete“ Tiemann erneut der unangefoch-
tene Spitzenkandidat der Steinburger
Christdemokraten – der amtierende Kreis-
präsident erreichte beim CDU-Parteitag
ein Traumergebnis von knapp 98 Pro-
zent. Zum ersten Listenplatz hatte der
Kreisvorsitzende Hans Jörn Arp, MdL,
gleich das passende Geschenk in petto:
das vom Verkehrsminister (und Steinbur-
ger CDU-Ehrenvorsitzenden) Dietrich
Austermann auf dem kurzen – und nicht
ganz offiziellen – Dienstweg bewilligte
Autokennzeichen „IZ-Fiete-1“.

Kommunalwahl in
Steinburg: Vorfahrt
für „IZ-Fiete-1“

Die Nr. 1 auf der Steinburger Liste: Hans-Fried-
rich „Fiete“ Tiemann

Bildquelle: CDU



Mit großer Mehrheit verabschiedete der
Kreisparteitag Anträge zur ärztlichen Ver-
sorgung im ländlichen Bereich, zur DSL-
Erschließung und zur flächendeckenden
Übernahme des Optionsmodells.

In dem von Heike Franzen, MdL einge-
brachten Antrag wird die Landesregierung
angesichts des von der Kassenärztlichen
Vereinigung prognostizierten Ärzterück-
gangs aufgefordert, die Attraktivität des
Hausarztberufs schon bei der Ausbildung
stärker zu fördern. Außerdem müssen für
Vertragsärzte erleichterte Bedingungen
geschaffen werden, wenn sie in ihrer Praxis
angestellte Ärzte beschäftigen wollen oder
an anderen Orten Zweigpraxen errichten
möchten. Auch soll die Pflicht aufgehoben
werden, Praxen zwingend hauptberuflich
zu betreiben. Von der KVSH wird verlangt,
dass sie jüngere Ärzte bei einer Niederlas-
sung auf dem Land mit Umsatzgarantien
und Fördermitteln unterstützt.

Zum Antrag zur DSL-Versorgung, der
vom Wirtschaftspolitischen Sprecher der
CDU-Landtagsfraktion, Johannes Callsen,
MdL, eingebracht wurde, beschloss der
Parteitag, dass der Kreis die Federführung
für eine gemeinsame Ausschreibung aller
unterversorgten Gemeinden übernehmen
soll – für die Einwerbung von Fördermit-
teln aus der Breitbandrichtlinie der Lan-
desregierung und ggf. für ergänzende
Finanzmittel des Kreises im Rahmen seiner
Ausgleichsfunktion.

In einem weiteren Antrag sprach sich der
Parteitag dafür aus, das im Kreis Schles-
wig-Flensburg erprobte Optionsmodell zur
Umsetzung der Hartz-IV-Reform in Schles-
wig-Holstein flächendeckend einzuführen.
Der Vorteil bestehe in der Hilfe aus einer
Hand, da in den Sozialzentren des Kreises
auch alle anderen sozialen Leistungen
gewährt werden. Das Bundesverfassungs-
gericht habe dieses Modell bestätigt.

AUS DEN REGIONEN
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Die CDU Schleswig-Flensburg ist bei
der Mitgliederentwicklung im Landesver-
gleich auf Platz 1. Dies unterstrich die
Nord-Union jetzt eindrucksvoll bei der
Aufstellung ihrer Kandidaten zur Kreis-
tagswahl 2008: Genau 376 stimmberech-
tigte Mitglieder kamen in den Landgast-
hof Tarp und nominierten einstimmig die
27 Direktkandidaten und 57 Listenkandi-
daten. Angeführt wird die Liste von dem
Kreistagsabgeordneten Eckhard Schröder
aus Schaalby. 

CDU Kreisvorsitzender Johannes Call-
sen nannte es ein „tolles Zeichen, das für
gelebte Demokratie spreche“, dass so
viele CDU-Mitglieder den Weg nach Tarp
gefunden hätten. Das zeige, dass die
CDU als „mutige und optimistische Partei
in die Kommunal- und Kreistagswahlen“
gehe und heute die Weichen für eine
qualifizierte Mannschaft stelle. „Unser
Ziel ist es, wieder stärkste politische Kraft
im Schleswiger Kreishaus zu werden“, so
Callsen, „dafür haben wir heute mit einer
ausgewogenen Liste und neuen Gesich-
tern die personellen Grundlagen gelegt.“

Ebenfalls einstimmig verabschiedet
wurde das Wahlprogramm der CDU unter
dem Titel „Schleswig-Flensburg – unsere
Heimat mit Perspektiven und Zukunft,“
das vom stellvertretenden Kreisvorsitzen-
den Thomas Jepsen eingebracht wurde.

„Damit stellen wir gemeinsam die Wei-
chen für die Jahre 2008 bis 2013“, so
Jepsen, „für die weitere positive wirt-
schaftliche Entwicklung, für neue Arbeits-
plätze in der Region, für einen partner-
schaftlichen Umwelt- und Naturschutz,
für die Lebensqualität im ländlichen
Raum, für ein attraktives Bildungs- und

Kulturangebot, für den Ausbau des Tou-
rismus und die grenzüberschreitende
Zusammenarbeit, für eine moderne
Infrastruktur und eine starke Interessen-
vertretung der Region sowie die weitere
Haushaltskonsolidierung von Kreis und
Gemeinden.“

Johannes Callsen ergänzte in diesem
Zusammenhang: „Verantwortung über-
nehmen wir auch auf bei der Schülerbe-
förderung: Der Kreisvorstand hat sich im
Zuge der Beratungen zum Wahlpro-
gramm für eine kostenlose Schülerbeför-
derung ausgesprochen; die Netzkarte zur
Nutzung auch außerhalb der Schulzeiten
wollen wir als Angebot ermöglichen. Die-
sem Votum hat sich die Kreistagsfraktion
angeschlossen und ich bin überzeugt,
dass wir gerade den Eltern im ländlichen
Raum damit ein wichtiges Signal geben.
Schließlich unterstreichen wir damit auch
unsere Position als familienfreundlicher
Kreis – diese Auszeichnung Ende letzten
Jahres ist nicht nur Anerkennung unserer
Arbeit, sondern auch Ansporn für unse-
ren weiteren Einsatz.“

Zuvor überbrachte der Ehrengast des
Abends, der stellvertretende CDU-Lan-
desvorsitzende Torsten Geerdts, Kreisprä-
sident Johannes Petersen und dem Vorsit-
zenden der CDU-Kreistagsfraktion Peter
Dietrich Henningsen den Dank von CDU-
Landeschef Peter Harry Carstensen. Hen-
ningsen sei ein „Christdemokrat aus
Schrot und Korn“, der große Integrati-
onsarbeit geleistet habe. Petersen habe
sich insbesondere durch seine Aufbauar-
beit in der Region SØnderjylland/Schles-
wig verdient gemacht. Beide kandidieren
nicht wieder für den neuen Kreistag.

CDU Schleswig-Flensburg stellt Weichen 
zur Kommunal- und Kreistagswahl 2008

Sie führen die Liste
an [v. lks.): Rita Höck,
Mario deVries, Ulrich
Brüggemeier, Petra
Nicolaisen, Hans Hein-
rich Tramsen, Eckhard
Schröder, Walter Beh-
rens, Jutta Weyher,
Dr. Hartwig Marten-
sen, Hermann Schnei-
der und Johannes
Callsen, MdL

Bildquelle: CDU

Rettung für den „Landarzt“

Rekordbesuch: 376 Teilnehmer beim Kreis-
parteitag der CDU Schleswig-Flensburg

Bildquelle: CDU



Ein Wahlmarathon
stand für die 234
stimmberechtigten
Mitglieder auf dem
Parteitag vom CDU-
Kreisverband Sege-
berg auf dem Pro-
gramm. Es wurden
ein neuer Vorstand
und 29 Direktkandi-
daten für die Kreis-
tagswahl gewählt
und die Liste mit 53
Kandidaten aufge-
stellt. Großen Beifall
erhielt der CDU-
Landratskandidat
Thomas Stritzl als
Gastredner. Der Vor-
sitzende der CDU-
Kreistagsfrakt ion
sprach zum Thema
„Erfolgreiche Politik
für die Dörfer und
Städte im Kreis Sege-
berg“. Der wieder-
gewählte CDU-Kreis-
vorsitzende und Bundestagsabgeordnete Gero Storjohann kün-
digte den Umzug der CDU-Kreisgeschäftsstelle aus dem Win-
tergarten von Kreisgeschäftsführer Uwe Voss in Nahe in das
Gebäude des ehemaligen Amtsgerichts in Bad Segeberg für
den Juni 2008 an.

Alle stellvertretenden Vorsitzenden hatten sich zur Wieder-
wahl gestellt und wurden ohne Gegenkandidatur wiederge-
wählt. Axel Bernstein, MdL aus Wahlstedt, Ursula Michalak
aus Bad Segeberg, Manfred Ritzek, MdL aus Norderstedt,
Roswitha Strauß aus Alveslohe und Carsten Ulrich Völker werden
Gero Storjohann auch in den nächsten 2 Jahren unterstützen.

Um die Finanzen kümmern sich nach ihrer Wiederwahl
Max-Wilhelm Freese aus Hasenkrug und Hans-Jürgen Scheiwe
aus Kaltenkirchen.

Neu in der Vorstandsmannschaft ist der Computerexperte
Carsten Nissen aus Wiemersdorf als Schriftführer. Er löst Hans
Peter Pingel ab, der nicht wieder zur Wahl antrat. Stellvertreten-
der Schriftführer bleibt Dieter Schneider aus Wahlstedt.

Als Beisitzer komplettieren den Vorstand Bettina Albert
(Pronstorf), Elisabeth von Bressensdorf (Henstedt-Ulzburg)
Dieter Glage (Boostedt), Joachim Miermeister (Norderstedt),
Joachim Polster (Sülfeld), Katja Rathje-Hoffmann (Nahe),
Florian Schiefer (Bad Bramstedt), Klaus-Wilhelm Schümann
(Hasenmoor) und Carsten Wittern aus Todesfelde.

Die Liste für die Kreistagswahl führen Kreispräsident
Winfried Zylka, der Fraktionsvorsitzende Gottlieb Dingeldein,
Doris Grote, Katja Rathje-Hoffmann und Helga Hauschildt an.

AUS DEN REGIONEN

Wahlmarathon beim
Kreisverband Segeberg
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Wiedergewählt: Axel Bernstein, MdL, Ursula
Michalak, Gero Storjohann, MdB, Roswitha
Strauß und Carsten Ulrich Völker

Bildquelle: CDU

Die Kreistagskandidaten der CDU im Kreis
Segeberg

Bildquelle: CDU
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Auf einem äußerst gut besuchten Kreis-
parteitag haben die Dithmarscher Christ-
demokraten am 2. Februar in Meldorf den
Kommunalwahlkampf eingeläutet.

Zum Spitzenkandidaten wurde Kreisprä-
sident Karsten Peters gewählt. Er führt die
Liste von 42 engagierten Männern und
Frauen an, die dazu beitragen wollen, dass
die CDU in Dithmarschen wieder die mit
Abstand stärkste politische Kraft wird.

Zuvor hatte Kreisvorsitzender Timm
Hollmann seine Parteifreunde auf einen
harten aber fairen Wahlkampf einge-
schworen, der programmatisch von wirt-

schafts- und medienpolitischen Themen
bestimmt sein wird. Die Turbulenzen um
die Kreisgebietsreform seien nach dem
klarstellenden Worten des Landesvorsit-
zenden Peter Harry Carstensen am 15.
Januar in Meldorf beendet. Man sei sich
sicher, dass durch sinnvolle Kooperatio-
nen mit den Kreisen Steinburg und Pinne-
berg Einsparungen in beachtlicher Höhe
erreicht werden, die den Fortbestand des
ältesten Landkreises Deutschlands sichern.
Die Auseinandersetzung um dieses leidige
Thema sollte jetzt beendet sein und die
gesamte Energie auf die Erreichung eines

Wahlsieges am 25. Mai verwendet wer-
den. So zeigten sich denn die gut 200
Gäste des Parteitages in bester Stimmung
und hochmotiviert, möglichst alle der 27
Wahlkreise direkt zu gewinnen.

Wahlkampf geübt wird jedenfalls schon
einmal in der Mönckebergstraße in Ham-
burg, wenn 50 Dithmarscher Parteifreunde
mit einer einmaligen Wahlkampfaktion –
wie schon vor 5 Jahren – Ole von Beust
unterstützen. 

Besuchen Sie uns doch mal im Internet
auf www.dithmarschen2008.de

CDU-Dithmarschen stellt Weichen 
für Kommunalwahl

von links, obere Reihe: Volker Nielsen, Peter Schoof, Jörg Lassen, Sascha
Bolle-Timm, Detlef Paulsen, Johann-Heinrich Karstens, Birgit Kalder, Rolf
Claussen, Jens-Peter Piehl – mittlere Reihe:  Kreisvorsitzender Timm Holl-
mann, Helmut Christoph, Dörte Wiedemann, Klaus-Peter Krohn, Peter Holl-
mann, Hans Peter von Osten, Mathias Reese, Marten Waller, Martina Koch
– sitzend: Sven Karstens, Ute Dethlefs, Hans-Harald Böttger, Katrin Schulz,
Karsten Peters, Branka Trube, Georg Huesmann

Bildquelle: CDU
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Ostholstein startet mit Ingo Gädechens 
an der Spitze in den Kommunalwahlkampf

Die CDU tritt in Ostholstein mit einer fast
einstimmig nominierten Kandidatenriege
zur Kreistagswahl am 25. Mai 2008 an.
Ohne jegliche Kontroverse folgten die fast
250 Mitglieder dem Vorschlag des Kreisvor-
standes. Unter der Leitung des Kreisvorsit-
zenden Ingo Gädechens hatte man eine
ausgewogene Liste erarbeitet und somit
alle Interessen der Kreistagskandidaten, der
Ortsverbände und der Vereinigungen aus-
reichend gewürdigt. Angeführt wird die
Liste vom Kreisvorsitzenden Ingo Gäde-
chens, gefolgt vom Fraktionsvorsitzenden
Ulrich Rüder auf Listenplatz 2. Die Entschei-
dung über eine/n zukünftigen Kreispräsi-
dentin/präsidenten wird nach den Worten
von Ingo Gädechens erst nach der Kommu-
nalwahl getroffen. Richard Henneberg hat
auf eine erneute Kandidatur verzichtet.
Mit herzlichen Worten bedankte sich Ingo
Gädechens für die von Richard Henneberg
geleistete Arbeit, betonte aber, dass es zum
Abschiednehmen noch viel zu früh sei, da
er ja noch über 4 Monate im Amt sei.

Gädechens und Rüder zeigten sich ob

der guten Erfolge der letzten 5 Jahre im ost-
holsteinischen Kreistag zuversichtlich, auch
nach der Wahl die Mehrheit  im Kreistag
zu verteidigen. „Als stärkste Fraktion
sind wir niemals überheblich mit unserer
Macht umgegangen“, so Gädechens.

Die „Top Ten“ der Liste wurde in einer
En-Bloc-Abstimmung gewählt und erhielten
von den Mitgliedern mit 95 % der abgege-
benen Stimmen einen großen Vertrauens-
beweis. Die weiteren Listenplätze wurden
dann ebenfalls en-bloc gewählt und über-
trafen das erste Ergebnis noch. Für die Liste
verzichtete die Versammlung einmütig auf
Einzelabstimmungen und folgte ausnahms-
los den Vorschlägen des Kreisvorsitzenden.

Eine sehr klare und sichere Tagungslei-
tung durch den Kreisschatzmeister Klaus
Winter trug zu einem gut organisierten und
zügig ablaufenden Parteitag bei. Schon
nach knapp drei Stunden waren alle nomi-
nierten Kandidaten aus den Ortsverbänden
und die Liste bis Listenplatz 50 gewählt.

Insgesamt tritt die CDU-Ostholstein in 29
Direktwahlkreisen für den Kreistag in

Eutin mit einem Drittel neuer Bewerber
an. Ingo Gädechens hob hervor, dass es
der CDU keine Mühe bereitet hat, ausrei-
chend Kandidaten für alle Wahlkreise zu
finden: „Wir sind eine echte Volkspartei,
die alle Berufs- und Altersgruppen wider-
spiegelt“, so Gädechens.

Alle Direktkandidatinnen und Direkt-
kandidaten zeigten sich startklar für einen
engagierten Wahlkampf, damit die gute
und bürgernahe Arbeit der CDU für die
Menschen in Ostholstein fortgesetzt wer-
den kann.

Das Führungsteam der CDU in Ostholstein

Bildquelle: CDU
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Eine Signalwirkung für den anstehenden
Kommunalwahlkampf sowohl in program-
matischer als auch in personeller Hinsicht
soll von den beiden in kurzer Folge durch-
geführten Kreisparteitagen der CDU Nord-
friesland ausgehen, so die Intention des
Vorsitzenden Ingbert Liebing, MdB.

Beim Kreisparteitag am 17.11.2007
stand die Positionierung der Partei zum
zentralen Thema „Erneuerbare Energien
als Chance für Nordfriesland“ im Span-
nungsfeld zwischen Landschafts – und
Klimaschutz sowie Tourismus im Mittel-

punkt der Veranstaltung. 
Nach einem Einführungsvortrag von

Staatssekretär Jost de Jager und zwei Im-
pulsreferaten von Hermann Albers, Präsi-
dent des Bundesverbandes Windenergie
(BWE) und von Matthias Volmari von der
Wirtschaftsförderungsgesellschaft Nord-
friesland entwickelte sich eine muntere
Diskussion.

Einigkeit unter den zahlreich erschiene-
nen Mitgliedern bestand in der Erkenntnis,
dass der Ausbau regenerativer Energien in
Nordfriesland zahlreiche Arbeitsplätze

schafft und die Wirtschaftskraft in der
Region deutlich verbessert. Und im Hin-
blick auf steigende Energiepreise einer-
seits und den Klimawandel andererseits
böten sich zusätzliche ökonomische Chan-
cen, die es zu nutzen gelte. Dafür sind aber
auf allen politischen Ebenen entsprechende
Rahmenbedingungen zu schaffen bzw. zu
ändern. So gelte es z.B. auf Bundesebene
die Einspeisevergütungen im Zuge einer
Novelle des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
(EEG) zu korrigieren und für die Windkraft
so zu erhöhen, dass Offshore – Projekte
gesichert realisiert werden können. Das
Land sei vor allem gefordert, den starren
Abstands – Erlass an die technische Ent-
wicklung größerer und leistungsstärkerer
(repowering) Windanlagen anzupassen
und den Gemeinden einen größeren Ent-
scheidungsspielraum bei der Standortaus-
wahl einzuräumen. 

Mit dem erklärten Ziel, den Kreis Nord-
friesland dauerhaft zur „regenerativen
Region Nummer eins im Norden“ zu
machen, verabschiedeten die CDU – Mit-
glieder ein Positionspapier. Dieses bietet
gleichzeitig die Grundlage für das erste
zentrale Thema der CDU im Kommunal-
wahlkampf. Ein zweites, das Thema „Fami-
lie und Kinder(-schutz)“,  wird derzeit unter
Leitung von Henning Koritzius entwickelt.
Ein weiteres Positionspapier dazu soll beim
Kreisverbandsausschuss / der Ortsvorsitzen-
denkonferenz am 15. März ebenso lebhaft
diskutiert und dann verabschiedet werden.
Damit würden dann die beiden program-
matischen Säulen der CDU Nordfriesland
für den Kommunalwahlkampf stehen.

Personelle Aspekte standen beim außer-
ordentlichen Kreisparteitag am 26. Januar
2008 im Vordergrund. Neben der Nominie-
rung der Direktkandidaten und Direktkan-
didatinnen für die 27 Wahlkreise ging es
vor allem um die begehrten vorderen
Listenplätze für den Kreistag. Spitzenkandi-

AUS DEN REGIONEN

Kreisparteitage in Nordfriesland mit 
Signalwirkung für die Kommunalwahl
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Die Industriebuchbinderei Lausen bindet alles. Nur keine Bücher. Dafür aber jährlich 50 Millionen Zeitschriften, Magazine und
Prospekte. Oder auch mal eine Teilauflage des IKEA-Kataloges – des chinesischen wohlgemerkt. Wer eine Ahnung davon bekom-
men will, wie viele Tonnen Papier hier jeden Tag verarbeitet werden, muss sich nur mal in den Produktionshallen von Inhaber Uwe
Jens Lausen umsehen. 

Auf 4000 Quadratmetern bindet und heftet das Kieler Unternehmen all das, was die Druckereien ihm auf den Hof fahren. 50
Mitarbeiter und Dutzende Maschinen sorgen rund um die Uhr dafür, dass sich einzelne Seiten zu handlichen Zeitschriften und
Magazinen zusammenfügen. Sicher: Viele Druckereien heften ihre Erzeugnisse selber zusammen. Doch Lausen ist hochspeziali-
siert. Und vor allem schnell: Für fünf Millionen Kataloge braucht die Wellseer Industriebuchbinderein gerade mal zwei Wochen. 

Das wissen die Kunden zu schätzen –auch im Ausland. Immer wieder verarbeitet Lausen auch Kataloge für den englischen Markt,
und auch europäische Zeitschriften laufen regelmäßig über seine Bänder.  Doch die Maschinen sind es nicht alleine, auf die er sich
verlässt. „Der Erfolg eines Unternehmens“, sagt Lausen, „liegt im Faktor Mensch – nicht nur in der Technik.“ Dabei ist der Beruf
des Industriebuchbinders anspruchsvoll und auch körperlich anstrengend. Es gibt nur wenig junge Menschen, die diesen Beruf
noch erlernen möchten. Deswegen gibt Lausen, selbst gelernter Buchbinder, auch Quereinsteigern eine Chance, Feinmechanikern
oder Schlossern etwa. „Die Bewerber müssen vielseitig versiert sein und technisches Interesse mitbringen“, sagt er. 

Industriebuchbinderei Lausen
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Der über 40 Jahre ehrenamtlich in der
nordfriesischen Kommunal- und Kreispoli-
tik tätig gewesene Christian Sönksen aus
Langenhorn ist am 22. Januar 2008 durch
Bildungsministerin Ute Erdsiek – Rave für
sein herausragendes ehrenamtliches Enga-
gement vor allem im kulturellen Bereich
mit dem Verdienstkreuz am Bande des Ver-
dienstordens der Bundesrepublik Deutsch-
land ausgezeichnet worden.

Politisch wirkte er nach 12 Jahren als
Gemeindevertreter in Langenhorn als Vor-
sitzender und Mitglied in verschiedenen
Ausschüssen aktiv 29 Jahre im Kreistag
Nordfriesland mit. Besonders engagierte er
sich im Kulturausschuss. Hier war er 17
Jahre Vorsitzender und brachte verschiede-
ne Projekte auf den Weg, wie z.B. den Auf-
und späteren Ausbau der Kreismusikschule.

Zudem setzte er sich in den Gemeinden
Schwesing und Ladelund für die Errichtung
von KZ-Gedenkstätten ein. Der Ordensträ-
ger engagierte sich auch für eine bessere
Präsenz des Schleswig – Holsteinischen
Landestheaters im Kreisgebiet. Besonders
hervorzuheben ist sein Einsatz für den
Orgelbauverein Langenhorn. Christian
Sönksen gehörte 1980 zu den Gründern,
war von 1988 – 2001 dessen stellvertre-
tender Vorsitzender und nimmt seitdem
den Vorsitz des Vereins wahr. Es ist maß-
geblich sein Verdienst, dass durch Spenden
finanzierte „Orgel – Sommer – Konzerte“
nicht nur Gästen und Musikfreunden aus
Langenhorn immer wieder zu einem
besonderen kulturellen Erlebnis verhelfen.

Der Kreisverband der CDU Nordfriesland
ist stolz auf seinen ehemaligen Geschäfts-

führer (1972 – 2002) Ehrenamtler und freut
sich mit ihm über die Würdigung seines
beispielhaften ehrenamtlichen Engage-
ments und die damit verbundene verdiente
Auszeichnung durch den Bundespräsi-
denten.

dat für die Kommunalwahl ist Albert Pahl
aus Westerhever, den Ingbert Liebing bei
seiner Vorstellung mit Blick auf den Wahl-
kampfslogan der CDU als „personifizierte
Heimat“ bezeichnete. Im Falle eines Wahl-
sieges der CDU soll der Eiderstedter Land-
wirt Kreispräsident werden. Weiterhin wur-
den in das fünfköpfige Spitzenteam Antje
Bartels (Niebüll), Jörg von Sobbe (St. Peter-
Ording), Astrid Damerow (Karrharde) und
Klaus Jensen (Pellworm) gewählt. Mit gleich
4 Vertreterinnen auf den ersten 9 Plätzen
liegen die Frauen erfreulich stark im Vorder-

feld der Liste und haben damit eine gute
Chance auf einen Sitz im neuen Kreistag.
Ähnliches gilt für „die Jugend“, die mit Tim
Hanke auf Platz 6 und dem JU-Vorsitzen-
den Oliver Gantz auf Platz 10 gleich 2 Ver-
treter der Generation „U 30“ auf aussichts-
reichen Positionen platzieren konnte. Bei
mehreren „Kampfabstimmungen“ setzten
sich in der Regel die vom CDU-Kreisvor-
stand vorgeschlagenen Kandidaten und
Kandidatinnen durch. Insgesamt umfasst
die Liste 44 Kandidaten. 

Ein Generationenwechsel vollzog sich

auch bei der Wahl der Direktkandidaten,
nachdem 10 ehemalige Mitglieder des
Kreistages nicht erneut zur Wahl antraten.
Gleich 4 gewählte Kandidaten sind unter
30 Jahre alt und sorgen mit insgesamt 6
Frauen für eine gesunde Durchmischung
des Kandidatenfeldes. So geht die CDU
Nordfriesland mit einem runderneuerten
Team, mit „alten Hasen“ und Youngstern,
wohlgerüstet und zuversichtlich in einen
Wahlkampf, in dem es gilt möglichst viele
der 27 Wahlkreise wieder direkt zu gewin-
nen und damit erfolgreich zu verteidigen.

ANZEIGE

Verdienstkreuz am Bande 
für Christian Sönksen

Die stellvertretende Ministerpräsidentin Erdsiek-
Rave verlieh Christian Sönksen das Verdienst-
kreuz

Bildquelle: Kohrt
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Der CDU-Kreisverband Ostholstein hat
es sich zur Aufgabe gemacht, die Erst-
klässler in Ostholstein mit gelben Warn-
westen für die dunkle Jahreszeit auszu-
statten. Kreisvorsitzender Ingo Gädechens:
„Die Kleinen werden oftmals in den
dunklen Morgenstunden im Straßenver-
kehr nicht ausreichend wahr genommen
und jedes verunglückte Kind ist eines
zuviel. Aus diesem Grund haben wir es
uns zur Aufgabe gemacht, den kleinen
Schülerinnen und Schülern gelbe Warn-

westen zu schenken, um sie ausreichend
zu schützen“.

Ingo Gädechens wurde mit großen
strahlenden Kinderaugen in Empfang
genommen. Jedes neu eingeschulte Kind
der Grundschule Puttgarden, Techau, Kas-
seedorf und Lensahn erhielt eine gelbe
Warnweste, die von den Kindern sofort
anprobiert wurden. Zwei verschiedene
Größen standen zur Auswahl und somit
wurde genau angepasst und alle stellten
sich mit Begeisterung den ostholsteini-
schen Journalisten zum Fototermin. 

Der nördlichste Punkt Ostholsteins,
Puttgarden, war der Auftakt für viele wei-
tere Schulen in Ostholstein, die zum einen
vom Kreisverband, aber auch von den
Ortsverbänden ausgestattet werden.

AUS DEN REGIONEN
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Erstklässler mit Warnwesten ausgestattet

Der amtierende Be-
triebsleiter Hans-Wil-
helm Rahn und seine
Kollegen Kurt Radt-
ke und Hans-Georg
Buchalle aus der Be-
triebsleitung sowie
die Herren von Dirk
von Lindern und
Huke von der Perso-

nalvertretung freuten sich über den
Besuch des Bundestagsabgeordneten
Otto Bernhardt im Marinearsenal Kiel. Sie
diskutierten ausführlich mit dem Abge-
ordneten die Personalsituation der hoch-
technischen Dienststelle der Bundeswehr
und verdeutlichten die Sorge, dass das
Marinearsenal in den kommenden Jahren,
bedingt durch einen umfassenden Einstel-
lungsstopp, in seiner Funktionsfähigkeit
erheblich eingeschränkt sein wird. Aus
der Sicht der Vertreter des Marinearsenals
ließe sich die Personalnot unter ande-
rem dadurch lösen, dass ein Teil der hoch
qualifiziert geschulten Auszubildenden
nach Ende ihres Ausbildungsverhältnisses

in ein Beschäftigungsverhältnis über-
nommen und wenn die nicht besetzten
struktursicheren Dienstposten der Beamten
nach besetzt werden würden.

Otto Bernhardt hatte großes Verständnis
für das Marinearsenal und zeigte sich be-
sorgt, dass dieser wichtige Betrieb der
Bundeswehr seinen Technologievorsprung
verlöre, wenn der Einstellungsstopp nicht
in naher Zukunft gelockert werden würde.
Er versprach, sich beim Bundesministerium
der Verteidigung für eine sachgerechte
Lösung einzusetzen. In seiner abschließen-
den Erklärung verdeutlichte der Abge-
ordnete: „Auch unter betriebswirtschaft-
lichen Gesichtspunkten ist es durchaus
sinnvoll, einen Teil der Auszubildenden zu
übernehmen. Dieser Korridor muss ge-
öffnet werden.“

Bei seinem ausführlichen Besuch in Kiel
wurde der Bundestagsabgeordnete von
der stellvertretenden Kreisvorsitzenden
und Ratskandidatin Sigrid Schröter und
vom stellvertretenden Vorsitzenden des
Arbeitskreises Sicherheitspolitik, Heinz
Pries, begleitet.

Zukunftskorridor öffnen
Otto Bernhardt, MdB beim Marinearsenal in Kiel

Otto Bernhardt, MdB

Bildquelle: CDU

Gut gerüstet geht auch die CDU Neu-
münster in den Kommunalwahlkampf.
Auf ihrem Kreisparteitag am 24. Januar
2008 wurde neben den  Direktkandida-
ten für die 23 städtischen Wahlkreise
auch die Liste  aufgestellt. Als Spitzen-
kandidatin wählten die Neumünsteraner
CDU-Mitglieder die 61-jährige Ratsfrau
Helga Bühse, auf Platz 2 und 3 folgen
Wolf-Rüdiger Fehrs und Sabine Krebs.
Torsten Geerdts, CDU-Kreisvorsitzender
und Chef der Rathausfraktion stand nicht
wieder zur Wahl, da er durch sein Amt als
Parlamentarischer Geschäftsführer der
CDU-Landtagsfraktion zeitlich zu stark in
Kiel  eingebunden ist.

„Ich freue mich, dass die Kreispartei
meinem Vorschlag des „Spitzenteams”
gefolgt ist. Mit Helga Bühse, Wolf-Rüdiger
Fehrs und Sabine Krebs haben wir erfah-
rene und kompetente Leute aufgestellt,
bei denen Neumünster in den besten
Händen ist.”, so der Kreisvorsitzende.
„Und ich freue mich auch auf einen
engagierten Wahlkampf hier in Neumün-
ster. Wir müssen alles dafür tun, dass die
CDU stärkste Fraktion im Rat bleibt. In
Neumünster darf es keine Mehrheit
ohne die CDU geben.“, so Geerdts.
„Und ich erwarte von den Sozialdemo-
kraten eine klare Absage an die SED-
Nachfolgeorganisation „Die Linke”.“, so
Geerdts weiter.  

Torsten Geerdts, MdL gratulierte Helga Bühse,
eingerahmt von Sabine Krebs und Wolf-Rüdiger
Fehrs

Bildquelle: CDU

Mit Helga Bühse an 
der Spitze in den
Kommunalwahlkampf

CDU-Kreisvorsitzender Ingo Gädechens freute
sich mit den Grundschülern über die neuen
Warnwesten

Bildquelle: CDU
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Klares Votum von der Basis: Der Kreispar-
teitag der Steinburger CDU hat sich in
Wilster ohne eine Gegenstimme für den
Neubau eines modernen Kernkraftwerkes
in der Region ausgesprochen. Ebenso aus-
drücklich wird in einer einstimmig verab-
schiedeten Resolution eine Verlängerung
der Restlaufzeiten der bestehenden Kern-
kraftwerke befürwortet. Unterstützung
erhielt die in dieser Form bislang einmalige
Forderung, die bundesweit für Schlagzeilen
sorgte, von prominenter Seite: Wirtschafts-
minister Dietrich Austermann stimmte als
Parteitagsteilnehmer demonstrativ für
den Antrag. Auch der CDU-Kreisvorsit-
zende und Vorsitzende des Wirtschaftsaus-
schusses im Landtag, Hans-Jörn Arp, hatte
ausdrücklich für Zustimmung geworben:
„Hier wird ein Zeichen für die künftige
Energiepolitik in unserem Land gesetzt.“

Hintergrund der vom Beidenflether Orts-

vorsitzenden Volker Struve einbrachten
Resolution ist allerdings weniger die Kern-
kraft – Auslöser war der geplante Bau von
Kohlekraftwerken im Industriegebiet
Brunsbüttel. „Ein Kernkraftwerk moder-
nen Standards ist uns lieber als eine Kon-
zentration von Kohlekraftwerken“, erklärte
Struve seinen Antrag. Die Pläne für den
Neubau von Kohlekraftwerken hatten in
der benachbarten Wilstermarsch Sorgen
um Umweltbelastungen, aber auch ein
deutlich erhöhtes Verkehrsaufkommen
ausgelöst. Diesen Bedenken der Anlieger
trägt die Steinburger Resolution ebenfalls
mit klaren Aussagen Rechnung: Sie weist
auf die stetig steigenden Kapazitäten der
schleswig-holsteinischen Windkraftanla-
gen hin, fordert vor allem aber auch
modernste Filteranlagen und ständige
Emissionsmessungen für künftige Kohle-
kraftwerke. Auch für diese Forderungen

gab es auf dem Parteitags-Podium einmü-
tige Unterstützung. Hans-Jörn Arp hatte
bereits im Vorfeld persönlichen Einsatz für
die bestmöglichen Filteranlagen ange-
kündigt. Minister Austermann wies zu-
dem darauf hin, dass Gerüchte über den
Bau von bis zu fünf Kohlekraftwerken
jeder Basis entbehren – realistisch sind
nach seiner Einschätzung ein bis zwei
Anlagen. Das Votum des Parteitags wer-
tete er als „in die Zukunft gerichteten
Antrag“, der dazu beitrage, die für den
Norden wichtige Energie-Wirtschaft weiter
voranzubringen. „Wir leben davon, dass
wir das, was wir können, auch tun“,
sagte Austermann und sah wirtschaftli-
chen Aufschwung und Umweltschutz
nicht als gegensätzliche Interessen:
„Schleswig-Holstein ist Reinluftgebiet –
und ich werde mich dafür einsetzen, dass
es auch in Zukunft Reinluftgebiet bleibt.“

Steinburger Parteitag beschließt Resolution:

„Ein Zeichen für künftige Energiepolitik“
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LANDRATSWAHLEN
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Der 50 Jahre alte Rechtsanwalt und
Landespolitiker Thomas Stritzl ist der
CDU-Kandidat für die Landratswahl am
25. Mai 2008 im Kreis Segeberg. Er
wurde durch die CDU- Kreistagsfraktion
unter Einbeziehung des Kreisvorstandes
einstimmig nominiert. Zuvor hatte eine
Findungskommission mit dem Kreisvorsit-
zenden Gero Storjohann, MdB, dem
Kreisvorsitzenden Winfried Zylka, dem
Fraktionsvorsitzenden Gottlieb Dingel-
dein, der stellvertretenden Fraktionsvor-
sitzenden Doris Grote und dem stellver-
tretenden CDU-Kreisvorsitzenden Axel
Bernstein, MdL, verschiedene Bewerbun-
gen geprüft. 

Stritzl hatte sich nicht beworben. Der
stellvertretende Fraktionsvorsitzende der
CDU und Wirtschaftsexperte im schles-
wig-holsteinischen Landtag wurde als
Wunschkandidat der Findungskommission
um seine Kandidatur gebeten. Stritzl
würde im Fall seiner Wahl am 1. August
2008 die Nachfolge von Georg Gorrissen
als Landrat antreten. 

„Es geht um die neue Herausforde-
rung,“ begründet Stritzl seine Bereit-

schaft, die Aufgabe zu übernehmen. Er ist
seit 1987 Mitglied des Landtages.

Unter seinem Motto „eintauchen um
aufzutauchen," informiert sich Stritzl bei
den Menschen in der Region und nimmt
deren Probleme und Meinungen auf. Hilf-
reich sind dabei die zahlreichen Veranstal-
tungen der CDU und der Vereinigungen zu
denen der Vorsitzende der CDU Kiel als
Redner gern eingeladen wird. Die ersten
Informationsgespräche unter Pressebeglei-
tung u.a. mit dem Wegezweckverband und
Kreisbauernverband sind erfolgreich ver-
laufen. „Zuhören, entscheiden und dann
gemeinsam handeln,“ stellt sich Thomas
Stritzl als ausgewiesener Teamplayer vor.
Er wirbt für ein verstärktes Miteinander
von Stadt und Land. Beide seien in ihrer
jeweiligen Ergänzungsfunktion letztlich
aufeinander angewiesen. Insbesondere die
Funktion des Kreises Segeberg als Naher-
holungsgebiet für gestresste Hamburger
sollte zukünftig gestärkt werden. 

Thomas Stritzl spricht sich für die feste
Fehmarn-Belt-Querung als Gewinn für die
Hansestadt Lübeck und im Zuge der A20
für den Kreis Segeberg und die Beibehal-

tung der Direktwahl von Landräten in den
Kreisen aus. 

„Die Metropolregion Hamburg ist die
Boom-Area in Schleswig-Holstein. Hier
muss die Zusammenarbeit optimiert und
ausgebaut werden,“ so Stritzl, der im Fall
seiner Wahl seine Wirtschafts- und Finanz-
kompetenz aus der Kieler Landtagsarbeit
und seine guten Kontakte zur Hansestadt
nutzen will. Der CDU-Landratskandidat
befürwortetet in diesem Sinne den neuen
Wirtschaftsverbund „Nordgate“ als das
Tor zur Metropolregion Hamburg. Diese
Modell für das Wirtschaftswachstum an
Verkehrsachsen müsste zukünftig auch
für die  A20 Geltung haben.

Eine durch die Landesregierung verord-
nete Verwaltungsstrukturreform mit einer
zwangsweisen Zusammenlegung von Krei-
sen oder der Zerteilung des Kreises Sege-
berg als Folge lehnt Stritzl ab. Der CDU
Hoffnungsträger tritt für die Eigenständig-
keit des Kreises Segeberg ein und setzt auf
Kooperation mit den Nachbarkreisen.

„Ich möchte ein Landrat für alle Sege-
berger sein,“ so Stritzl zur Zusammenar-
beit mit anderen Parteien und Fraktionen.
Die über 600 Mitarbeiter in der Verwal-
tung will Stritzl nicht nur führen, sondern
auch motivieren.

Der CDU Kreisvorstand und die Fraktion
sind gemeinsam vom Erfolg bei der Land-
ratswahl überzeugt. „Die Mischung aus
Erfahrung und einem gesunden Grad an
Neugier wird bei den Menschen ankom-
men„, sagt Storjohann zu einem Landrat,
„der politisch gut vernetzt ist.“

Thomas Stritzl – CDU-Landratskandidat
für den Kreis Segeberg

Thomas Stritzl soll Landrat im Kreis Segeberg
werden

Bildquelle: CDU-Landtagsfraktion

Gero Strojohann, MdB, Thomas Stritzl, MdL, und Gottlieb Dingeldein
Bildquelle: CDU



Die CDU Rendsburg-Eckernförde geht
am 25. Mai mit dem Verwaltungsexper-
ten Dr. Rolf-Oliver Schwemer ins Rennen.
Der 42jährige Vater zweier Kinder hat sein
Können bereits als Leitender Kreisverwal-
tungsdirektor in Heide unter Beweis
gestellt. Seine Verwaltung hat bundes-
weit den Ruf als die unbürokratischste für
Bürger und Unternehmen.

Seit seiner Nominierung durch Kreisver-
band und Kreistagsfraktion im Spätsommer
ist Rolf-Oliver Schwemer im Kreisgebiet auf
Veranstaltungen unterwegs, um mit den
CDU-Migliedern und Bürgerinnen und  Bür-
gern ins Gespräch zu kommen. In Fachvor-
trägen zeigt er auf, wie es möglich ist, eine
Kreisverwaltung so zu modernisieren, dass
sie kostengünstig, effizient und bürger-
freundlich arbeitet. So schaffte es die Dith-
marscher Verwaltung, Bauanträge statt frü-
her in 76 Tagen heute in 25 Arbeitstagen zu
bearbeiten. Auch die Handwerker sind
zufrieden mit seiner Arbeit, denn eine
Begleichung der Rechnungen innerhalb
von 15 Arbeitstagen ist in Heide die Norm.
Die unbürokratische Prozessabwicklung hat
auch dazu beigetragen, dass der Standort
Dithmarschen für Unternehmen an Attrak-
tivität gewonnen hat. Der Bauernverband
Schleswig-Holstein titelte in seiner Januar-
Ausgabe 2007 des Bauernblattes „Die bür-
gerfreundlichste Verwaltung Deutschlands
sitzt in Heide“. Erst kürzlich siedelten sich
zwei Transport- bzw. Logistikunternehmen
in dem Landkreis an, weil die Behörde die
Genehmigungen für Schwertransporte
innerhalb weniger Tage abarbeitete. Auf
diese Weise wird deutlich, wie positiv sich
wirtschaftsfreundliches Verwaltungshan-
deln auf die Arbeitsmarktbedingungen
niederschlägt.

Die Erfolge, die Rolf-Oliver Schwemer
einfährt, erarbeitet er gemeinsam mit sei-
nen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern.
„Eine effiziente und schlanke Behörde ist
schlicht und einfach beliebt bei den Bür-

gern“ so Schwemer.
„Meine Mitarbeiter
sind gern für die Bür-
gerinnen und Bürger
da und sind weniger
beschäftigt mit Anfragen und Beschwer-
den. Viele Prozesse haben wir so opti-
miert, dass eine Bearbeitung innerhalb
weniger Tage erfolgt.“

Die gleichen Konditionen will Rolf-Oliver
Schwemer auch im Kreis Rendsburg-
Eckernförde erreichen. „Die Rendsburger
Verwaltung kann entscheidend verbessert
werden“, so sein
Credo. Dies möchte
der Kandidat zusam-
men mit den Mitar-
beiterinnen und Mit-
arbeitern bewältigen.
„Auch die Kommuni-
kation nach innen
und nach außen mit
Verbänden, Vereini-
gungen und Unter-
nehmen wird hier
entscheidend sein.
Hier erfahren wir an
erster Stelle, wo wir
Verbesserungsbe-
darf haben.“ 

Der Kreisvorsit-
zende Dr. Johann
Wadephul ist zuver-
sichtlich, dass Dr.
Rolf-Oliver Schwemer
nächster Landrat des
Kreises Rendsburg-
Eckernförde wird.
„Die Kompetenz und
die langjährige Er-
fahrung unseres Kan-
didaten sind aus-
schlaggebend für
seine einstimmige
Nominierung im Fin-
dungsgremium ge-

wesen“, erklärt Wadephul. Die bundes-
weit hoch beachteten Auszeichnungen
mit dem RAL-Gütezeichen für „Mittel-
standsorientierte Kommunalverwaltung“
und mit dem „Artus-Preis für Entbürokra-
tisierung 2007“ hätten die getroffene Ent-
scheidung bekräftigt. „Rolf-Oliver Schwe-
mer ist für den Kreis die beste Wahl.“

LANDRATSWAHLEN

SCHALLDÄMPFER-MONTAGETEILE

IN ORIGINAL-QUALITÄT

INNOVATION · WISSEN · KÖNNEN

intec Industrietechnik GmbH

An der Strusbek 37 · D-22926 Ahrensburg

T 04102-4748-0 · F 04102-474849

info@intec-industrietechnik.de · www.intec-industrietechnik.de

Der Entbürokratisierungs-
experte für den Kreis
Rendsburg-Eckernförde
Kreisvorsitzender Dr. Johann Wadephul, Landratskandidat Dr. Rolf-Oliver
Schwemer und Landesvorsitzender Peter Harry Carstensen
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Die CDU-Landtagsfraktion setzt sich
weiter für einen vernünftigen Energiemix
im Lande ein. Das dient dem Klimaschutz,
der Versorgungssicherheit und stabilisiert
die Strompreise. 

Der Vorsitzende der schleswig-holsteini-
schen CDU-Landtagsfraktion, Dr. Johann
Wadephul, und deren energiepolitischer
Sprecher, Manfred Ritzek, erklärten, der
von SPD und Grünen beabsichtigte gleich-
zeitige Ausstieg aus Kohle- und Kernener-
gie würde – wenn er denn überhaupt
technisch machbar sei – mindestens eine
Verdoppelung des Strompreises für die
Privatkunden bedeuten. Der Stillstand der
Kernkraftwerke in Schleswig-Holstein be-
deute für den Landeshaushalt einen Aus-
fall in Höhe von über 50 Millionen Euro

und belaste das Wirtschaftswachstum.
Die technische Machbarkeit eines sol-

chen gleichzeitigen Ausstiegs sei unabhän-
gig davon nahezu unmöglich. Die Stabilität
des europäischen Stromnetzes würde
gefährdet. Deutschland sei zur Einspeisung
einer Strommenge verpflichtet, die nach
Meinung von Fachleuten nur unter Nut-
zung eines Energiemixes aus fossiler-,
erneuerbarer- und Kernenergieträger er-
reichbar ist. „Wenn wir diese Menge nicht
einspeisen, bricht das Netz zusammen“, so
Ritzek. Auch unter Klimagesichtspunkten
werde ein Energiemix, der auf alle Energie-
träger setzt, benötigt. Für eine Übergangs-
zeit – bis erneuerbare Energien in der Lage
seien, eine ausreichende Grundlast sicher-
zustellen – könne weder auf fossile Ener-

gieträger noch auf Kernenergie verzichtet
werden. Dies werde sowohl von den Ver-
einten Nationen als auch von der Europäi-
schen Union so gesehen. 

Wadephul forderte SPD und Grüne auf,
die Auswirkungen ihrer Pläne sowohl auf
das europäische Stromnetz als auch auf
die Energiepreise transparent darzustel-
len: „SPD und Grüne sollen aufhören,
den Menschen Sand in die Augen zu
streuen. Die Menschen haben ein Recht
darauf, zu erfahren, was diese Pläne für
sie ganz persönlich bedeuten würden.
Unabhängig von der technischen Mach-
barkeit kann sich die Mehrheit der hart
arbeitenden Menschen in Schleswig-Hol-
stein diese Politik nicht leisten“, so der
CDU-Fraktionschef abschließend.

AUS DER LANDTAGSFRAKTION
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Moderne Kraftwerke
sorgen für sicheren und
bezahlbaren Strom

Bildquelle: ddp

Der Vorsitzende der CDU-Fraktion im
Schleswig-Holsteinischen Landtag, Dr. Jo-
hann Wadephul, hat das Urteil des Bun-
desfinanzhofes zur Pendlerpauschale als
wichtiges Signal für die Arbeitnehmer im
Land begrüßt: 

„Schon 2003 hat sich die schleswig-hol-
steinische CDU-Fraktion dafür eingesetzt,
die Pendlerpauschale für Fahrzeugnutzer
nicht zu kürzen. Wir wollen Arbeitssuch-
ende überzeugen, auch weiter entfernte

Arbeitsplätze anzunehmen. Die Kürzung
der Pendlerpauschale war dafür das fal-
sche Zeichen.“ 

Wadephul forderte den Bundesgesetzge-
ber auf, nicht bis zu einer absehbaren Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichtes
mit einer Korrektur des Gesetzes zu warten:
„Die Pendler brauchen Rechtssicherheit in
dieser Frage. Immerhin arbeitet die Mehr-
zahl an ihrer Steuererklärung für 2007“, er-
klärte der CDU-Fraktionschef abschließend.

Vernünftige Energiewende
einleiten!
Vernünftige Energiewende
einleiten!

Dr. Johann Wade-
phul

Bildquelle: 
CDU-Landtagsfraktion

Pendlerpauschale nicht kürzen!
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Zum Haushaltsabschluss 2007 erklärte
der finanzpolitische Sprecher, Frank Sauter: 

„Dieser Abschluss gibt den nötigen
Rückenwind für unser Ziel, auch den
nächsten Doppelhaushalt für das Jahr
2010 verfassungsmäßig zu gestalten. Das
muss unser Maßstab sein. Ein Zurückfal-
len dahinter darf es nicht mehr geben.“ 

Das Konzept der Union, durch den
Dreiklang „Investieren – Sparen – Refor-
mieren“ die Wende für Schleswig-Hol-
stein zu schaffen, gehe auf: „Die erhöh-
ten Einnahmen des Staates zeigen, dass
die Wirtschaft Fahrt aufgenommen hat“,
so Sauter. Dies habe im Ergebnis dazu
geführt, dass Schleswig-Holstein erstmals
seit  10  Jahren ohne „Tafelsilber zu ver-
kaufen“ am Ende einen verfassungsmäßi-

gen Haushalt habe. 
Nun werde es im nächsten Schritt darauf

ankommen, die Vielzahl staatlicher Aufga-
ben auf ein bezahlbares Maß zurecht zu
stutzen: „Schleswig-Holstein gibt seit Jahr-
zehnten zu viel Geld aus. Selbst in Jahren
mit so hohen Einnahmen wie 2007 müs-
sen wir zusätzliche Schulden machen, um
die Zinsen für Schulden der Vergangenheit
zu bezahlen“, erklärte Sauter.

Die Ausgangsposition sei günstig wie
nie. „Die Wirtschaft brummt, die Zahl der
Arbeitsplätze steigt ebenso wie die Steu-
ereinnahmen, fast 90 % der Schleswig-
Holsteiner sehen den Schuldenabbau als
vorrangige politische Aufgabe an, sogar
57 % sind dazu auch zu stärkeren Ein-
schnitten bereit.“

Erster verfassungsgemäßer 
Haushalt seit 10 Jahren!

Frank Sauter ist finanzpolitischer Sprecher der
Landtagsfraktion

Bildquelle: CDU-Landtagsfraktion



Aus dem Beschluss der Linken in Schles-
wig-Holstein vom 11.November 2007:

„Als LINKE streben wir Veränderungen
innerhalb der bestehenden Gesellschaft an,
die über diese Gesellschaft hinausweisen,
denn wir wissen, dass soziale Gerechtigkeit,
Frieden, Freiheit und Selbstbestimmung nur
möglich sind, wenn die kapitalistische Profit-
logik nicht nur national, sondern internatio-
nal überwunden wird. Nicht „Freiheit statt
Sozialismus“, sondern „Freiheit durch
Sozialismus“ lautet unser Anspruch. […]

Wir werden bei den Kommunalwahlen
2008 in vielen Kreisen, kreisfreien Städten
und Gemeinden mit offenen Listen zur
Wahl antreten, um auf der kommunalen
Ebene den kritischen und benachteiligten
Bürgerinnen und Bürgern in unserem
Land eine Stimme zu geben und für sie
eine starke Vertretung zu werden.

Dabei ist uns klar, dass es bei den Kom-
munalwahlen und bei den kommenden

Landtagswahlen nur um einen Oppositi-
onswahlkampf gegen den neoliberalen
Mainstream, der die Politik in Schleswig-
Holstein beherrscht, gehen kann. Aus die-
sem Grund werden wir uns mit Hilfe des
Instrumentes der wechselnden Mehrheiten
in den Kommunen für soziale Gerechtig-
keit einsetzen. […]

Für die Zukunft heißt das, dass wir uns
nur an einer Regierung beteiligen werden,
wenn diese einen grundlegenden Politik-
wechsel, nicht nur einen bloßen Austausch
der regierenden Parteien mit sich bringt. Für
die Frage von Regierungsbeteiligungen auf
Landesebene werden wir einen Kriterienka-
talog mit unseren zentralen, unverzichtba-
ren Maßstäben entwickeln. Dazu gehören
z.B. die Forderungen nach bundespoliti-
schen Initiativen des Landes Schleswig-Hol-
stein zur Erhöhung der Erbschaftssteuer auf
große Vermögen, zur Wiedereinführung
der Vermögenssteuer, nach Einführung

einer solidarischen Bürgerversicherung und
nach der Abschaffung von Hartz IV sowie
auf Landesebene die Umwandlung von Ein-
Euro-Jobs in sozialversicherungspflichtige
Arbeitsverhältnisse, die Ersetzung des selek-
tierenden Schulsystems durch eine Schule
für Alle, das Verbot von Studiengebühren,
das Stoppen und die Rückgängigmachung
von Privatisierungen öffentlichen Eigen-
tums, das Ende der restriktiven Innenpolitik,
die Abschaltung der Schleswig-Holsteini-
schen Atomkraftwerke sowie Maßnahmen
zur Stärkung direkter Demokratie.

AUS DER LANDTAGSFRAKTION

Unter der Über-
schrift „Die Linke
kann nicht für immer
tabu sein“ hatte der
SPD-Landes- und
Fraktionsvorsitzende
Ralf Stegner in der
Süddeutschen Zei-
tung ein Interview

gegeben. Darin ließ er sich nicht nur über
seinen Beitrag zum Gelingen der Großen
Koalition aus („SPD und CDU passen gene-
rell nicht besonders gut zusammen, in
Schleswig-Holstein schon gar nicht.“), son-
dern machte auch deutlich, dass er für die
kommenden Wahlen in Schleswig-Holstein
auf ein Linksbündnis setzt. Wörtlich erklärte
Stegner: „Man kann ja auch nicht sagen,
die Linkspartei ist für die nächsten zwanzig
Jahre tabu. Das wird nicht die Antwort sein
können. […] Im Osten hat es ja auch eine
Entwicklung gegeben: Da finden die Leute
rot-rote Koalitionen inzwischen normal.

Der CDU-Fraktionsvorsitzende Dr. Johann
Wadephul erklärte dazu: „Ganz offensicht-

lich hat Stegner aus den Wahlen in Nieder-
sachsen und Hessen erkannt, dass selbst ein
erheblicher Linksruck der SPD die Linke
nicht mehr verhindern kann. Nun will er
rechtzeitig vor der Kommunalwahl die Linke
in Schleswig-Holstein hoffähig machen, um
sie zum Koalitionspartner für die Landtags-
wahlen 2010 aufzubauen. Stegner will
offensichtlich einen Linksblock unter seiner
Führung“, so Wadephul. Die nächsten
Wahlen würden deshalb zur Abstimmung
zwischen Linksblock und verantwortlicher
Politik.

Der CDU-Fraktionschef kritisierte den
Umgang der SPD mit der Linkspartei. Der
CDU sei es immer gelungen, demokratische
Parteien rechts von sich zu verhindern. Die
SPD versage da völlig und setze stattdessen
auf rot/dunkelrote Bündnisse. Stegners
Behauptung, sein derzeitiger Polarisierungs-
kurs gegenüber der Union helfe der Demo-
kratie gegen die Ränder links und rechts,
zeige nur: „Für Stegner gehört die Linkspar-
tei eben nicht zum Rand des demokrati-
schen Spektrums“, so Wadephul ab-

schließend.
Jetzt ist ein klares Signal aus der SPD

gefordert, ob die Äußerungen Stegners
über ein geplantes Linksbündnis nur seine
Meinung ist oder das politische Ziel der
SPD Schleswig-Holstein insgesamt.

Stegner steht für „Linksblock“

Dafür stehen die Linken!

Liebäugelt mit den Linken: SPD-Landesvorsitzender Ralf Stegner Bildquelle: ddp

Mitglieder der Jungen
Union Deutschlands (JU)
demonstrieren vor der
Parteizentrale von „Die
Linke“ in Berlin mit
Transparenten und einer
Nachbildung der Berli-
ner Mauer mit der
Aufschrift „13. August
1961: Sozialismus statt
Freiheit!”. Mit der Ak-
tion am 46. Jahrestag
des Mauerbaus wurde
daran erinnert, dass sich
die Linke als Nachfolge-
partei der SED immer
noch nicht von deren
Verbrechen distanziert
oder entschuldigt hat. 

Bildquelle: ddp
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Führende Vertreter der Linken legen an der
„Gedenkstätte der Sozialisten" in Berlin-Fried-
richsfelde Kränze nieder. 

Bildquelle: ddp
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Forstminister Dr. Christian von Boetticher
hat die Anstalt Schleswig-Holsteinische Lan-
desforsten offiziell eröffnet. Bei einer Feier-
stunde zeigte von Boetticher sich am 4.
Februar im ErlebnisWald Trappenkamp sicht-
lich erfreut über das erreichte Ergebnis:
„Heute ist ein bedeutender Tag in der Forst-
geschichte Schleswig-Holsteins.“ Nach 140
Jahren endet die herkömmliche, so genann-
te kameralistische Forstverwaltung. An ihre
Stelle tritt nun die Anstalt Schleswig-Holstei-
nische Landesforsten als „Gebäude auf soli-
den Fundamenten“, so der Minister. Der
Gesetzgeber hat die Forstanstalt unter ande-
rem zur Eigentümerin von rund 50.000
Hektar Waldflächen, ca. 70 bebauten Lie-
genschaften und einem großen Fundus an
beweglichem Inventar gemacht.

Von Boetticher dankte den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern der bisherigen Landes-
forstverwaltung für ihren vorbildlichen Ein-
satz in der Vergangenheit, dessen Resultat

nicht zuletzt ein „vorbildlich gepflegter Lan-
deswald“ sei. Gleichwohl habe man bereits
seit längerem erkannt, dass die Bewirtschaf-
tung eines Staatsforstbetriebes keine klassi-
sche hoheitliche Verwaltungstätigkeit sei.

Er erläuterte, dass die neue Landesforstan-
stalt nach den Regeln großer Kapitalgesell-
schaften bewirtschaftet werde. Als Direktor
der Anstalt begrüßte von Boetticher Herrn
Tim Scherer, bisher Referatsleiter im Ministe-
rium für Ländliche Entwicklung, Umwelt
und Verbraucherschutz in Brandenburg.
Neben ihm werde ein Verwaltungsrat die
Anstalt beaufsichtigen, dem Vertreter des
Landwirtschafts- sowie des Finanzministeri-
ums, des Landtags, der Personalvertretung
und der Wirtschaft angehören werden. Für
die CDU Fraktion wird der Abgeordnete
Claus Ehlers dem Gremium angehören, sein
Stellvertreter wird Hartmut Hamerich.

Ehlers unterstrich die „konsequente wirt-
schaftliche Ausrichtung“ der neuen Anstalt:

„Das ist ein Bei-
trag zur finanziel-
len Nachhaltigkeit
in unserer Gesell-
schaft“. Zugleich
hob er die weiter
bestehenden so ge-
nannten Gemein-
wohlleistungen hervor, also die Waldpäda-
gogik, den Waldnaturschutz, die Neuwaldbil-
dung, die Ausbildung und die Walderholung.
Hierfür seien allein 2008 Haushaltsmittel in
Höhe von 4,2 Millionen Euro vorgesehen.

Forstminister von Boetticher zeigte sich
überzeugt, dass die Anstalt in ihrer neuen
Struktur schon im Jahr 2013 schwarze Zah-
len schreiben werde.

Die rund 220 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter der Forstanstalt sind derzeit noch an
drei Übergangsstandorten untergebracht.
Ihren endgültigen Sitz wird die Anstaltslei-
tung im Sommer in Neumünster nehmen.

Anstalt Schleswig-Holsteinische Landesforsten hat die 
Arbeit aufgenommen – wichtige Strukturreform in der
Landesverwaltung erfolgreich abgeschlossen

Verwaltungsrat 
Claus Ehlers, MdL

Bildquelle: 
CDU-Landtagsfraktion

AUS DER LANDTAGSFRAKTION

Astra Zeneca 1/2 quer



ANZEIGE

Die von der EU-Kommission geplante
Einführung einer Lichtpflicht für Neuwagen
ab 2011 hat jetzt der CDU-Bundestagsab-
geordnete Gero Storjohann begrüßt. 

Storjohann, Mitglied im Verkehrsaus-
schuss des Deutschen Bundestages, dazu:
„Nach Plänen der EU-Kommission sollen
alle Pkw, die von 2011 an gebaut werden,
automatisch mit Tagfahrleuchten ausge-
stattet werden. Für Lkw und Busse soll die
Regelung erst eineinhalb Jahre später in
Kraft treten. Ich begrüße dieses Vorhaben
der EU. Dadurch können viele Verkehrsun-

fälle auf unseren Straßen verhütet werden“.
Der lange Einsatz für das Fahren mit

Licht am Tage zahle sich nun endlich
aus, so der CDU-Bundestagsabgeordnete
weiter. „Mit den von mir unterstützten
Tagfahrlichtstrecken auf der B 404 in
Stormarn und der B 205 in Segeberg set-
zen wir bereits seit Jahren ein deutliches
Zeichen für mehr Verkehrssicherheit. Ich
freue mich, dass dieses gute Beispiel jetzt
europaweit Schule machen wird“. 

Durch das Fahren mit Licht am Tage
würden Fahrzeuge schneller wahrgenom-

men werden. „Dies gilt auch bei hellem
Licht und Sonnenschein, denn eine zu-
sätzliche Lichtquelle erhöht die Aufmerk-
samkeit“, so der Verkehrsexperte.

„Tagfahrleuchten haben einen geringen
Stromverbrauch und schalten sich automa-
tisch ein, wenn das Fahrzeug gestartet
wird. Sie treiben weder den Spritverbrauch
in die Höhe, noch schaden sie der Umwelt.
Tagfahrleuchten können nicht die Straße
ausleuchten, sie machen das Auto aber
sichtbar – und darauf kommt es zur Verhü-
tung von Unfällen an“, so Gero Storjohann.

AUS DEM BUNDESTAG

Gero Storjohann, MdB
begrüßt Einführung 
der Lichtpflicht

Bildquelle: dpa
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Wolfgang Börnsen, MdB: 
Minderheiten-Portal stärkt Minderheiten-Präsenz

Zur Präsentation des neuen Internet-
portals der Föderalistischen Union Euro-
päischer Volksgruppen (FUEV) erklärte der
Sprecher für Kultur und Medien der CDU-
Bundestagsfraktion, MdB Wolfgang Börn-
sen, dem Schleswig-Holstein-Kurier: 

„Was die Flensburger FUEV Zentrale
mit ihrem neuen Internetportal für die
deutschen Minderheiten jetzt in Berlin
präsentiert hat, ist imponierend, beispiel-
gebend und für die Vernetzung aller
europäischer Minderheiten notwendig.
Der Präsident der Föderalistischen Union
Europäischer Volksgruppen, Hans Hein-
rich Hansen, und Generalsekretär Frank
Nickelsen tragen mit diesem Sprung in die
Nutzung moderner Technologie zur
Sicherung der kulturellen Identität von
Minderheiten ebenso bei wie zu deren
internationalen Vernetzung.

Das neue Portal ist ein Gewinn für die

Minderheiten-Präsenz! Die Finanzierung
dieses Projekts, die besonders durch den
persönlichen Einsatz des Parlamentari-
schen Staatssekretärs im Bundesinnenmi-
nisterium, Dr. Christoph Bergner, möglich
wurde, dokumentiert, dass Berlin in seiner
Minderheitenpolitik aktive Begleitung
garantiert.

Von diesem ersten Internetportal profi-
tieren insgesamt 24 deutsche Volksgrup-
pen in ihren 24 Ländern von Dänemark
über Belgien bis Ungarn und Kasachstan.
Sie alle sind Mitglieder der FUEV, die in
Gesamteuropa 84 verschiedene autoch-
thone Minderheiten-Verbände aus 32
Ländern vertritt. Diese größte Zivilgesell-
schaftsgruppe in Europa mit ihrem Sitz in
der Fördestadt Flensburg vertritt ca. 100
Mio. Menschen. Jeder 7. Europäer gehört
einer Minderheit an. Mit der neuen Ver-
netzung, deren Ausgangspunkt Flensburg

ist, dokumentiert die deutsche-dänische
Grenzregion wieder einmal, dass sie in
Minderheitenfragen besonders fortschritt-
lich ist.“

Das neue Internetportal ist unter:
www.fuen.org zu erreichen.

Wolfgang Börnsen ist Sprecher für Medien und
Kultur der CDU-Bundestagsfraktion

Bildquelle: CDU



Ein aktueller Schwerpunkt der Arbeit
des Europäischen Parlaments ist die
Europäische Energiepolitik. Unter dem
Vorsitz von Bundeskanzlerin Dr. Angela
Merkel hatten sich auf dem Europäischen
Rat im März 2007 die Staats- und Regie-
rungschefs der EU auf einen Aktionsplan
für eine europäische Energie- und Klima-
politik geeinigt und gemeinsame Zielvor-
gaben beschlossen. Wir gehen nun in
unserer parlamentarischen Arbeit der
Frage der Energiesicherheit nach und dis-
kutieren Aspekte, wie z.B. den Schutz des
Klimas, die Beziehungen zu den Förder-
ländern, steigende Preise für Energie und
erneuerbare Energiequellen. Besonders
auf der europäischen Ebene bieten die
Schlussfolgerungen des Rates von Lissa-
bon (21. /22.06.2007) Ansatzpunkte, um
sich den Herausforderungen der Energie-
politik gemeinsam zu stellen.

Mit einer Reihe von Vorschlägen hat die
EU-Kommission am 23.01.2008 ihre Vor-
stellungen für die EU-Energie- und
Klimapolitik präsentiert. Nun sind in den
kommenden Monaten das Europäische
Parlament und der Rat gefragt, um im
Mitentscheidungsverfahren die Vorschlä-
ge zu prüfen, zu modifizieren, zu ergän-
zen oder abzulehnen. Die vier wichtigsten
Vorschläge lassen sich wie folgt zusam-
menfassen:
• Verbesserung des 2005 angelaufenen
Emissionshandelssystems, das zukünftig
alle industriellen Großemittenten wie z.B.
Kraftwerke umfassen soll; 
• Vorgaben zur Emissionsminderung für
Verursacher, die nicht unter das Emissi-
onshandelssystem fallen (z.B. Verkehr),
wobei jedes Land einen angemessenen
Beitrag leisten soll; 
• rechtlich verbindliche Ziele für die ein-
zelnen Mitgliedstaaten, den Anteil er-

neuerbarer Energien am Energiemix zu
erhöhen; 
• neue rechtliche Rahmenbedingungen
für die CO2-Abscheidung und seine
unterirdische Speicherung, um Investitionen
in diese kostenintensiven Prozesse anzu-
regen.

Die Kostenfrage wird dabei von der
Kommission offen angesprochen. Ausga-
ben für den Klimaschutz sind unvermeid-
lich, doch während laut Bericht des briti-
schen Ökonomen Stern in Zukunft 5–20 %
des BIP notwendig sein werden, wenn
nichts unternommen wird, könnten die
Kosten bei sofortigem Handeln bei unter
1 % des BIP gehalten werden. Das ent-
spricht für den Zeitraum bis 2020 unge-
fähr 150 Euro pro Person und Jahr.
Außerdem könnten – im Hinblick auf eine
gesicherte Energieversorgung – weniger
Öl und Gas eingeführt und dadurch bis zu
50 Milliarden Euro jährlich eingespart
werden.

Die Vorschläge der EU-Kommission
stellen eine brauchbare Grundlage für
eine gemeinsame europäische Energiepo-
litik dar. Gegenüber ersten Entwürfen
konnten bei wesentlichen Punkten Fort-
schritte erreicht werden. Es wird aber
noch erheblicher Arbeit im Rat und bei
uns im Europäischen Parlament bedürfen,
um eine ökonomische, ressourcenscho-
nende, nachhaltige Energiepolitik zu
erreichen. Wichtig ist, dass Wirtschaft
und Verbraucher frühzeitig wissen, was
auf sie zukommt. Unsere Ziele sind klar:
wir wollen aktiven Klimaschutz und Aus-
bau der erneuerbaren Energien. Wir
müssen dabei aber auch sicherstellen,
dass die energieintensive Industrie in
Europa eine Zukunft hat.

Die Kommission schlägt eine Lastentei-
lung zwischen den Mitgliedstaaten zur

Erreichung des vom Europäischen Rat im
März 2007 beschlossenen EU-Treibhaus-
gasreduktionsziels (-20 % bis 2020 im
Vergleich zu 1990) vor. Deutschland hat
seine Emissionen bis Ende 2006 um
18,4 % reduziert.

Nun müssen alle Mitgliedstaaten ver-
gleichbare Minderungsanstrengungen
übernehmen, um unfairen Wettbewerb
zu verhindern. In der Vergangenheit ge-
leistete Anstrengungen müssen honoriert
werden. Länder, die von ihren Kyoto-Zie-
len derzeit noch weit entfernt sind, dürfen
nicht entlastet werden. Dies würde die
Glaubwürdigkeit und Verlässlichkeit der
EU-Klimaschutzpolitik gefährden.

Die Kommission will die Anrechenbar-
keit von im Ausland erzielten Emissions-
zertifikaten drastisch beschränken (auf
3 % der Emissionen im Jahr 2005). Diese
Begrenzung dient meiner Meinung nach
nicht dem Klimaschutz. Ohne eine umfas-
sende Nutzung von im Ausland erzielten
Emissionszertifikaten, z.B. durch den Auf-
bau von klimafreundlichen Kraftwerken
in Drittstaaten, würden sich die Kosten
des Klimaschutzes für die EU annähernd
verdoppeln. Wichtig ist es, die Entwick-
lungsländer an der europäischen Energie-
politik, beispielsweise durch Technologie-
transfers, zu beteiligen.

Weiter wurde vorgeschlagen, einen
europaweiten Rahmen für den Emissi-
onshandel bzw. für die Reduzierung der
Emissionen im industriellen Sektor zu
schaffen. Einheitliche Rahmenbedingungen
in ganz Europa sind wichtig. Allerdings
kommen die Fragen des Wettbewerbs,
insbesondere mit Drittländern, deutlich
zu kurz. Zwar hat sich die Kommission
den Wettbewerbsargumenten gegenüber
zuletzt zunehmend offener gezeigt.
Doch die Ankündigung der EU-Kommis-
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sion, dass grundsätzlich auch im Produ-
zierenden Gewerbe ein substanzieller Ein-
stieg in die Versteigerung erfolgt, aber
erst im Juni 2010 über eventuelle Aus-
nahmeregelungen entschieden werden
soll, erzeugt bei den betroffenen Unter-
nehmen zwangsläufig ein hohes Maß an
Investitionsunsicherheit.

Die EU hatte beschlossen, den Anteil
der erneuerbaren Energien von heute
8,5 % des Energieverbrauchs auf 20 %
bis 2020 zu erhöhen. Die Kommission hat
jetzt Vorschläge zur Umsetzung und zur
Lastenverteilung zwischen den Mitglied-
staaten vorgelegt. Dies bedeutet ein Aus-
bauziel für Deutschland in Höhe von
18 % des Endenergieverbrauchs. Das
entspricht weitgehend den ehrgeizigen
Festlegungen des deutschen Integrierten
Energie- und Klimaprogramms. Für
Deutschland bedeutet dieses Ziel bis 2020
eine Verdreifachung des Anteils erneuer-
barer Energien gegenüber 2005.

Die EU-Kommission hat außerdem
einen Handel mit Ursprungszertifikaten
zur Flexibilisierung der Zielerfüllung vor-
geschlagen. Dieser soll den Mitgliedstaa-
ten ermöglichen, besonders kostengünstige
Erneuerbaren-Potentiale gemeinsam zu
erschließen. Es ist richtig, dass der ent-
sprechende Handel auf Unternehmens-
ebene nur unter Mitsprache der Mitglied-
staaten stattfinden soll. Es darf keinen
freien Zugriff eines jeden Betreibers auf
das für ihn günstigste Fördersystem in der
EU und damit eine Einladung zum Sub-
ventionswettlauf geben.

Die im EU-Energie- und Klimapaket
enthaltenen Ziele sind besonders vor der
aktuellen weltweiten Situation auf den
Energiemärkten zu sehen: Der Weltener-
giebedarf wird in den nächsten Jahrzehn-
ten deutlich steigen. Hauptursache hierfür
sind die wachsende Weltbevölkerung
sowie der Nachholbedarf in den sich ent-
wickelnden Ländern, vor allem in China
und Indien mit heute schon fast 2,5 Mrd.
Menschen.

Der steigende Energiebedarf fordert
sichere Investitions- und stabile politische
Rahmenbedingungen, insbesondere in
den Förder- und Transitländern. Hier
liegt eine Herausforderung für Europa.
Noch sind wir Europäer überdurchschnitt-
lich stark von Energieimporten abhängig.
Auf die global wachsende Energienach-

frage und den daraus entstehenden ver-
schärften Wettbewerb um den Zugang zu
Energiequellen muss Europa mit einem
ausgewogenen Konzept antworten. Hier-
zu gehört eine breite Energiebasis mit
einem zukunftssicheren Energiemix. Wir
können es uns nicht leisten, auf einzelne
Technologien und Energieträger zu ver-
zichten. Aufgabe wird es deshalb sein, die
unterschiedlichen Potentiale aller Energie-
quellen fortzuentwickeln und sie effizient
einzusetzen. Daher müssen alle Alternati-
ven zu den fossilen Brennstoffen, insbe-
sondere zum Öl, genutzt werden. Dies
schließt auch längere Laufzeiten beste-
hender, sicherer Atomenergieanlagen ein.

Schleswig-Holstein ist im Bereich der
Klimaforschung und der ausgewogenen
Energiepolitik auf europäischer Ebene
stark engagiert: Forscher der IFM-GEOMAR
Kiel, wie z.B. Prof. Dr. Mojib Latif, sind
respektierte Ansprechpartner auf zahlrei-
chen Veranstaltungen in Brüssel. Auch
unserer Wirtschaft, z.B. durch On- und
Offshoreanlagen bei der Windkraft, eröff-
nen sich zahlreiche neue Möglichkeiten.
Weltweit können wir an die Spitze einer
neuen Technologie gelangen. Weiter bie-
ten neue Biogas- und Biotreibstofftechno-
logien, insbesondere der kommenden
2. Generation ergänzende Perspektiven.
EU-Agrarkommissarin Mariann Fischer
Boel hat bei der Eröffnung der „Grünen
Woche“ in Berlin betont, dass die Agrar-
politik daher weiter verlässlich und
vorhersehbar sein müsse. Die Kommissa-
rin betonte, dass den Landwirten eine
wichtige Rolle bei der Produktion von Bio-
energie zukäme, ohne die vorrangige
Aufgabe der nachhaltigen Lebensmittel-
produktion zu hohen Standards zu ver-
nachlässigen. 

Außerdem muss eine nachhaltige Ener-
giepolitik zunehmend außen- und sicher-
heitspolitische Anforderungen berück-
sichtigen. Die EU muss deutlich stärker als
bislang gemeinsam in der Außenpolitik
auftreten, insbesondere um die Versor-
gungssicherheit zu gewährleisten. Eben-
falls stärker als bisher muss Energiepolitik
zu einem wichtigen Bereich der Außenpo-
litik werden. Insbesondere die Abhängig-
keit von Ölimporten aus Krisenregionen
muss vermindert werden. Die außenpoliti-
schen Anstrengungen müssen sich daher
langfristig auf eine Stabilisierung der dor-

tigen Verhältnisse und auf „Energiepart-
nerschaften“ mit diesen Räumen richten.
Energiepolitik wird damit zu einem wich-
tigen Bereich der Außenpolitik in der
Europäischen Union. Es ist notwendig, die
Kompetenzen eindeutig zu klären und die
Handlungsspielräume der Europäischen
Union in einer gemeinsamen Energie-
Außenpolitik festzusetzen. So wird einer
eventuellen Erpressbarkeit einzelner EU-
Mitgliedsstaaten vorgebeugt.

In den schwierigen Haushaltsverhand-
lungen zum EU-Haushalt 2008, hat sich
der Haushaltsausschuss besonders für
nachhaltige Energieprojekte stark ge-
macht, die schon jetzt im Haushalt für
2008 realisiert werden sollen. So stellt die
Arbeit des Europäischen Parlaments einen
wichtigen Aspekt für die zukünftige Ener-
giesicherheit innerhalb der EU dar. Es
steht außer Zweifel, dass die Auswirkungen
des legislativen Verfahrens des Energie-
und Klimapakets für die Europäischen
Bürger und die Industrie beträchtlich sein
werden. Dies gilt im Positiven wie im
Negativen. Beispielsweise sind bei den
von der EU-Kommission geplanten CO2-
Grenzwerten für Pkw und den Vorschlägen
zum Emissionshandel noch weit reichende
Verbesserungen notwendig. Ökologische
Nachhaltigkeit und verlässliche ökonomi-
sche Rahmenbedingungen müssen in der
Energie- und Klimapolitik zusammenge-
führt werden und brauchen sich nicht zu
widersprechen.

Bildquelle: globus-grafik
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Im Dezember 2007 beging der langjäh-
rige Bundestagsabgeordnete, Kreisvorsit-
zende und ehemalige Landesvorsitzende
der CDU Schleswig-Holstein, Staatssekre-
tär a.D. Peter Kurt Würzbach, seinen 70.
Geburtstag. Die CDU gratuliert mit diesem
Portrait einem ihrer langjährigsten und
profiliertesten Repräsentanten sehr herz-
lich. Peter Harry Carstensen sagte dem SH-
Kurier: „In einer Zeit, die für die CDU nicht
leicht war, hat Peter Kurt Würzbach Ver-
antwortung für unsere Partei übernommen.
Viele Jahre gehörte er dem Landesvorstand
als Stellvertretender Landesvorsitzender an
und übernahm 1997 dessen Vorsitz. Er hat
den Landesverband mit einem klaren Profil
geführt und ihm eine deutliche, manchmal
auch unbequeme, Stimme gegeben. Ich
gratuliere „PKW“ auch an dieser Stelle
noch einmal sehr herzlich und wünsche
ihm weiterhin gute Gesundheit und dass
ihm seine Tatkraft noch lange erhalten
bleiben möge!“

Peter Kurt Würzbach wurde am 15.
Dezember 1937 in Göttingen geboren. Er
trat nach seinem Abitur 1957 in Hamburg
in die Bundeswehr ein, wurde 1959 Leut-

nant, Zugführer und Kompaniechef, Tech-
nischer Offizier und Stabsoffizier für Innere
Führung bei der 6. Panzergrenadierdivision
in Neumünster. Würzbach studierte an der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel So-
ziologie, Psychologie und Pädagogik, wur-
de Diplom-Pädagoge und Lehrbeauftragter
an der Fachschule für Sozialwesen in Kiel.

1964 trat Peter Kurt Würzbach in die
CDU ein, gründete mehrere Ortsverbände,
darunter den in seiner Heimatgemeinde
Klein Rönnau, wo er von 1970 bis 1995
ehrenamtlicher Bürgermeister war und
danach zum Ehrenbürgermeister ernannt
wurde. Von 1989 bis 1997 führte Würz-
bach den CDU-Kreisverband Segeberg
und war von 1997 bis 2000 Landesvorsit-
zender der CDU Schleswig-Holstein.

Von 1976 bis 2002 gehörte Würzbach
dem Deutschen Bundestag an und war von
1980 bis 1982 Verteidigungspolitischer
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion.

Unter Bundesverteidigungsminister Dr.
Manfred Wörner und, nach dessen Beru-
fung zum NATO-Generalsekretär, unter
Verteidigungsminister Prof. Scholz war
Würzbach von 1982 bis 1988 Parlamenta-
rischer Staatssekretär beim Bundesminister
der Verteidigung. Im Dezember 1988 trat
Würzbach nach Differenzen mit Verteidi-
gungsminister Scholz zurück. Würzbach
hatte ein vorläufiges Flugverbot von NATO-
Tiefflügen nach den Unfällen von Ramstein
und Remscheid angeordnet, das viel Aner-
kennung fand. Von 1990 bis 1994 war

Würzbach Abrüstungspolitischer Spre-
cher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion.

Neben seiner beruflichen und politi-
schen Tätigkeit hat sich Peter Kurt Würz-
bach immer vielfältig ehrenamtlich einge-
setzt. So ist er heute Ehrenvorsitzender
des Vereins „Bundeswehr hilft Kindern in
der Dritten Welt“- allein in dessen Kinder-
krankenhaus im Senegal wurden inzwi-
schen über 150.000 Kinder medizinisch
versorgt – und Ehrenpräsident des von
ihm gegründeten Golfclub Segeberg e.V.
Er ist u.a. Stellvertretender Vorsitzender
des Deutschen Medical Wellness-Verban-
des und der International Wellness Asso-
ciation, Ehrenmitglied des Fördervereins
„Deutsches Luftwaffenmuseum“, Stell-
vertretender Vorsitzender des Förderver-
eins „Invaliden Friedhof“ in Berlin-Mitte
und war Schirmherr der Friendship Force
in Schleswig-Holstein. Würzbach ist Mit-
glied im Beirat der „Bundeswehr-Heimbe-
triebs-Gesellschaft“, war langjähriger
Aufsichtsratsvorsitzender der Volksbank
Segeberg und später Neumünster und ist
heute als Unternehmensberater tätig.

Peter Kurt Würzbach ist Träger des
Bundesverdienstkreuzes Erster Klasse, der
Freiherr-vom-Stein-Medaille, des Bundes-
wehrehrenkreuzes in Gold und weiterer
Orden, wie z.B. dem Verdienstorden der
Republik Ungarn. Peter Kurt Würzbach
hat mit Ehefrau Gudrun eine Tochter. Sein
Sohn, der Polizist Per-Oliver Würzbach,
verunglückte 1996 tödlich.

GRATULATION

„PKW“ wurde 70
Drei Buchstaben als Markenzeichen - 
ein Mann des klaren Wortes

Peter Kurt Würzbach
Bildquelle: rtn, peter wüst
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 Die Gesellschaft
Die NordwestLotto Schleswig-Holstein GmbH & 
Co. KG ist der staatlich konzessionierte Veran-
stalter von Lotterien und Wetten in Schleswig-
Holstein. Die Gesellschaft mit Sitz in Kiel be-
schäftigt in der Hauptverwaltung 88 Mitarbeiter, 
davon 57 in Vollzeit. Sie unterhält 6 Bezirksstel-
len und rund 850 Annahmestellen. 
Das Spielangebot umfasst zurzeit das Zahlen-
lotto 6 aus 49 (Mittwoch und Sonnabend), die 
Sportwetten ODDSET und Fußball-TOTO mit der 
Auswahl- und Ergebniswette, die Lotterie BINGO, 
die GlücksSpirale, die Lotterie KENO sowie die 
Zusatzlotterien Spiel 77, Super 6 und plus 5. 
Darüber hinaus wird die Losbriefl otterie Rubbel-
fi x veranstaltet. 
Die Teilnahme an den Lotterien und Wetten er-
folgt in den vom Land Schleswig-Holstein zuge-
lassenen LOTTO-Annahmestellen. Geschultes 
Personal garantiert eine fachkundige Beratung 
vor Ort und einen reibungslosen und sicheren 
Spielablauf. 
Im vergangenen Jahr 2007 haben die Spielteil-
nehmer knapp 300 Mio. Euro an Spieleinsätzen 
und Bearbeitungsgebühren bei der Nordwest-
Lotto eingesetzt. Daraus resultieren hohe Ein-
nahmen für das Land Schleswig-Holstein. So 
wurden im Jahr 2007 über 120 Mio. Euro als 
Lotteriesteuer auf Spieleinsätze und Bearbei-
tungsgebühren und als Konzessionsabgaben an 
das Land abgeführt. Letztere wurden vom Land 
Schleswig-Holstein u. a. zur Förderung des so-
zialen Bereichs, der Kultur, der Jugend und des 
Sports verwendet.
Gewinner waren im vergangenen Jahr auch die 
Spielteilnehmer. So hat die NordwestLotto im 
Jahr 2007 über 137 Mio. Euro als Gewinnsumme 
ausgeschüttet.

NordwestLotto erfüllt höchste 
 Sicherheitsstandards
Im letzten Jahr hat die NordwestLotto ihr seit 
dem Jahr 2000 bestehendes Sicherheitszertifi -
kat anhand der World Lottery Association (WLA) 
Security Control Standards© erneuern und ein 
weiteres nach ISO 27001 (International Organi-
zation for Standardization) hinzufügen können. 
Die Zertifikate bestätigen der Gesellschaft die 
Einhaltung der zurzeit höchsten Sicherheitsan-
forderungen. 
Die Zertifizierung anhand der World Lottery 
Association (WLA) Security Control Standards©

bestätigt, dass die NordwestLotto über ein 
effektives Risiko- und Sicherheitsmanagement 
verfügt; wirksame Sicherheitspraktiken und 
-verfahren entwickelt und dokumentiert hat; eine 
sichere Umgebung geschaffen hat, in der ihre 
physischen Werte, ihre Datenbestände und ihr 
Personal geschützt werden; alle betrieblichen 
Grundlagen ihrer Informationstechnologie so-
wohl intern wie auch extern gesichert hat; über 
geeignete und wirksame Notfallpläne verfügt. 
Die Zertifizierung anhand der ISO 27001 

bestätigt, dass die NordwestLotto den konti-
nuierlichen Spielbetrieb sicherstellt; eine hohe 
Unternehmenssicherheit bietet; eine effektive 
Sicherheitsplanung und -verwaltung vorhält; 
präzise und verlässliche Sicherheitsprüfungen 
durchführt; eine geringere Anfälligkeit aufweist.

 Glücksspielstaatsvertrag
Am 01.01.2008 ist der „Staatsvertrag zum 
Glücksspielwesen in Deutschland“ (Glücksspiel-
staatsvertrag) in Kraft getreten. Dieser umfasst 
neben den Sportwetten auch die Lotterien und 
setzt die Anforderungen, die das Bundesverfas-
sungsgericht in seinem Urteil vom 28.03.2006 
an ein staatliches Monopol stellt, um. 
Von den Regelungen des Glücksspielstaatsver-
trages ist nahezu der gesamte Geschäftsbereich 
der NordwestLotto betroffen. Die Beschränkung 
der Werbung auf reine Information, die Be-
grenzung der Anzahl von Annahmestellen, die 
Gewährleistung des Jugend- und Spielerschut-
zes sowie die Einbindung von Maßnahmen zur 
Suchtprävention sind hierfür wesentliche Bei-
spiele.

Im Bereich des Spielerschutzes hat die Nord-
westLotto gemeinsam mit den anderen 15 Lan-
deslotteriegesellschaften in Deutschland und in 
Kooperation mit den Spielbanken ein Sperrsys-
tem eingerichtet. Personen, die spielsuchtge-
fährdet sind oder dazu neigen, über den ihnen 
zur Verfügung stehenden fi nanziellen Rahmen 
hinaus Spieleinsätze zu tätigen, können die 
Aufnahme in die Sperrdatei beantragen. Die 
eingetragene Spielersperre bewirkt, dass eine 
Teilnahme an den Sportwetten und der Lotterie 
KENO, die als besonders suchtgefährdend ein-
gestuft sind, nicht mehr möglich ist.

Um eine Spielsuchtprävention auf höchstem 
Standard gewährleisten zu können, hat die 
NordwestLotto frühzeitig die Kooperation mit 
fachkundigen Partnern gesucht. So arbeitet 
die Gesellschaft eng mit der Landesstelle für 
Suchtfragen Schleswig-Holstein e. V. (LSSH) 
und mit der Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung (BZgA) zusammen und entwickelt 
gemeinsame Konzepte. Beide Suchtstellen 

bieten zudem telefonische Beratungshotlines 
für Glücksspielsüchtige, die Hilfe suchen.
Die NordwestLotto stellt im Rahmen ihres So-
zialkonzeptes der LSSH jährlich Mittel in Höhe 
von 100.000 Euro bereit. Mit Hilfe dieses Förder-
fonds werden Maßnahmen, die der Abwehr von 
Glücksspielsuchtgefahren dienen, Forschungs-
projekte im Bereich Glücksspielsucht-Risiken, 
Maßnahmen der Glücksspielsucht-Prävention 
sowie Projekte der Glücksspielsuchthilfe unter-
stützt. 
So wird auch der am 24.01.2008 in der Kieler 
Fridtjof-Nansen-Schule eröffnete „KlarSicht-
Mitmach-Parcours“ mit Mitteln dieses Förder-
fonds finanziert. Der Parcours soll Schülerinnen 
und Schülern der 7. – 9. Klasse Informationen zu 
den Themen Alkohol, Rauchen und Glücksspiel 
geben und weitergehend auf die jeweilige Sucht-
problematik aufmerksam machen. Der Parcours 
zieht nun innerhalb Schleswig-Holsteins von 
Schule zu Schule. Pro Jahr wird er 22 Wochen im 
Land unterwegs sein und jeweils eine Woche in 
jeder Schule verweilen. In jedem Jahr sollen auf
diesem Wege 15.000 Kinder und Jugendliche er-
reicht werden.

LOTTO tut Gutes!
Die NordwestLotto fördert das Gemeinwohl nicht 
nur über die zweckgebundenen Konzessionsab-
gaben, sondern engagiert sich darüber hinaus 
vielfach für soziale, kulturelle und sportliche 
Belange in Schleswig-Holstein. 
So unterstützt die Gesellschaft z. B. die in die-
sem Jahr in der Schleswig-Schleiregion stattfi n-
dende Landesgartenschau.  Des Weiteren ist die 
NordwestLotto Schleswig-Holstein GmbH & Co. 
KG nunmehr bereits im 11. Jahr Hauptsponsor 
des Schleswig-Holstein Musik Festivals.

NordwestLotto Schleswig-Holstein
GmbH & Co. KG
Andreas-Gayk-Str. 19/21
24103 Kiel
Telefon: (0431) 98 05-0
Telefax: (0431) 98 05-206
E-Mail: service@nordwestlotto.de

Helmut Stracke, Geschäftsführer der NordwestLotto 
Schleswig-Holstein GmbH & Co. KG (re.), und 
Wolfgang Schoofs, Geschäftsführer der Landesgarten-
schau 2008 Schleswig-Schleiregion gGmbH, gehen 
partnerschaftlich in den Sommer 2008.

NordwestLotto unterstützt die Landesstelle für Sucht-
fragen Schleswig-Holstein (LSSH) jährlich mit 100.000 
Euro (v.l. Bernd Heinemann, Regina Kostrzewa, beide 
LSSH; Helmut Stracke, NordwestLotto).

Staatlich. Sicher. Seriös.
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Die Senioren-Union Schleswig-Holstein
hat eine neue Führungsriege. Die langjäh-
rige Landesvorsitzende Helga Kleiner
stellte sich bei der Landesdelegiertenver-
sammlung nicht mehr zur Wiederwahl.

Mit großer Mehrheit (97 %) wählten die
Delegierten in den Holstenhallen in Neu-
münster Karl-Heinz Starck aus Hasloh (Kreis
Pinneberg) zum Nachfolger von Helga Klei-
ner. Die scheidende Landesvorsitzende, die
zugleich stellvertretende Bundesvorsitzen-
de ist und dort dem geschäftsführenden
Bundesvorstand angehört, wurde zur
Ehrenvorsitzenden gewählt. 

Als stellvertretende Landesvorsitzende
wurden in ihren Ämtern Ingrid Meyer (Nor-
derstedt) und  Hubert Priemel (Ahrensburg)
bestätigt,  Astrid Dittberner (Neumünster)
und Edwin Strehler (Malente)  als Stellver-
treter und Rolf Ewers (Ahrensburg) als
Schatzmeister neu gewählt.

Karl-Heinz Starck dankte der scheiden-
den Vorsitzenden Helga-Kleiner für Ihren
besonderen Einsatz. Die Senioren-Union
Schleswig-Holstein ist mittlerweile in allen
Kreisen aktiv. „Helga Kleiner hat immer wie-
der die Belange der Senioren formuliert,
ohne dabei die Anliegen anderer Generatio-
nen aus den Augen zu verlieren. Ihre Ideen
und Papiere, die wir gemeinsam verabschie-
det haben, haben Einfluss gefunden in die
schleswig-holsteinische Landespolitik und
zum Teil auch Akzente im Bereich der Bun-
despolitik gesetzt,“ sagte der neue Vorsit-
zende Starck über Helga Kleiner. 

Er betonte in seiner Rede, dass es sowohl
parteiintern als auch nach außen klar her-

ausgestellt werden muss, dass die Senioren-
Union eine politische Organisation ist.

Unser Ziel ist es, Politik für die Senioren
umzusetzen, ohne die Gesamtgesellschaft
dabei aus den Augen zu verlieren. So muss
Seniorenpolitik in immer stärkerem Um-
fang nicht allein von sozialpolitischen The-
men bestimmt werden, sondern von allen
Politikfeldern, insbesondere von der Wirt-
schaftspolitik. „Es wird unsere Aufgabe
sein, darauf zu achten, dass beispielsweise
das Arbeitsumfeld auch für ältere Men-
schen geeignet ist“, sagte Starck.

Er wies darauf hin, dass Seniorenpolitik
immer auch schon Familien- und Kinder-
politik war. Viel werde momentan dar-
über diskutiert, was der Staat tun kann,
damit junge Paare ihren Kinderwunsch
leichter erfüllen können. Viel zu selten
finde die Tatsache Beachtung, dass es vor
allem die Großeltern sind, die das flexibel-
ste, zuverlässigste und vor allem liebevoll-
ste Betreuungsangebot für Kinder bereit-
stellen, so Starck weiter. 

Wissenschaftliche Studien haben ge-
zeigt, dass nicht die Frage ob ein Krippen-
platz vorhanden ist, dass nicht die Frage,
ob Elterngeld gezahlt wird, dass nicht die
Höhe ausschlaggebend dafür ist, ob sich
junge Elternpaare für ein Kind entschei-
den, sondern die Tatsache, dass Großel-
tern da sind, die bereit sind, sich mit um
das Kind zu kümmern, den größten Ein-
fluß darauf hat. Diese Leistung will Starck
stärker als bisher gewürdigt wissen. Vor
diesem Hintergrund sei es auch selbst-
verständlich, dass sich moderne Senioren

ANZEIGE
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Karl-Heinz Starck zum neuen Landes-
vorsitzenden der Senioren-Union gewählt.

Stabwechsel bei der SU: Die scheidende
Landesvorsitzende Helga Kleiner und ihr
Nachfolger Karl-Heinz Starck

Bildquelle: CDU

Große Einigkeit in der Senioren-Union 

Bildquelle: CDU
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Unter dem Dach des CDU Kreisverbandes
gibt es seit Anfang Oktober 2007 nach
einer Gründungsveranstaltung im Christian-
Jensen-Kolleg in Breklum nun auch in
Nordfriesland eine eigene Kreisgruppe
des Evangelischen Arbeitskreises der CDU
(EAK). In Anwesenheit des EAK-Landes-
vorsitzenden, Staatssekretär Jost de Jager,
und des CDU-Kreisvorsitzenden Ingbert
Liebing, MdB, wurde Dr. Rüdiger Kelm
(Friedrichstadt) zum Vorsitzenden des
EAK gewählt. Ihm stehen Ursula Belker
(Husum) und Ursula Lorenz (Leck) als wei-
tere Vorstandsmitglieder zur Seite. 
Der EAK gehört zu einer Reihe von Arbeits-
kreisen der CDU/CSU, die sich weitestge-
hend selbständig mit ausgewählten Aspek-

ten der Politik beschäftigen und somit auch
Einfluss auf die Partei, ihr Programm und
ihre Politik nehmen. Der EAK hat das
grundsätzliche Anliegen, evangelische
Christen zum profilierten politischen Enga-
gement zu ermutigen und übernimmt
somit eine wichtige Brückenfunktion zwi-
schen Partei sowie Kirche und Gesellschaft.
Als Gesprächspartner für die Kirchen auf
allen Ebenen möchte der EAK für seine
Arbeit Menschen gewinnen, die in Kirche
und Politik gleicher Maßen zu Hause sind.
Die junge Kreisgruppe ist derzeit damit
beschäftigt, neben einer Diskussion zum
Selbstverständnis bereits die ersten konkre-
ten öffentlichen Veranstaltungen, wie Vor-
träge, Diskussionen und Exkursionen zu

den Themen Glaube, Kirche und Politik zu
planen. Als Auftaktveranstaltung wurde
im Christian-Jensen-Kolleg ein gut be-
suchter Workshop durchgeführt. Dabei
wurden unter Leitung von Dr. Rüdiger
Kelm die Arbeitsgrundsätze und konkrete
Ziele und Schritte des Evangelischen
Arbeitskreises in der CDU im Kreisverband
Nordfriesland erarbeitet.
Interessierte, die im EAK mitwirken
und/oder über die Aktivitäten informiert
werden möchten, können sich an die
Kreisgeschäftsstelle der CDU in Husum,
Heckenweg 1, wenden oder auch gerne
via Tel. (0 48 41-23 28), Fax (0 48 41-
80 01 80) oder Email (post@cdu-nf.de)
Kontakt aufnehmen.

Evangelischer Arbeitskreis der 
CDU in Nordfriesland gegründet
Der neue Vorstand des EAK in Nordfriesland: Ursula Belker, Dr. Rüdiger Kelm (Vorsitzender) und
Ursula Lorenz

Bildquelle: CDU
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auch im Bereich der Bildungspolitik ein-
mischen. „Wer für die Rente mit 70 ist,
muss auch für das Examen mit 23 sein“,
rief Starck den Delegierten zu. Wer
Lebensarbeitszeit am Ende des Arbeitsle-
bens verlängern will, der sollte dies kon-
sequenterweise auch am Anfang des
Arbeitslebens tun.

Der Ministerpräsident und Landesvor-
sitzende der CDU Peter Harry Carstensen
dankte Helga Kleiner für die geleistete
Arbeit. „Die Senioren, die sich der Senio-
ren-Union anschließen, stehen mitten im
Leben. Und genauso steht die Senioren-
Union mitten in der CDU. 

Eine starke Senioren-Union ist daher der

Garant für eine starke CDU,“ sagte der
Ministerpräsident in seiner Rede. „Die
Senioren Union bringe ihre Erfahrung in
die CDU ein. Innerhalb der CDU gibt es
keinen Generationenkonflikt. Die Senioren-
Union wird in der CDU gebraucht. Mit
Ihren Erfahrungen, Ihrer Leistungsbereit-
schaft und auch mit Ihrer Gelassenheit.“
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Dr. Andreas Ellendt: 
Soziale Gerechtigkeit bleibt
unser Thema
CDA diskutiert Bürgergeld und drängt auf
einen Mentalitätswandel

AUS DEN VEREINIGUNGEN

Nach Ansicht des stellvertretenden CDA-
Landesvorsitzenden Dr. Andreas Ellendt
bekommt das Thema Bürgergeld durch
die Wahlanalysen in Hessen und Nieder-
sachsen verstärkte Aktualität. So habe für
die Wahlentscheidung der Menschen die
soziale Gerechtigkeit eine wichtige Rolle
gespielt. 83 Prozent der hessischen Wäh-
ler hätten im Vorfeld beklagt, dass es in
Deutschland eher ungerecht zugehe.
Diese Stimmung konnten SPD und Linke
für sich nutzen. 77 % der Befragten
unterstützten eine Forderung nach einem

gesetzlichen Mindestlohn und hielten ihn
für ein echtes Anliegen der SPD, nicht nur
für ein Wahlkampfthema. Auch die Verlu-
ste der CDU bei den Arbeitern (minus 9)
sowie bei den Arbeitslosen (minus 23)
seien gravierend. Hier konnte jetzt insbe-
sondere die Linke punkten: mit zehn Pro-
zent bei den Arbeitern und 26 % bei den
Arbeitslosen. „Diese Gruppen fühlen sich
von der CDU vergessen,“ so Ellendt weiter.
Die CDU müsse den Menschen glaubwür-
dige, ehrliche und machbare Konzepte
anbieten, die sich von sozialdemokrati-

schen Vorstellungen, wie die eines flä-
chendeckenden Mindestlohnes, deutlich
unterschieden. Das solidarische Bürger-
geld sei ein solches Konzept. Es werde
von der CDA Schleswig-Holstein zur Zeit
in vier Regionalgesprächen diskutiert.
Allerdings brauche man für dessen
Umsetzung einen Mentalitätswandel in
der Gesellschaft und bei den politisch
Verantwortlichen, der mehr die Chan-
cen und Möglichkeiten, als die Hinder-
nisse und Bedenken in den Vordergrund
stelle.

Unser Kollege Klaus Köberle gründete
1971 den Landesverband der CDA
Schleswig-Holstein, führte den Verband
drei Jahre, leitete als Präsident des Landes-
ausschusses die CDA-Geschicke stets wei-
ter und prägte die Programmatik nachhal-
tig. Mit Klaus Köberle an der Spitze erlebte
die Arbeitnehmerschaft in der Union einen
starken Zuspruch und formte sich unter
seiner Führung zu einer der prägendsten
Vereinigungen der CDU. Klaus Köberle war

ein weitblickender Sozialpolitiker, ein brilli-
anter Redner und Denker, der es verstand,
die Menschen für die Soziale Idee in unse-
rer Gemeinschaft zu begeistern und zu
motivieren. Sein direkter und zugleich hin-
tergründiger Humor werden uns neben sei-
nen wegweisenden Gedanken sehr fehlen. 

Klaus Köberle verstarb am 24. Januar
2008 im Alter von 76 Jahren in Kiel. Wir
haben einen guten Freund und Wegbe-
gleiter verloren.

Dr. Andreas Ellendt  

Bildquelle: CDU

Die Christlich-Demokratische
Arbeitnehmerschaft trauert um ihren
Gründungsvorsitzenden Klaus Köberle

Klaus Köberle Bildquelle: CDU
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Die Teilnehmer des Mentorenprogramms mit Peter Harry Carstensen Bildquelle: CDU

Mentorenprogramm der
Frauen Union angelaufen
Mentorenprogramm der
Frauen Union angelaufen

MdL Sylvia Eisenberg

MdL Heike Franzen

MdL Werner Kalinka

MdK Katja Rathje-Hoffmann

MdL Manfred Ritzek

MdL Peter Sönnichsen

MdL Thomas Stritzl

MdL Herlich Marie Todsen-Reese

MdL Wilfried Wengler

Staatssekretärin Karin Wiedemann

Hildegard Mersmann, Krs. Plön

Maike Höffken, Krs. Rendsburg-Eck.

Claudia Mohr, Krs. Pinneberg

Ellen Kruse, Krs. Pinneberg 

Danielle Schroiff, Krs. Hrz. Lauenbg.

Silke Roßmann, Krs. Plön

Dr. Marna Michel, Krs. Pinneberg

Swantje Meins, Hzg. Lauenburg

Bettina Albert, Krs. Segeberg

Kerstin Magnussen, Krs.Nordfriesland

Folgende Tandems haben sich gebildet:

Mit einem gelungenen Auftakt im
Hotel Kieler Kaufmann hat die Realisie-
rung des lange geplanten Mentorenpro-
gramms der Frauen Union begonnen.
Zehn von den CDU Kreis- und Ortsver-
bänden vorgeschlagene Frauen, die be-
reits Ämter und Mandate auf Orts- und
Kreisebene der CDU innehaben und erste
Politikpraxis mitbringen, fanden mit je-
weils einer erfahrenen Politikerin, einem
erfahrenden Politiker, zusammen. 

Der Abend brachte schon bei der Vor-
stellung der Mentees die Erkenntnis: Auf
diese Nachwuchskräfte kann die CDU
stolz sein. Schleswig-Holstein hat persön-
lich und fachlich hochqualifizierte Frauen,
die Lust auf Politik haben. Die Präsentation
der Damen zeigte ein weites Spektrum an
beruflichen Erfahrungen, Kenntnissen
und hohe Motivation, mit Elan ins politi-
sche Leben einzusteigen – ein guter
Anfang für eine auch politisch erfolgreiche
Laufbahn. Im Mentorenprogramm werden
die Teilnehmerinnen das handwerkliche
Fundament dafür legen. Sie sammeln
Erfahrungen, erleben, wie praktische Poli-
tik funktioniert und gewinnen durch die
Mentoren Zugang zu Netzwerken. Das
Mentorenprogramm ist eine wichtige
Etappe zum Ziel gleichberechtigter Betei-
ligung von Frauen an Ämtern und Man-
daten in Schleswig-Holstein.

Die Teams werden sechs Monate mit-
einander arbeiten. Begleitend finden Se-

minare statt, die weitergehendes Instru-
mentarium vermitteln. Ein besonderer
Akzent unseres Programmes, das von der
Bundes FU mit großem Lob bedacht
wurde, ist das Besuchsprogramm, bei
dem die Mentees u.a. Gespräche mit
Ministerpräsident Peter Harry Carstensen
und den Ministern der CDU-Seite führen
werden. Der erste Besuch galt dem Lan-
desgeschäftsführer Daniel Günther. An
diesem Abend in der Hermann Ehlers
Akademie nahmen auch die als Mentoren
beteiligten Abgeordneten Werner Kalinka
und Peter Sönnichsen teil. Gegenstand
des Gesprächs waren Struktur und Abläufe
des Parteilebens sowie das Zusammen-
spiel zwischen Partei, Fraktion und Regie-
rung. Wesentlichen Raum nahm das
Kapitel „Tipps und Tricks“ ein, in dem
auch durchaus aus dem Nähkästchen
geplaudert wurde. 

Der zweite Besuch wird den Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer des Mentorenpro-
gramms die ihnen vertraute Landschaft
der Kommunen einmal aus der Gesamt-
sicht zeigen. Sie treffen mit dem Ge-
schäftsführenden Vorstandsmitglied des
Schleswig-Holsteinischen Gemeindetages,
Jörg Bülow, zusammen, der mit ihnen
über die Organisation der Kommunen,
die Aufgaben des Schleswig-Holsteini-
schen Gemeindetages und übergreifende
aktuelle kommunalpolitische Themen dis-
kutieren wird.
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Zur Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts gegen die doppelte Zustän-
digkeit von Kommunen und Bundesagentur
für Arbeit zur Umsetzung der Hartz IV-
Reformen erklärt der Landesvorsitzende
der Kommunalpolitischen Vereinigung
(KPV) der CDU Schleswig-Holstein Ingbert
Liebing, MdB:

„Das Verfassungsgerichtsurteil bestätigt
die damalige Kritik der CDU an handwerk-
lich mangelhaften Gesetzen – auch wenn
die Zielrichtung unstrittig richtig war und
inzwischen gute Ergebnisse in der Arbeits-

marktpolitik erzielt werden können.
Bis 2010 ist ausreichend Zeit vorhanden,

das Urteil in eine neue Organisationsform
zur Betreuung und Arbeitsvermittlung von
Langzeitarbeitslosen umzusetzen. In der
kommunalen Familie ist große Bereitschaft
vorhanden, hier zusätzliche Verantwortung
zu übernehmen. Dies beweisen auch die
erfolgreichen Optionskreise. In Schleswig-
Holstein sind dies Nordfriesland und
Schleswig-Flensburg. Dieses Potenzial sollte
auf jeden Fall genutzt werden, anstatt neue
zentralistische Strukturen zu schaffen.“

Optionskreise können den Weg weisen
KPV-Landesvorsitzender Ingbert Liebing, MdB Bildquelle: CDU

Zur Vorstellung des Programms der
Großen Koalition zum Ausbau der Klein-
kinderbetreuung erklärt der Landesge-
schäftsführer der Kommunalpolitischen
Vereinigung (KPV) der CDU Schleswig-
Holstein Jörg Hollmann:

„113 Millionen Euro für den Ausbau
der Kleinkinderbetreuung unter drei Jahre
durch das Land ist eine erfreuliche Nach-
richt für die Familien, für die Eltern und
die Kinder und damit auch für die Kom-
munen in Schleswig-Holstein. Die von der
CDU geführte Große Koalition setzt ein
deutliches Zeichen für eine bessere Fami-
lienpolitik. Es ist wohltuend zu sehen,
dass CDU und SPD in dieser entscheiden-
den Zukunftsfrage an einem Strang ziehen.
Wichtig wird jetzt sein, die Kreise, Städte
und Gemeinden mit auf den Weg zu neh-
men und gemeinsam in Gesprächen die
Fördersätze, Verteilungsschlüssel und die
Grundsätze für die Bedarfsermittlung
festzulegen. 

Positiv bewertet die KPV die gesonderte
Förderung in Höhe von 5 Millionen Euro
von „Eltern-Kind-Zentren“. Wichtig ist
hier, die Qualifizierung und auch die Ver-
mittlung von Tagespflegepersonal (Tages-
mütter und -väter) zu bündeln. Gerade
der Ausbau des „Tagesmüttermodells“ ist
für den ländlichen Raum von großer Be-
deutung. Nicht in jeder kleinen Gemeinde
können Krippengruppen errichtet wer-
den. Deshalb ist es allerdings bedauerlich,
dass lediglich Investitionskostenzuschüsse
für Krippengruppen in Einrichtungen aber
nicht für Tagesmütter vorgesehen sind.
Hier muss eine Gleichbehandlung erreicht
werden, wenn man es mit dem „Tages-
müttermodell“ ernst meint.“

Erfreuliche Nachricht für Eltern und Kinder

Bildquelle: CDU
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In seinem kommunalpolitischen Rück-
blick auf das Jahr 2007 ist der Landesvor-
sitzende der Kommunalpolitischen Verei-
nigung (KPV) der CDU Schleswig-Holstein
Ingbert Liebing, MdB, insbesondere auf
den Prozess der Verwaltungsstrukturre-
form eingegangen. Dabei kommt Liebing
zu dem Schluss: „Die CDU ist in den Krei-
sen die treibende Kraft bei der Umset-
zung einer vernünftigen Verwaltungs-
strukturreform, die wir mit den Kreisen
gemeinsam gestalten. Die SPD zeigt kei-
nerlei Initiativen und blockiert in einigen
Bereichen wie zum Beispiel in Neumün-
ster sogar Fusionsbemühungen, die die
CDU anschiebt. Die kommunale Basis der
SPD scheint ihrer Parteispitze die Gefolg-
schaft bei deren hochtrabenden Plänen
einer Kreisgebietsreform zu verweigern.“ 

Zu den Ergebnissen des Koalitionsaus-
schusses am 14. Dezember erklärte Ing-
bert Liebing: „Der Koalitionsausschuss
gibt den Kreisen eine Chance zum Nach-
weis, dass durch Kooperationen wesentli-
che Einsparungen zu erwirtschaften sind.
Das ist entscheidend. Dadurch können
die Nachteile von Fusionen und Großkrei-
sen vermieden werden. Dies hat die CDU
im Koalitionsausschuss gegen den Wider-

stand der SPD-Spitze durchgesetzt. Die
SPD wollte schnelle Zwangsfusionen bis
hin zu Großkreisen. Deshalb kommt es im
weiteren Verfahren darauf an, dafür zu
sorgen, dass Kooperationen zwischen
Kreisen als eine wirklich faire Chance
erhalten bleiben. 

Die SPD-Parteispitze wäre gut beraten,
auch auf ihre Kommunalpolitiker in vielen
Kreisen zu hören, die sich vehement
gegen die von oben verordneten Groß-
kreispläne wehren.“

Wo es konstruktive Ansätze zu Koope-
rationen und sogar Fusionen gibt, gehen
diese von den CDU-Kreispolitikern aus. In
Neumünster blockieren SPD-Oberbürger-
meister und SPD-Fraktion die Fusionsplä-
ne mit dem Kreis Rendsburg-Eckernförde,
die von der CDU entwickelt wurden. In
Plön und Ostholstein gestalteten die
CDU-Fraktionen die Pläne für eine enge
Zusammenarbeit der Kreise. Schon im
Frühjahr entwickelten die CDU-Fraktio-
nen im Südosten des Landes ein Strate-
giepapier zur gemeinsamen Aufgaben-
wahrnehmung. Zahlreiche Kooperationen
bestehen schon im Südwesten. Auch im
Norden ist die CDU mit regelmäßigen
Gesprächskreisen führende Kraft bei der

Vorbereitung kreisübergreifender Koope-
rationen im Rahmen der Verwaltungs-
strukturreform. Bei der SPD dagegen
herrscht weitgehend Funkstille! Die
Wirtschaftsförderungsgesellschaften von
Rendsburg-Eckernförde, Plön und Kiel
sollen auf Initiative der CDU zu einer
schlagkräftigen Gesellschaft zusammen-
geführt werden. Wer will dies verhin-
dern? Die örtlichen SPD-Kommunalpoliti-
ker! „Es ist nicht erkennbar, was die SPD
eigentlich will. Der SPD-Landesvorsitzen-
de gibt sich als „starker August“, der mit
Druck Fusionen durchsetzen will. Seine
eigene Basis verweigert sich aber. Wo gibt
es auch nur eine einzige Initiative der SPD
auf Kreisebene für Fusionen? Ob Dith-
marschen, Nordfriesland, Steinburg oder
Neumünster: Nirgendwo ist Unterstüt-
zung für Kreisfusionen erkennbar, die
Stegner erzwingen wollte. Der SPD-Lan-
desvorsitzende sollte bei allen starken
Worten aufpassen, dass er nicht bald in
seiner eigenen Partei wie ein „Kaiser
ohne Kleider“ dasteht, dem am Ende die
eigenen Leute nicht mehr folgen, weil er
das, was er vorgibt, gar nicht hat, nämlich
Unterstützung für die von ihm gewünsch-
te landesweite Kreisgebietsreform.“

CDU ist treibende Kraft bei der 
Verwaltungsstrukturreform –
SPD in den Kreisen zeigt keine Initiativen und blockiert
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„Das schönste Bundesland der Welt zeigt
sich bei Deutschlands wichtigster Messe für
die Land- und Ernährungswirtschaft von sei-
ner besten Seite. Schleswig-Holsteins Auftritt
ist ein voller Erfolg. Unsere Präsentation hat
durch die gründliche Überarbeitung wieder
erkennbar an Gesicht gewonnen“, das war
die einhellige Meinung bei Publikum, Aus-
stellern und den Mitgliedern des Ausschus-

ses für Agrar und Umwelt des Landtages.
Vor allem die so genannte Länderhalle, in

der Schleswig-Holstein seine kulinari-
schen und touristischen Seiten präsen-
tiert, war nach der Umgestaltung ein ech-
ter Renner. Der nachempfundene Markt-
platz im Herzen dieser Halle 22a, der die
Weite des Landes repräsentiert und zugleich
zum Verweilen einlädt, traf offensichtlich
genau den Geschmack des Berliner Messe-
publikums. Gegenüber dem Vorjahr hat die
durchschnittliche Verweildauer deutlich
zugenommen - also mehr Zeit, sich über die
Produkte des Landes zu informieren und
diese auch zu genießen. Gleiches galt für
die am Gemeinschaftsstand des Landwirt-
schaftsministeriums in der Länderhalle
beteiligten Tourismusverbände. Die Offen-
heit und Klarheit der Halle führt gegenüber
dem Vorjahr auch zu einem deutlichen Plus
an Informationsgesprächen. Auch die Dar-
stellung der ländlichen Räume wurde als
außerordentlich geglückt bewertet. So
wurde das schleswig-holsteinische Modell
MarktTreff in der Halle des Bundeslandwirt-

schaftsministeriums an herausgehobener
Stelle vorgestellt. 

Diese Präsentation wurde sowohl von
Bundeslandwirtschaftsminister Horst See-
hofer als auch der EU-Agrarkommissarin
Mariann Fischer Boel mit besonderem Lob
bedacht und fand außerdem das Interesse
des Ernährungsausschusses des Deutschen
Bundestags sowie von Besuchern aus Viet-
nam, Pakistan, der Türkei, aus Tschechien,
den drei baltischen Staaten Estland, Lett-
land, Litauen sowie aus nahezu allen ande-
ren Bundesländern. Den Messeerfolg des
Landes habe die allgemein wieder optimi-
stischere Stimmung in der Landwirtschaft
abgerundet. Landwirtschaftsminister
Christian von Boetticher: „Die Zeiten, in
denen einige Landespolitiker sich für das
angeblich rückständige Image Schleswig-
Holsteins als Agrarland geradezu schämten,
sind endgültig überholt. Wir beobachten
einen nachhaltigen Bedeutungszuwachs für
die Land- und Ernährungswirtschaft im glo-
balen Maßstab. Hier ist Schleswig-Holstein
für den Wettbewerb gut aufgestellt.“

„Grüne Woche war ein voller Erfolg”

Der Ausschuss für Agrar und Umwelt besuchte
den Infostand über den Markttreff

Bildquelle: Bley
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Alle 2 Jahre verleiht die CDU Schleswig-
Holstein seit 2006 an ausgewählte Perso-
nen die Gerhard-Stoltenberg-Medaille.

Ausgezeichnet werden Personen, die
sich durch außergewöhnliches gesell-
schaftliches ehrenamtliches Engagement
verdient gemacht haben. Dazu zählt z.B.
herausragende ehrenamtliche Tätigkeit in
der Kommunalpolitik, in Vereinen und
Verbänden. Die bisherigen Preisträger
sind Uwe Eisenschmidt, Gabriele Wach-
holz und Dr. Robert Knüppel.

2008 wird die CDU Schleswig-Holstein
erneut die Gerhard-Stoltenberg-Medaille
verleihen. Einreichungsschluss der Vor-

schläge für Medaillen ist der 15. Septem-
ber 2008. Die Entscheidung trifft eine
Jury. Die Verleihung erfolgt auf dem Lan-
desparteitag am 31. Oktober 2008.

Die Bewerbungen müssen schriftlich
erfolgen. Vorschlagsberechtigt sind Orts-
verbände, Kreisverbände und Landes- so-
wie Kreisvereinigungen der CDU Schles-
wig-Holstein.

Das Bewerbungsformular können Sie in
der CDU Landesgeschäftsstelle, 
Sophienblatt 44-46, 24114 Kiel, 
Tel. 0431 / 66 09 90 anfordern oder auf
www.cdu-sh.de herunterladen!

Verleihung der
GERHARD-STOLTENBERG-
MEDAILLE

ANZEIGE



Auch die Steuerberaterbranche ist vor einer

Entwicklung nicht sicher: Die Konzentra-

tion auf immer größere Kanzleiketten.

Die Neumünsteraner Steuer- und Anwalts-

kanzlei Grund & Partner gehört mit rund 20

Personen in Schleswig-Holstein zu den

mittelgroßen Kanzleien. 

Die Kanzlei entstand 1961. Ein kleines Büro,

das durch Wissen und Engagement lang-

sam wuchs. Der Steuerberater  Hartmut

Grund übernahm das Büro 1991 und baute

es mit seinen heutigen Partnern Steuer-

berater Andreas Brandt und Rechtsanwalt

Marcus Menke zu einer modernen und lei-

stungsfähigen Kanzlei aus.

Früher war  insbesondere die Hilfe bei der

Erfüllung der steuerlichen Pflichten beruf-

sprägend, heute nehmen die Segmente z.B.

der betriebswirtschaftlichen Beratung mehr

und mehr an Bedeutung zu. So erfüllt die

Buchhaltung heute echte Aufgaben der

Unternehmensplanung und der Steuerung.

Die Erstellung betrieblicher Haushaltspläne

von der Umsatzplanung, über Personal-

kosten und z.B. Werbebudget bis hin zur

Investitionsplanung und Einarbeitung von

Tilgungsplänen zur Beachtung von Zins-

und Tilgungsbelastungen sind ein wichtiger

Bestandteil guter Unternehmensführung

und gehören daher zur Angebotspalette der

Kanzlei Grund & Partner. 

Aber auch in einigen Branchen ist man

besonders Zuhause. So werden einige

große Unternehmen aus den Bereichen

Bustouristik, Spedition, Großhandel, Filial-

betriebe, Tief- und Straßenbau, Betonpro-

duzenten, Kiesabbau, Deponiebetreiber und

viele mehr betreut. „Eine internationale

Spedition oder ein Deponiebetreiber verlan-

gen eben viel mehr als eine einfache

Steuerberatung“ sagen die Steuerberater

Hartmut Grund und Andreas Brandt einstim-

mig. „Aber auch die aktuellen Themen ver-

langen ständige Aufmerksamkeit“, so

Grund, „derzeit stehen die Reform der Erb-

schaftsteuer und das Unternehmensteuer-

reformgesetz  ganz oben an“.

Um diese und viele weitere Leistungen

erbringen zu können mußte die Kanzlei mit-

samt ihren Mitarbeitern lernen und investie-

ren. „Wir sind mit rund 20 Mitarbeitern

immerhin groß genug, um uns in speziali-

sierte Abteilungen zu untergliedern. Da-

durch können wir allen Mandanten optimale

Leistungen anbieten.“, so Steuerberater H.

Grund. Es wurde eine Lohnabteilung gebil-

det, welche sämtliche mittelständischen

Anforderungen bis hin zu Baulohn, Kurz-

arbeit, Insolvenzfragen, Auslandseinsatz

begleitet. „Unser größtes Lohnmandat

umfaßt derzeit rund 470 Mitarbeiter, da

muss die Zusammenarbeit mit dem Büro

des Mandanten reibungslos laufen“ so StB

Brandt. Wenn es nötig ist, begleitet man -

zusammen mit der Anwaltsabteilung-  sogar

Arbeitsgerichtsprozesse.

Auch in der Finanzbuchhaltung (FiBu)

wurde sich spezialisiert. Die Anwendung

modernster Techniken spart Zeit und sorgt

für günstige Preise. StB Grund: „Wir können

heute eine halbautomatische FiBu anbie-

ten“. In Zusammenarbeit mit der Bank des

Mandanten werden dessen Kontobeweg-

ungen online eingelesen und automatisch in

die FiBu geführt. Die Zeiten der manuellen

Datenerfassung sind endgültig vorbei. Auch

ein kostenloses Kassenprogramm, mit des-

sen Hilfe der Mandant seine Kasse am PC

führen kann, sorgt für Einsparungen.

Gleichzeitig übernimmt man die Verwaltung

der Kundenforderungen. Beginnend über

„Offene-Posten-Listen“, über Mahnungen

bis hin zu Zwangsmaßnahmen bietet die

Kanzlei den vollen Service. „Der Mandant

muss die unangenehme Mahnung nicht

selbst schreiben, das erledigen wir für ihn“.

Bei Bedarf wird die eigene Leistung durch

Hinzuziehung von Spezialisten ergänzt.

Hierzu dient in erster Linie die jahrelang

ausgebaute Kooperation mit der hamburger

Wirtschaftsprüferkanzlei „HBRT“. „Dort ar-

beiten wir mit Spezialisten für die Bedürf-

nisse unserer prüfungspflichtigen Mandan-

ten zusammen“, so Grund. Aber auch mit

Unternehmensberatern pflegt man gute

Kontakte.

Grund und Partner haben sich bereits im

Jahr 2000 durch die Angliederung einer

Anwaltskanzlei verstärkt. Man wollte endlich

einen echten Fachmann um sich wissen,

der sich ausschliesslich um die Belange von

Unternehmern kümmert. Eingerichtet insbe-

sondere für das Vertragsrecht hat sich fast

ungewollt eine Spezialisierung auch auf das

Arbeitsrecht herausgebildet, welche im Jahr

2007 mit der Zulassung zum Fachanwalt für

Arbeitsrecht gekrönt wurde. „Der Bedarf

war einfach da“, so Rechtsanwalt Marcus

Menke. Aber auch für Existenzgründungen,

Umwandlungen und jede Begleitung von

kaufmännischen Streitigkeiten ist man

bestens gerüstet.

Die drei Inhaber sind sich einig: „Wir haben
schon viel erreicht, aber wir müssen weiter
machen. Denn Stillstand ist Rückschritt !“
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